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HERBERT VON HALEM VERLAG

Editorial

Nicht erst seit Ausbruch der Corona-Seuche entbrennen Debatten darüber, wie 
frei unsere Gesellschaft ist und welche Rolle unsere Medien spielen (sollen). Wie 
viel Kritik ist notwendig, welche Kritik ist angemessen, wo drohen Einschrän-
kungen der Freiheit? Welche Formen der »Gegenöffentlichkeit« gibt es und wie 
sind sie zu beurteilen?

Wie immer lohnt sich ein Blick zur Seite, auf andere Staaten und Gesellschaften, 
und ein Blick zurück  –  in die Geschichte. In dieser Ausgabe der Journalistik tun wir 
beides. Zunächst blicken wir in eine Region, die Menschen, die es sich leisten kön-
nen, auch in pandemischen Zeiten Sonne, Glitzer und Glamour verspricht: Katar, 
Dubai, Abu Dhabi. Dort locken aber nicht nur Luxushotels, sondern auch Hoch-
schulen, an denen viele »Expats« arbeiten  –  nicht zuletzt in Medienfächern und 
in der journalistischen Ausbildung. Worauf lässt man sich dabei ein? Andreas Strä-
ter untersucht dies in seinem Aufsatz »Kompetenz: Zwischen den Zeilen lesen«. 
Er hat Expats befragt und zeigt, wie diese zu »Grenzgängern« werden, die darauf 
achten, nicht an gesellschaftlichen Tabus zu rühren. Eine (mächtige) Opposition 
scheint noch in weiter Ferne zu liegen.

Fern wirken auch die Zeiten, die im Mittelpunkt von Gernot Pürers Beitrag 
über linksextreme Zeitschriften in der Bundesrepublik zu Beginn der 1970er-
Jahre stehen. Wie haben die Magazine Agit 883, FIZZ und Hochschulkampf über die 
sich formierende »Rote Armee Fraktion« geschrieben? Pürer liefert nicht nur 
eine ebenso faszinierende wie bedrückende Analyse der Militanz jener Tage; er 
verbindet sie mit einer erhellenden Darstellung der medienkritischen Diskurse. 
Was vielen Studierenden damals, ohne dass sie gleich zu Terroristen wurden, 
leicht über die Lippen kam  –  das Wort von der »Kulturindustrie«, die Medien 
als »Manipulationsmaschinen«  –  lässt sich heute nicht mehr ganz so leicht (oder 
leichtfertig?) ausdrücken. Wer die Presse heute der Lüge zeiht, steht oft nicht 
links, sondern sehr weit rechts. 

Dass eine gehaltvolle Medienkritik aber weiterhin nötig ist und dass sie sich 
auch weiterhin, wie 1968ff., mit der BILD-Zeitung beschäftigen sollte, zeigt der 
Aufsatz von Lukas Franziskus Adolphi: »BILD dir dein Afrika« ist eine kritische 
Diskursanalyse der BILD-Berichterstattung über Afrika in Zeiten der Pandemie. 
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Adolphi erkennt Muster einer »apokalyptischen Repräsentation« des Konti-
nents  –  gefährliche Zerrbilder also, die hinterfragt werden müssten.

Lässt sich angemessener und auch konstruktiver berichten? Der Ansatz und die 
Bewegung des Konstruktiven Journalismus könnten ein Mittel sein, den Journa-
lismus  –  nicht nur den der Boulevardmedien  –  besser zu machen. Gabriele Hoof-
facker berichtet in ihrem Essay von einem Lehrprojekt, das zeigt, wie lösungs-
orientierter Journalismus in der Aus- und Fortbildung aufgegriffen werden kann. 
Im Idealfall könnte er die Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Krisen in 
produktive Bahnen lenken und Auswege aufzeigen, schreibt Hooffacker.

Auswege würde man sich auch für die oft festgefahrenen Debatten über Iden-
titätspolitik, Gendern, »Political Correctness« und eine angebliche »Cancel 
Culture« wünschen. Bevor in übereiltem Harmoniestreben bestehende Konflikte 
geleugnet oder kleingeredet werden, müssen diese allerdings erst einmal klar 
herausgearbeitet werden. In diesem Sinne bietet unsere Rubrik »Debatte« in 
dieser Ausgabe zwei sehr unterschiedliche Perspektiven auf die genannten Reiz-
wörter und die mit ihnen verknüpften Auseinandersetzungen: Ingo von Münch 
erkennt in einer nach seiner Wahrnehmung offenbar zunehmenden Moralisie-
rung der Öffentlichkeit, die durch Gebote und Verbote einer gesinnungsethisch 
rigide formulierten »Political Correctness« geprägt sei, eine Gefährdung des 
Journalismus und der Pressefreiheit. Medien würden unter Druck gesetzt, unter 
anderem durch »Themenblockaden«, »obrigkeitliche Formulierungsvorgaben« 
und einen »Trend zur Intoleranz«. 

Druck? Ja, natürlich, schließlich geht es um Machtfragen. So ließe sich die 
Antwort auf den Punkt bringen, die Martina Thiele in ihrem Debattenbeitrag 
gibt. Statt über einzelne Begriffe oder pauschal über Meinungsfreiheit und Zen-
sur zu diskutieren, sollten Privilegiertheit und Macht ins Zentrum der Debatte 
rücken. Vielleicht, so eine Anregung ihres Artikels, wäre es an der Zeit, Herbert 
Marcuses Aufsatz über »Repressive Toleranz« neu zu entdecken. 

Ginge es ausschließlich um Macht, wären der Diskurs und das Editorial an 
dieser Stelle allerdings schon am Ende. Dann käme es wohl nur noch darauf an, 
wer sich durchsetzt. Gibt es nicht doch die Chance auf zumindest partielle For-
men der Verständigung? 

Wie immer freuen wir uns auf Ihre konstruktiven Anregungen und Beiträ-
ge. Diskutieren Sie also mit  –  direkt unter den Aufsätzen, dem Essay und den 
Debattenbeiträgen. Haben Sie Themenanregungen, ein Manuskriptangebot 
oder Kritik? Schreiben Sie uns an redaktion@journalistik.online. Folgen Sie der 
Journalistik gern auch auf Facebook: https://www.facebook.com/journalistik.
online. Eine anregende Lektüre wünscht

Tanjev Schultz, im Frühjahr 2021

mailto:redaktion@journalistik.online
https://newsreel.pte.hu/sites/newsreel.pte.hu/files/REPORT/new_skills_for_the_next_generation_of_journalists_-_research_report.pdf
https://newsreel.pte.hu/sites/newsreel.pte.hu/files/REPORT/new_skills_for_the_next_generation_of_journalists_-_research_report.pdf
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HERBERT VON HALEM VERLAG

Aufsatz

Andreas Sträter

Kompetenz: Zwischen den Zeilen lesen
Zum Selbstverständnis westlicher Expats in der 
journalistischen Berufsbildung an Universitäten der 
Vereinigten Arabischen Emirate und Katars

Abstract: Wer aus einem westlichen Land kommt und in den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten oder in Katar angehende Journalistinnen und Journalisten 
unterrichtet, wird zum Grenzgänger. Lehrpläne aus England oder den USA 
sind nur bedingt oder in einer Light-Version anzuwenden, weil es Tabuberei-
che gibt. Das Problem: Nicht immer sind bestimmte Grenzen klar formuliert, 
so dass es bereits zu Ausweisungen kam. Der Aufsatz zeigt und diskutiert die 
Ergebnisse einer qualitativen Befragung von 19 Expats zum Selbstverständnis 
in der akademischen Journalistenausbildung am arabischen Golf.

Wer noch nie in Dubai, Abu Dhabi, Sharjah oder Doha war, assoziiert diese 
Städte vornehmlich mit Luxusautos und modernen Hochhausfassaden. [1] An 
Universitäten denkt man zunächst jedenfalls nicht. Dabei haben viele inter-
nationale Hochschulen einen Satellitencampus (international branch campus) 
in diesen Ländern eingerichtet, und es gibt auch heimische Unis mit breitem 
Fächerangebot, unter anderem im Bereich der Journalistik. Für die Lehre sind in 
den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) und Katar vor allem aus dem Westen 
stammende, angelsächsisch geprägte Professorinnen und Lehrer verantwortlich, 
die auf Wunsch der jeweiligen Staatslenker an den arabischen Golf geholt werden 
(vgl. u. a. Martin 2012: o. S.).

Da diesen Ländern im Bildungsbereich  –  auf eigenen Wunsch  –  westliche 
Mechanismen fremdkörperartig implantiert wurden, ergeben sich diverse 

1	 Der Aufsatz basiert auf der Dissertation Zwischen den Zeilen. Das Öffentlichkeitsverständnis der Berufsbildung 
für Medien in den rohstoffreichen Golfstaaten. Grenzen und Chancen akademischer Expats aus dem Westen (2019) von 
Andreas Sträter, Fakultät Kulturwissenschaften, TU Dortmund, Betreuer: Horst Pöttker.
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Spannungsfelder. Läuft das im westlichen Medienunterricht verankerte Selbst-
verständnis von Journalismus, Öffentlichkeit und Transparenz der kulturellen 
und politischen Realität der rohstoffreichen Golfstaaten antithetisch entgegen? 
Ist akademischer Journalismus- und Medienunterricht in einer nicht-demo-
kratischen Sphäre nicht ohnehin zum Scheitern verurteilt? Mit welcher Berufs-
intention studieren die Einheimischen überhaupt Journalistik? Und: Was bleibt 
von der Illusion, an hypermodernen Universitäten in futuristisch wirkenden 
Städten wie im Westen agieren zu können? Führt das Gesamtkonstrukt bei den 
westlichen Expats zu einer Desillusion oder zu Effekten der Übermüdung? Diese 
Fragen stellen sich, wenn man sich die Situation derer vor Augen führt, die in 
diesen Ländern Journalismus als Fach vermitteln. 

Diese Ausbilderinnen und Lehrer sind zwar mit dem journalistischen Rüst-
zeug der westlichen Welt ausgestattet, können dieses Wissen und Selbstver-
ständnis jedoch nur in einer Light-Version präsentieren. Hemmend in diesem 
Zusammenhang sind u. a. Ängste vor einem Verlust des Visums. 

Was die VAE und Katar betrifft, ähneln sich die Situationen, obwohl die 
diplomatischen Beziehungen zwischen den Ländern im Juni 2017 gekappt und 
Gespräche erst Ende 2020 wieder aufgenommen wurden. Beide Länder weisen 
hervorragende Medieninfrastrukturen auf (vgl. Kirat 2012: 458). Im sozio-kultu-
rellen Sinne handelt es sich um Entwicklungsländer, die aber  –  im Unterschied 
zu den meisten afrikanischen und asiatischen Ländern  –  aufgrund sprudelnder 
Erdöl- und Erdgasquellen zu den reichsten der Welt gehören (vgl. Scholz 2000: 
132). Einend kommt hinzu, dass beide Länder nicht organisch gewachsen, son-
dern eher als »[...] menschliche Konstruktion, entstanden als Willensakt [...] auf 
dem Reißbrett [...]« (Hermann 2011: 102) zu verstehen sind. 

Journalistenausbildung hat Einfluss auf die Gesellschaft und ihre Diskurse 
insgesamt, weil Journalistinnen und Journalisten dazu da sind, Öffentlichkeit 
herzustellen und Inhalte verständlich zu vermitteln, damit zivilgesellschaft-
liche Akteure dazu befähigt werden, sich eine eigene Meinung zu bilden (vgl. 
Pöttker 2001: 24). Eine Gesellschaft, in der keine oder zu wenig Öffentlichkeit 
hergestellt wird, argumentiert Pöttker (vgl. 2000: 377), kann nicht gut funk-
tionieren  –  was sich in den Untersuchungsstaaten zeigt. Ein Baustein, der zur 
Optimierung von Öffentlichkeit beitragen kann, ist akademische Berufsbildung 
(vgl. Pöttker 2001: 20; 2013a: 3, 15f.).

Die Mediensysteme der Vereinigten Arabischen Emirate und Katars

Das trockene Wüstenland der VAE ist sowohl auf Wasser als auch auf Erdöl als 
natürliche Ressourcen angewiesen. Seit den ersten Erdölexporten im Jahr 1962 
ist die Wirtschaft stark von den Rohstoffvorkommen abhängig. Hieraus ergibt 
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sich eine auf Renten als Einnahmequellen basierende staatliche Struktur, die vor 
allem den Einheimischen Wohlstand sichert. Von ihnen werden die weit zahl-
reicheren Expats  –  etwa 85 Prozent der Gesamtbevölkerung  –  hinsichtlich ihrer 
rechtlichen und sozialen Stellung getrennt, so dass prinzipiell zwischen »natio-
nals« und »non-nationals« unterschieden wird. Gegenüber ausländischen Gast-
arbeitern wird der Kafāla-Mechanismus angewendet, der auf einem Bürgschafts- 
und Sponsorensystem beruht. Durch dieses Kontrollinstrument agiert der Staat 
dominant gegenüber den Menschen, die zum Arbeiten ins Land geholt werden.

Die einheimische Bevölkerung hingegen ist geprägt von beduinisch-noma-
dischen Strukturen, die den Menschen ihren Platz innerhalb der Gesellschaft 
zuweisen. Seit Jahrhunderten sind die Einheimischen daran gewöhnt, dass 
sich die Macht der Stammesführung in einer zentralen Person, dem Herrscher, 
zentralisiert. Im föderalen politischen System der VAE kommt dem jeweils Herr-
schenden in der Gesetzgebung weiterhin eine Schlüsselrolle zu. Partizipation 
als Teilhabe mündiger Rezipientinnen und Rezipienten ist ein Konzept, das den 
meisten Einheimischen auch in Bezug auf Medien fremd ist. In der Geborgenheit 
eines privilegierten Daseins fällt der Wert der Presse- und Meinungsfreiheit hin-
ter dem Obrigkeitsdenken der Bevölkerung zurück. 

Das Mediengesetz der VAE gilt schon seit dem Jahr 1980 (vgl. Publications and 
Publishing Law 1980) und ist seitdem nicht modifiziert worden (vgl. u. a. Duffy 
2013: 41; 2014: 33ff.). Es stammt also noch aus einer Zeit, in der öffentliche Kom-
munikation sich ausschließlich in traditionellen Medien vollzog.[2] Die Besonder-
heit dieses Mediengesetzes liegt in den strengen Bestrafungen für (aus westlicher 
Sicht) relativ harmlose Berichterstattungen (vgl. Duffy 2013: 40). Es ist geprägt 
von Argumenten zum Schutz des Islams oder nationaler Interessen. Die Verbote 
betreffen vor allem Themen im Bereich Politik, Religion und Sexualität  –  ein Drei-
eck von Tabuzonen, das in fast allen arabischen Ländern wirksam ist (vgl. Hafez 
2002: 35). Amin (vgl. 2003: 107) erweitert es um Belange nationaler Sicherheit.

Das Land hat eine der besten Infrastrukturen für Presse, Rundfunk und elek-
tronische Medien in der gesamten Region; vor allem in den Stadtteilen Dubai 
Internet City und Dubai Media City haben sich Fernsehsender, Media-Agenturen 
und E-Business-Unternehmen niedergelassen. Internetversorgung und Zugang 
zu Social-Media-Anwendungen sind hervorragend ausgebaut. 

Journalismus wird in den VAE durch die Regierung beschränkt, indem mit 
rechtlichen, finanziellen und politischen Mitteln indirekt und individuell auf 
Medienschaffende eingewirkt wird. Unter Journalistinnen und Journalisten 
hütet man sich vor »Majestätsbeleidigung« (»lèse-majesté«) und vor Fehlern; es 
herrscht eine diffuse Angst, Inhalte öffentlich zu machen, die vom Staat fehl-
interpretiert und als gesetzeswidrig eingestuft werden könnten (vgl. hierzu u. a. 

2	 In den zum Golfkooperationsrat (GCC) zählenden Ländern ist lediglich das Mediengesetz Katars noch älter.
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Pöttker 2013: 3). Die Gesetzeslage behindert Journalisten bei ihren genuinen Auf-
gaben: dem Herstellen von Öffentlichkeit und dem Wahrnehmen ihrer Wächter-
funktion. 

Die journalistische Kernarbeit wird zu etwa 80 Prozent von Ausländern bzw. 
Expats wahrgenommen (vgl. Kirat 2012: 458ff.), während der Großteil der Ein-
heimischen, die sich hauptberuflich mit Medien beschäftigen, zumeist nicht im 
Journalismus tätig ist, sondern überwachende, kontrollierende und regulierende 
Aufgaben im Informationsministerium, bei den staatlichen Medienorganisa-
tionen oder beim National Media Council in Abu Dhabi übernimmt. Die Medien-
produktion und der operative Journalismus bleiben Domänen jener westlichen 
Expats, die einst die Beschaffung der zur Verbreitung der Programme nötigen 
Infrastruktur ermöglicht haben.

Der kleinere Geröllwüsten-Staat Katar beherbergt in seiner Hauptstadt Doha 
mit Al-Jazeera den wichtigsten Sender der arabischsprachigen Welt; politisch gilt 
das Land mit seiner exponierten geographischen Lage als Mediator im Mittleren 
Osten. Während sich das Land nach außen mit einer Dubai-ähnlichen Stadt
silhouette und Luxusherbergen modern gibt, ist es im Inneren ebenfalls durch 
tribale Strukturen geprägt. Untrennbar in die Geschichte Katars ist die Familie 
Al Thani verwoben. Der junge Scheich Tamim bin Hamad Al Thani wird als all-
mächtig und absolut autoritär beschrieben; er ist niemandem verantwortlich, 
verfügt allein über den Militärhaushalt seines Landes und ist Oberkommandie-
render der Streitkräfte. 

In der staatlichen Qatar University in Doha spiegelt sich trotz einer oberfläch-
lichen, ökonomisch getriebenen Modernisierung ein mit der wahabitischen Kul-
tur zusammenhängender Konservatismus z. B. darin wider, dass die Geschlech-
ter getrennt voneinander unterrichtet werden. Größeren Spielraum haben die 
»international branch campuses« (IBCs), durch die Akademiker und (ausgewähl-
tes) Wissen ins Land geholt werden sollen. Auch die US-amerikanische North
western University hat sich mit einem Zweigcampus in Dohas Education City 
niedergelassen (Northwestern University Qatar, NU-Q ). 

Durch Subventionen hat sich in Katar eine Know-how-basierte Industrie mit 
Satelliten-Universitäten etabliert, um das Land als ein Zentrum der Bildung 
und der Wissenschaft zu positionieren. Auch hier wird die Infrastruktur als gut 
beschrieben, während es bei der akademischen Freiheit Einschränkungen gibt, 
so dass sich sowohl einheimische als auch überseeische Professorinnen und Aka-
demiker innerhalb undefinierter Grenzen bewegen. Aus journalistischer Sicht 
ist interessant, dass Katar das »Doha Centre for Media Freedom« eingerichtet 
hat, wo es aber auch Probleme mit undefinierten Grenzen gibt, wie die Auswei-
sung eines früheren Leiters zeigt. 

Der Sender Al Jazeera berichtet relativ frei über den Mittleren Osten und die 
Welt, nimmt sich aber bei den Angelegenheiten des eigenen Landes deutlich 
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zurück (vgl. Miles 2005). Trotz dieses Senders mit internationaler Strahlkraft 
führt eine restriktive Mediengesetzgebung dazu, dass Journalisten, Blogger 
und Schriftsteller ins Gefängnis gesperrt werden, sobald sie die in den Gesetzen 
schwammig formulierten Tabugrenzen überschreiten.

Diese Gesetze führen letztlich auch zu Selbstzensur, zumal kaum Einhei-
mische in den Medien direkt arbeiten, sondern  –  wie in den VAE  –  meistens 
dirigierende und überwachende Positionen einnehmen. Wenn sie doch in den 
Medien arbeiten, dann sind sie nach Roger Blum (vgl. 2014) im Rahmen einer 
herrschaftskonkordanten Journalismuskultur eher Lautsprecher der Regierung 
als deren selbstständiges Gegenüber. 

Modellentwicklung nach Habermas und Wittfogel

Als Gerüst der Entwicklung eines Öffentlichkeitsmodells für die Analyse wird 
eine schematische Darstellung herangezogen, mit der Jürgen Habermas (vgl. 
1962: 43) einen Grundriss für bürgerliche Öffentlichkeit im 18. Jahrhundert skiz-
ziert hat. Die bekannte Skizze unterscheidet den Privatbereich und die Sphäre 
der öffentlichen Gewalt, zwischen denen in modernen Gesellschaften Medien 
und Journalisten durch das Herstellen von Öffentlichkeit vermitteln. In dieser 
Zwischensphäre soll kein Thema ausgeschlossen werden; zu den vermittelnden 
Medien gehören heute neben Print, Radio und TV auch Online-Medien, Blogs 
und Social-Media-Applikationen, zu den Vermittlern auch Leute, die etwa über 
einen Blog oder YouTube Öffentlichkeit herstellen.

In den USA besteht eine lebendige, weitgehend barrierefreie Vermittlung zwi-
schen dem privaten und dem öffentlichen Sektor. Restriktive Gesetze erschwe-
ren den Kommunikationsfluss dabei ebenso wenig wie von außen einwirkende 
Umstände die Pressefreiheit behindern. Grundstein dafür ist das in der Verfas-
sung verankerte First Amendment, das verbietet, Gesetze zu verabschieden, die 
die Meinungsfreiheit, die Pressefreiheit, die Religionsfreiheit, die Freiheit der 
Versammlung oder das Petitionsrecht einschränken (vgl. u. a. Cox 1986: 8; vgl. 
Canavan 1984: 1ff.; vgl. Berns 1976: 80ff.).

Auf die Vermittlungsleistung von Journalistinnen und Journalisten wirkt 
nicht zuletzt eine Berufsbildung, die an dieses Öffentlichkeitsverständnis 
gebunden ist. In den USA kann davon ausgegangen werden, dass viele akademi-
sche Inputs ihren Weg in die Vermittlungsleistung von Journalisten gefunden 
haben, weil das Fach Journalistik (»Journalism Studies«) dort seit dem Start an 
der University of Missouri im Mittleren Westen im Jahr 1908 akademisch ver-
ankert und entsprechend professionalisiert ist (vgl. u. a. Pöttker 2013: 14; vgl. 
Redelfs 2007: 144). Investigative Recherche wird dort als Handwerk betrachtet 
(vgl. Redelfs 2007: 134, 144), durch das, an der richtigen Stelle eingesetzt, Öffent-
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lichkeit hergestellt und Missstände reguliert werden können. Die Journalisten 
als »Agent[en] der Öffentlichkeit« (Kleinsteuber 2003: 76) besetzen die Rolle der 
Vierten Gewalt  –  nicht zuletzt, weil der Privatbereich skeptisch gegenüber staat-
licher Gewalt ist (vgl. Redelfs 2007: 134, 136).

Um das aus der europäischen Geschichte abgeleitete Modell auf ölreiche Golf-
staaten zu übertragen, muss es an die dort herrschenden Verhältnisse angepasst 
werden. Dabei kann der ursprünglich zur Frankfurter Schule gehörende sozial-
wissenschaftliche Klassiker Karl August Wittfogel helfen, der in seinem Haupt-
werk Oriental Despotism: A Comparative Study of Total Power (1957) die Gesellschafts-
geschichte von den jeweiligen Naturbedingungen unter besonderer Berücksich-
tigung der ungleich verteilten Wasservorkommen ableitet. 

Wittfogels Ausgangsidee: Bis ins 18. Jahrhundert war China dem Westen im 
Bau von Deichen, Bewässerungskanälen und -systemen überlegen (vgl. u. a. Witt-
fogel 1977 [1962]: 80ff.). Für diese Aufgaben musste die Arbeit mittels eines büro-
kratischen Apparats zentral organisiert und gelenkt werden. Es gab daher eine 
klare staatliche Hierarchie mit einem Alleinherrscher an der Spitze und massen-
hafter Zwangsrekrutierung. 

Überträgt man Wittfogels Idealtyp einer despotischen Wasserbaugesellschaft 
auf die rohstoffreichen Golfstaaten der arabischen Halbinsel, lässt sich die 
Bedeutung des Wassers durch die von Erdgas oder Erdöl ersetzen. So wie das alte 
China oder Ägypten von Dämmen und Kanälen abhängig waren, so abhängig 
sind die VAE und Katar heute von der Ausbeutung dieser fossilen Naturressour-
cen. Die modernen Stadtstrukturen sind nur möglich, weil der Rohstoffexport 
sehr viel Geld in die Länder spült.[3]

Die Sphäre der öffentlichen Gewalt wird bestimmt von den zentralen Clustern 
eines »hydraulischen Staates«, wie es Wittfogel in Die Orientalische Despotie (1977 
[1962]) nennt. Diese Suprastruktur erfordert eine Zentralgewalt, die die vielen klei-
nen, quasi autonomen Einheiten darunter dirigiert. Hinzu kommt, dass die staat-
liche Sphäre mit der Religion verschwimmt und die zentralen Staatslenker und 
Despoten als übergroße, priesterähnlich-sakrosankte Wesen erscheinen (ebd.: 135). 

Während sich in einer demokratischen Gesellschaft ein dynamischer Aus-
tausch zwischen dem Privatbereich und der Sphäre der öffentlichen Gewalt 
vollzieht, bleibt solche Interaktion in hydraulischen Staaten aus. Dort findet 
wenig Kommunikation zwischen diesen Sphären statt, weil es keine Strukturen 
dafür gibt. Wo bei Habermas (1970 [1957]: 43, 221) in der Öffentlichkeit politische 
Lösungen für das Gemeinwesen gesucht und gefunden werden (sollen), herrscht 
ein Vakuum. Die Übertragung von (nicht-öffentlichen) Nachrichten findet über 
die staatliche Post und ein Relaissystem statt, das zwar als technisch hochentwi-

3	 Auch von Wasser sind die Länder auf der trockenen Wüsten-Halbinsel nach wie vor abhängig, denn  –  ge-
nau wie die hydraulischen Staaten bei Wittfogel (ebd.: 40)  –  sind die VAE und Katar geprägt durch »[...] die 
Abwesenheit ausreichender Niederschläge und des Vorhandenseins zugänglicher Wasservorräte.«
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ckelt, aber streng kontrolliert beschrieben wird (vgl. Wittfogel 1977 [1962]: 86). 
Einen Zugang zur Öffentlichkeit bietet das Relaissystem nicht, die Prinzipien 
von Geheimhaltung und Verschleierung haben einen höheren Stellenwert als die 
Prinzipien des Publikmachens. 

Verbindungen zwischen Privatbereich und Staat sind kaum vorhanden, poli-
tische Lösungen werden nicht gemeinsam, sondern allein von den Inhabern des-
potischer Macht gefunden.

Methode

Da noch kein systematisches Wissen über das in der journalistischen Ausbildung 
der beiden Länder vermittelte Selbstverständnis und hiervon ausgehende Risi-
ken und Chancen für akademische Expats vorliegt, wurden dazu Daten mithilfe 
von qualitativen halbstandardisierten Leitfadeninterviews generiert.

Befragt wurde eine bewusst ausgewählte, nicht repräsentative Gruppe west-
licher, vornehmlich angelsächsisch geprägter Expats, die in den VAE oder Katar 
angehende Medienschaffende ausbilden oder ausgebildet haben. Die Ergebnisse 
können nur Hinweise geben. Zu den Befragten zählten auch Personen in ver-
antwortlichen Positionen, etwa administrative Leiter (Deans) medienwissen-
schaftlicher Institute. Die Interviewten wurden über Kontakte, Empfehlungen, 
Weiterempfehlungen, Internetrecherchen, Vor-Ort-Recherchen oder offizielle 
E-Mail-Anfragen bei den jeweiligen Instituten, Hochschulen oder Universitäten 
ausfindig gemacht. 

Nach einem Pretest wurden zwischen März 2015 und September 2016 ins-
gesamt 19 Personen vor Ort, telefonisch oder via Videoanruf interviewt.[4] Die 
Befragten hatten verschiedene Arbeitsschwerpunkte: Neun lassen sich primär 
dem (kern-)journalistischen Bereich zuordnen, während sieben sowohl im 
Journalismus als auch im Bereich Öffentlichkeitsarbeit (PR) tätig sind und drei 
ausschließlich PR/Kommunikation als Fachschwerpunkt angaben. 15 waren vor-
nehmlich in der Lehre tätig, während vier vor allem im administrativen Bereich 
einer Hochschule eingesetzt waren. Acht Befragte befanden sich zum Zeitpunkt 
des Interviews (noch) in dem jeweiligen Untersuchungsland, während elf sich 
zum Interview-Zeitpunkt in den USA (7) und anderen Ländern (Großbritannien, 
Thailand, Neuseeland, Frankreich) aufhielten. 14 Befragte machten Erfahrungen 

4	 Franziska Apprich, Dubai, VAE; Ralph Donald Berenger, Sharjah, VAE; James Buie, Abu Dhabi/Dubai, VAE; 
David Burns, Salisbury, USA; Pamela Creedon, Abu Dhabi/Dubai, VAE; Mary Dedinksy, Doha, Katar Matt J. 
Duffy, Atlanta, USA; Beverly A. Jensen, Al Ain/Dubai, VAE (während des Interviews in Bangkok, Thailand); 
Alma Kadragic, Miami, USA; Janet Keefer, North Carolina, USA; Mohamed Kirat, Doha, Katar; Elizabeth A. 
Lance, Doha, Katar; Robert Wesley Meeds, Doha, Katar; Peyman Pejman, VAE (während des Interviews in 
Frankreich); Stephen Quinn, Brighton, UK; Kenneth Starck, Iowa City, USA; Catherine Strong, Dubai, VAE 
(während des Interviews in Neuseeland); Judy VanSlyke Turk, Richmond, USA; Tim Walters, Austin, USA.
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in den VAE, vier in Katar, einer in beiden Ländern. Ein Schwerpunkt liegt bei den 
Befragten aus der VAE auf der bedeutenden Zayed University mit ihrem College 
of Communication and Media Sciences an den Standorten Dubai und Abu Dhabi. 
In Katar gab es zum Zeitpunkt der Befragung zwei wichtige Universitäten mit 
den Fächern Journalistik oder Kommunikation: die staatliche Qatar University 
sowie die Northwestern University Qatar in Doha (NU-Q ). 

Zu den Befragten zählte der U.S.-amerikanische Professor und Watchblogger 
Matt J. Duffy, der im Sommer 2012 aus den Vereinigten Arabischen Emiraten 
ausgewiesen wurde und in seinem Blog darüber berichtet hat, nachdem er meh-
rere Jahre an der Zayed University vor allem internationales Medienrecht unter-
richtet hatte.

Der halbstandardisierte Leitfaden umfasste sechs Fragenbereiche:
1.	 Person und Biographie der/des Befragten?
2.	 Vorort-Verhalten der/des Befragten, Verhaltensvorgaben?
3.	 Inhalte der Lehre, z. B. Tabuthemen?
4.	 Beobachtete Auffassungen der Studierenden von ihrer künftigen Berufs-

rolle, z. B. politisches Sprachrohr oder Watchdog?
5.	 Erfahrungen der Ausbildenden, Desillusionierung?
6.	 Nur wenn die/der Befragte ausgewiesen wurde: (vermutete) Gründe der 

Ausweisung?

Befunde

Aus den Interviews lässt sich ein erstes Bild davon entwerfen, wie westli-
che  –  vornehmlich anglophone  –  Akteure der beruflichen Medienbildung, die 
zum Teil selbst aus dem klassischen Journalismus kommen, liberale Prinzipien 
von Meinung und Gegenmeinung befolgen und den Wert von Öffentlichkeit 
kennen, ihrer Arbeit in den VAE und in Katar nachgehen. 

Matt Duffy sagt, dass angelsächsisch geprägte Journalistenausbilder einen 
gewissen Preis dafür bezahlten, dass sie in den VAE unterrichten und dort ein 
Leben mit vielen Annehmlichkeiten führen können. Dies sei ein Deal, ein Pakt auf 
Kosten der persönlichen (Meinungs-)Freiheit. Er verurteile niemanden, der einen 
solchen Pakt abschließe: »That’s their decision, it was not one that I could make.«

Die Vorteile, die westlichen Expats an Universitäten in den GCC [5]-Staaten 
gewährt werden, zählt Mohammed Kirat aufgrund seiner Erfahrungen an Hoch-
schulen in Ajman und Sharjah (beide VAE) sowie in Doha auf: »[...] your salary, 
it’s tax-free [...] here they make more money [...] they have like the housing is 
paid, the tickets are paid, everything is paid. They have full insurance coverage.« 

5	 Gulf Cooperation Council, gegründet 1981
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Stephen Quinn erwähnt, dass US-Amerikaner besser bezahlt würden als z. B. 
Australier und erst recht Araber: »[...] there was a salary scheme based on your 
nationality [...] Americans were paid the most, then Canadians, then the Brits, and 
then the Australians, and then the people from Egypt or Tunisia or whatever.« 

Ein Ergebnis der Analyse: Wer aus rein finanziellen Motiven einen lukrativen 
Aufenthalt am arabischen Golf einlegt, der ist weniger motiviert, die kulturellen 
Gegebenheiten vor Ort zu verändern als Akademiker, die aus weltanschaulichen 
Gründen eine Tätigkeit an einer Universität oder an einem Institut in den Unter-
suchungsstaaten aufnehmen. Je konservativer und instabiler sich die Umgebung 
darstellt, desto leichter fällt es nur finanziell getriebenen Journalisten- und 
Medienausbilderinnen, in einem nicht-westlichen Umfeld zu arbeiten. Die 
Wahrheit ist, dass die meisten Befragten sowohl finanziell als auch weltanschau-
lich motiviert sind. Gerade für emeritierte US-Professorinnen und -Professoren 
ist ein Aufenthalt in den reichen Golfländern lukrativ, weil die Pension in den 
Vereinigten Staaten oft niedriger ausfällt als etwa in Deutschland.

Wer als Lehrer an einer christlich geprägten Ausbildungsstätte oder Kloster-
schule im Westen arbeite, müsse sich bestimmter Leitbilder ebenso bewusst sein, 
so Duffy. Wer in den VAE tätig ist, wüsste letztlich durch Selbsterfahrung, wo 
die Grenzen liegen und wie sie sich ausloten lassen: »They know where the lines 
are, they don’t cross them [...] they’re not pushing boundaries still.« Selbstzensur 
könne zwar eine mögliche Folge sein, wobei dies aber niemand zugeben würde. 
Niemand sei gegen Irrtümer gefeit, zumal die Auslegung der Gesetze und die 
letzte Entscheidungsgewalt  –  so auch im Fall Duffy  –  beim jeweiligen Macht-
haber liege. 

Duffy beschreibt, dass sogar die kritische Auseinandersetzung mit internatio-
nalem Medienrecht im Unterricht für ihn ein Tabu gewesen sei. Trotzdem habe 
er sich vor Selbstzensur gehütet: »That’s not what they told me they want.« Die 
VAE hätten ihn nicht an den arabischen Golf geholt, damit er sich selbst zensie-
re, sondern damit er Studierende nach internationalen Standards unterrichte. 
Duffy musste die Emirate verlassen und sieht sich selbst als »radioactive« für die 
gesamte Region. 

Sich nicht zu zensieren, müsse man sich letztlich erlauben können, meint Alma 
Kadragic, frühere Professorin an der Zayed-Universität und der australischen 
Privatuniversität Wollongong in Dubai. Vor allem nicht-westliche Journalisten 
hätten das Prinzip der Selbstzensur als strategisches Schutzinstrument internali-
siert, weil sie sonst sowohl ihren Job als auch ihr Aufenthaltsrecht verlieren könn-
ten. Westliche Journalisten hingegen würden sich brisante Themen, die entlang 
der undefinierten roten Linie verlaufen, gern für zu Hause aufheben. Es sei etwas 
vollkommen anderes, in einem Land zu leben  –  oder darüber zu sprechen, sagt sie. 
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Kadragic berichtet von einer AEJMC[6]-Konferenz in Washington D.C., bei der sie 
Menschen begegnet sei, die Investigativ-Journalismus für ein mögliches zu unter-
richtendes Konzept in den Emiraten hielten: »[...] it’s cheap for them to say that. It 
doesn’t cost them anything, but people who are on the ground and who don’t have 
other choices have to be careful.« 

Da klingt an, dass Praxis und Theorie weit auseinander liegen können. Vor Ort 
agierten Menschen anders als am Schreibtisch. 

Kadragics Herangehensweise beim Unterricht über Medienrecht hat sich aus 
einer anderen Motivation als bei Duffy gespeist. Sie hat selbst mehrere Jahre 
bei dem amerikanischen TV-Sender ABC als Journalistin gearbeitet und geht 
pragmatisch ans Werk: »I don’t want to teach you [gemeint sind damit die Stu-
dierenden; Anm. d.Verf.] how to go to jail.« Als absolute Tabu-Themen benennt 
Kadragic neben dem Militär die königlichen Familien der sieben Emirate: »You 
don’t mess with the royal family; they release statements when they want to.« Die 
Einheimischen sind seit Jahrhunderten daran gewöhnt, dass sich die Macht der 
Stammesführung in der Herrscherfigur zentralisiert: »[...] the first love is Sheikh 
Zayed, then the current ruling Sheikhs [...]«, beschreibt Alma Kadragic die Men-
talität vieler Einheimischer.

Kenneth Starck, früherer Dean der Journalistik an der Zayed University, 
erklärt, wie sich westliche Ausbilder den lokalen Gegebenheiten angepasst hät-
ten: »You become socialized to the work setting [...] Which means that when you 
enter a work enivironment and that’s confining to journalism either a news orga-
nization before long you find out what’s acceptable and what’s not acceptable.« 

Es sei wichtig, Umstände wie etwa den arabischen Frühling zu berücksich-
tigen, weil sich seitdem die Situation in den Emiraten angespannt habe. Um 
vergleichbare Revolten zu vermeiden, habe ein strengerer Kurs im Umgang mit 
Meinung eingesetzt  –  und zwar an genau jenen Orten, an denen Meinung pro-
duziert und reflektiert wird: 

»Surveillance in the Emirates following the Egyptian Spring and what was 
happening in other neighbouring countries. This influenced what was 
happening in the Emirates. [...] This cloud [...] got a little thicker and a little 
darker.« 

Jeder, der für eine längere Zeit in einem Land lebe, das dem eigenen in vielerlei 
Hinsicht diametral entgegenstehe, komme um einen Kulturschock nicht herum. 

Je mehr Erfahrungen die befragten Ausbilder zuvor in nicht-westlichen Län-
dern sammeln konnten, desto geringer fiel dieser Schock in den Untersuchungs-
staaten aus. Wer zuvor bereits in Ägypten, in der Zentraltürkei, in China oder in 

6	 Association for Education in Journalism and Mass Communication
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den Ländern der früheren Sowjetunion tätig gewesen ist oder in einer Region wie 
Nordafrika sozialisiert wurde, dem fällt es offenbar leichter, sich innerhalb eines 
sittenstrengen Staates zu bewegen und für sich selbst Grenzbereiche auszuloten.

Janet Hill Keefer, US-amerikanische PR-Spezialistin und zeitweise Dean am 
College of Communication and Media Sciences an der Zayed University, spricht 
von Frustrationen vor Ort  –  auch, weil sich in der Praxis nicht immer alles so 
durchsetzen ließe, wie es in der Theorie erdacht worden sei. Keefer beschreibt 
ihre Aufgabe in den VAE in der Retrospektive als eine Erfahrung voller Wider-
sprüche, wenngleich sie diese Erfahrung nicht missen möchte.

Ähnlich sind die Ergebnisse bei jenen Ausbildenden, die in Katar tätig waren 
oder sind: Laut Robert Meeds, als Fachmann für Public Relations an der Qatar 
Universtity tätig, würden an den Hochschulen eher die gesellschaftlichen Grenz-
bereiche ausgelotet als Kritik gegenüber den Regierenden geübt. Sehr vorsichtig 
sei er gewesen, wenn es um Beispiele gegangen sei, sagt Meeds: »You want to be 
sure that you’re showing things that don’t offend to students too much [...].« Er 
sei in Katar quasi »im Blindflug« gestartet, ohne eine Einführung hinsichtlich 
der Unterrichtsmethoden oder -inhalte, und habe durch eigene Erfahrung und 
persönliche Fehler gelernt, Grenzen zu erkennen: »You learn from your mistake.« 
Der Islam hingegen sei unter Fakultätsmitgliedern relativ offen diskutiert wor-
den, auch von Beschwerden oder Konsequenzen hinsichtlich des expliziten The-
matisierens von Religion sei ihm nichts bekannt. Im PR- und Advertising-Unter-
richt verzichtete er auf das Thema Homosexualität und zeigte eigenen Angaben 
zufolge keine Bilder von Schweinen: »You know things that are considered haram 
[...]. Because it’s going to offend students.« Im journalistischen Bereich müssten 
sich die Ausbilder bei sensiblen Themen etwas mehr zensieren und selbst beob-
achten; vor allem, wenn sie investigativen Journalismus lehrten. Meeds: »It’s fine 
to do investigative reporting about businesses or private organizations but you’re 
not going to focus on the government because it’s not a democracy.«

Sein früherer Kollege Mohammed Kirat, ebenfalls Qatar University, erläutert, 
dass es in Katar bestimmte Spielregeln gebe, die einzuhalten seien: »In here, 
[...] you have some headlines [...] that you don’t talk about them. It’s like they are 
there, you have to take them as they are and that’s it.« 

Offenbar sieht er diese Regeln relativ pragmatisch, er nimmt sie, wie sie sind. 
Im Unterricht stellten sie keine Barrieren dar: »I teach what I want to teach, what 
I want to say, and I don’t feel any problems or constraints.« Kirat vergleicht: »It’s 
like if I teach here or I teach at the university in the U.S., to me, it’s the same.« 

Die US-Amerikanerin Elizabeth A. Lance, Research Administrator an der 
NU-Q , bekennt, dass auch sie mit Kritik an den Machthabern vorsichtig sei. Als 
Neuankömmling habe sie sehr umsichtig gehandelt, um ihre Stelle nicht zu ver-
lieren. Sie habe sich die Grenzen durch ihre eigene Erfahrung selbst erarbeitet 
und weiß, dass sie in einem Land arbeitet, das weder freie Meinungsäußerung 
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noch öffentliche Debatten garantiert: »[...] this is not a democratic country [...] 
it’s an Emir. It’s ruled by a monarchy and if you know if the Emir says you know 
from tomorrow forward X is the new policy [...] the Emir has that power to say [...] 
this is what the rule will be from henceforth.« 

Die inhaltlichen Grenzen werden in den Untersuchungsländern vor allem 
auch durch die Studierenden gesetzt, die von ihren Familien zumeist sitten-
streng erzogen worden sind und demnach konservativ handeln, zumal es für sie 
kaum Anlässe gibt, die Welt, in der sie leben, infrage zu stellen. Dies zu akzep-
tieren und sich nicht über andere Menschen zu erheben, ist für westliche Expats 
eine Schlüsselfähigkeit, so die einhellige Meinung der Befragten. 

Fakt ist aber auch, dass das Konzept, eine eigene, von ihren Familien unab-
hängige Meinung zu entwickeln, vielen aus der Region stammenden Mädchen 
und Jungen fremd erscheint. Gegebenheiten kritisch zu hinterfragen  –  eine 
Kernaufgabe des Journalismus im westlichen Sinne  –  ist wenig verbreitet in 
einer Kultursphäre, in der eine gütig erscheinende, wohlwollende Diktatur 
(benevolent dictatorship) herrscht. Verbreitete Auffassung ist, dass die Macht-
haber und Regierenden am besten wissen, was sie ihren Einwohnern zumuten 
können und was für sie gut ist.

Die Übermacht des Emirs mache es auch für US-amerikanische Institutio-
nen nicht leicht, in einem solchen Umfeld zu operieren, erläutert Lance. Hinzu 
komme, dass es nur eine Handvoll einheimische Kataris gebe, dafür aber viele 
Expats, vor allem aus dem Westen und aus Südostasien. Trotz der Übermacht der 
Regierenden blickt Lance zuversichtlich in die Zukunft des jungen Staates Katar: 
»[Y]ou better be optimistic than to look around [...] and I think this is just a really 
bad experiment that’s doomed to fail, which is an attitude that a lot of people 
have.« 

Mary L. Dedinksy, US-Amerikanerin an der Northwestern University Qatar, 
betont, Kultursensibilität sei eine Schlüssel-Charaktereigenschaft, die jeder 
Mensch mitbringen müsse, der im Ausland arbeitet. 

Schlussfolgerungen 

Die Vermittlungsfunktion des Journalismus als Professionsmerkmal kann in 
dem für die Untersuchungsstaaten skizzierten Öffentlichkeitsmodell nicht rea-
lisiert werden; es ergibt sich vielmehr eine problematische Dysfunktion, weil 
bestimmte Themen von vornherein aus dem gesellschaftlichen Diskurs aus-
geklammert werden. Es gibt zwar Journalismus, der in gewissen Grenzen auch 
Kritik üben kann, die wird jedoch nicht in die Sphäre der öffentlichen Gewalt 
vermittelt. Das Gesagte wird insgesamt diplomatisch gut verpackt, so dass es 
nicht anstößig ist (vgl. Marcuse 1966: 93ff., 97: »repressive Toleranz«). Was in der 
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Zeitung steht oder im Rundfunk berichtet wird, bleibt im Zweifel für Staat und 
Gesellschaft folgenlos.[7] 

Wie in einem Unternehmen müssen die Akteure der akademischen Berufsbil-
dung für Journalismus und Medien bestimmte Verhaltensregeln einhalten, die 
zwar nicht direkt formuliert sind, aber dennoch erwartet werden und sanktio-
niert werden können. 

Da sich die Journalistenausbilderinnen und -ausbilder die Grenzbereiche, 
innerhalb derer sie sich thematisch bewegen können, selbstständig erarbeiten 
müssen, sollten sie zum einen Neugierde mitbringen und sich zum anderen 
schon im Vorfeld ihrer Station in den Golfstaaten intensiv mit den Landessitten 
und dem Koran beschäftigen. Auch wenn die Spielregeln nicht klar formuliert 
sind, konnten alle Befragten dennoch Tabu-Themen, brenzlige Inhalte und 
unerwünschte Handlungen benennen. Aus der Analyse dieser Grenzbereiche hat 
sich eine Liste von No-Go-Topics und No-Go-Handlungen ergeben, die die Tabu-
Triangel von Hafez (vgl. 2002: 35) um zusätzliche Limits ergänzt. Sie kann bei 
der journalistischen Arbeit und in der Praxis der akademischen Berufsbildung 
als Wegweiser genutzt werden:

•	 Kritik an der Regierung, an den royalen Familien sowie an deren Angehö-
rigen 

•	 Kritik am Islam, am Propheten Mohammed und am Koran
•	 Im Unterricht von Medienrecht international vergleichende Aspekte
•	 Berührung von Studierenden (inklusive deren Hände)
•	 Thematisierung von Homosexualität
•	 Social Media-Kontakte mit Studierenden
•	 Kritik am Militär
•	 Verwendung von Ironie und Humor (Missinterpretationen möglich)
•	 Verharmlosung von Alkohol
•	 Beschreibungen studentischer Trink- und Lebenskultur
•	 Thematisierung von Nacktheit
•	 Thematisierung des Judentums
•	 Thematisierung von Bin Laden und Al-Qaeda 
•	 Präsentation von Bildern, auf denen Schweine zu sehen sind
•	 Infragestellen des generellen Systems
•	 Unterstützung der Muslim-Bruderschaft
•	 Thematisierung sexueller Skandale
•	 Benutzung von Essensbeispielen (vor allem während des Ramadans)
•	 Umgang mit sehr kontroversen Forschungsinhalten

7	 Anders als von Habermas (vgl. 1970 [1957]: 220f.) angenommen, bleibt m. E. ohnehin fraglich, ob ver-
nünftige öffentliche Diskurse immer zu Lösungen führen können. Warum sollen Kontroversen in einer 
immer komplizierter werdenden und vielfach parzellierten Welt voller Spezial- und Einzelinteressen nicht 
ausgangslos stehen bleiben dürfen?
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•	 Thematisierung von Geldwäsche, Drogenhandel und Menschenhandel
•	 Alkoholmissbrauch
•	 Austausch von Zärtlichkeiten in der Öffentlichkeit (besonders im Rama-

dan)
•	 Thematisierung von Gender-Unterschieden
•	 Beschreibung des westlichen Modells als das einzig richtige Modell

Übergeordnetes Tabu-Thema ist die Kritik an den herrschenden Emiren, deren 
Familienmitgliedern und an der Regierung. Die lèse-majesté-Regelungen in den 
beiden Untersuchungsstaaten verbieten sowohl Einheimischen als auch Expats, 
Kritik an der Regierung zu üben. Bei Nichtbeachtung sind in jedem Fall Sanktio-
nen zu erwarten. 

Verschärfend kommen erweiterte Tabu-Themen hinzu, die nicht in Worte 
gefasst sind und die sich westliche Expats erst vor Ort erarbeiten müssen. Eine 
Schlüsselkompetenz in der untersuchten Berufsgruppe ist demnach, zwischen 
den Zeilen lesen zu können, um das eigene Handeln im Unterricht und darüber 
hinaus entsprechend zu kontrollieren. Die Einführungen der Institutionen in 
Landeskunde und kulturelle Spezifika werden von befragten akademischen 
Expats als unzureichend eingestuft, so dass sich die Grenzen des Sagbaren nur 
durch die Heuristik von Versuch und Irrtum (»trial and error«) erarbeiten lassen. 

Die erweiterten Tabu-Themen berühren nicht nur politische Meinungen, son-
dern schließen auch Alltagsthemen wie die westliche Trink- und Jugendkultur 
ein. Das ist wichtig, weil Öffentlichkeit mehr ist als die Summe dessen, was Jour-
nalisten über klassische Medienhäuser verbreiten (vgl. Hoffjann/Arlt 2015: 2ff.). 
Auch Postings in den sozialen Medien, Cartoons oder TV-Unterhaltungssendun-
gen im TV sind als Bestandteile einer Gesamtöffentlichkeit anzusehen.

Dass viele Grenzen in den Untersuchungsstaaten nicht explizit genannt 
werden, ist offenbar ein durchaus durchdachtes, bewusst verfolgtes Prinzip. 
Es scheint nicht so, dass die erste Nichtbeachtung von informellen Spielregeln 
schon gleich zu einem Landesverweis führt, so dass Lehrenden eine Chance 
gegeben wird, aus Fehlern zu lernen, wie sie ihr Verhalten anzupassen haben. Je 
schwammiger rote Linien ausformuliert und thematische Grenzbereiche ange-
deutet sind, desto konservativer wird das Verhalten der Lehrenden, die als strate-
gisches Schutzinstrument gegen mögliche Restriktionen den Mechanismus der 
Selbstzensur anwenden. Meinungen und Gegenmeinungen können nicht barrie-
refrei ausgetauscht werden, so dass der Öffentlichkeits-Ansatz von Habermas im 
Ursprungssinne nicht anwendbar ist. 

Über allen Handlungen der Fakultätsmitglieder im öffentlichen Raum 
schwebt das Damoklesschwert eines Landesverweises  –  nach dem statuierten 
Exempel Duffy in den VAE deutlicher als zuvor. Bei Nichtbeachtung bestimmter 
Spielregeln können die Lehrenden sowohl ihr Aufenthaltsrecht als auch ihren 
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Job verlieren. Wer die Grenzbereiche austestet, der muss sich dies leisten kön-
nen. Fest steht, dass man bei brenzligen, kultursensiblen Themen als westlich 
geprägter Mensch mehr weglassen sollte, als man normalerweise im Westen 
weglassen würde. Dabei gibt es auch die Möglichkeit, Probleme zu benennen, 
sie aber diplomatisch zu verpacken. Wenn Probleme konkret benannt werden 
(dürfen), heißt das allerdings noch nicht, dass sie auch tatsächlich reguliert und 
behoben werden. 

Geblendet werden die Ausbilder und Lehrenden von der Hochglanzoptik der 
Metropolen Dubai, Abu Dhabi, Sharjah und Doha. Wer sich  –  zumindest rein 
optisch  –  wie in einem westlichen Land fühlt, bei dem liegt die Versuchung 
nahe, sich auch so zu verhalten. Aber genau an dieser Stelle ist Vorsicht geboten. 
Verschärft wird die Blendung durch das Streben der Universitäten nach einer 
internationalen Akkreditierung durch den ACEJMC[8] und durch den Wunsch, 
allerhöchsten westlichen Standards zu genügen. Neuankömmlinge begeben sich 
also in ein widersprüchliches Umfeld; darauf sollten sie sich bereits vor Antritt 
der neuen Stelle einstellen, zumal dieser Widerspruch permanent scheint und 
nicht aufzulösen ist.

Das Handeln der Fakultätsmitglieder an einer Universität ist abhängig davon, 
wie die leitenden Personen (vorgeben zu) handeln. Daher scheint es essentiell, was 
die Deans ihrem Personal vorleben und welche Themen sie öffentlich zur Diskus-
sion stellen. Das Handeln eines Deans wiederum ist abhängig von vielen Fakto-
ren: Welche allgemeine Situation herrscht vor? Wie sittenstreng sind das Land, der 
Emir bzw. der aktuell Regierende? Strebt ein Institut, ein College oder die Univer-
sität eine internationale Akkreditierung an? Handelt es sich um eine privatwirt-
schaftliche oder staatliche Universität? Die Fragen ließen sich fortführen.

Vieles in den reichen Golfstaaten bleibt vage, uneindeutig und verschwom-
men, so dass sich bestimmte Fälle nicht in Gänze entschlüsseln lassen. Für 
überseeische Expats ist es daher schwierig, sich wie im Heimatland zu verhal-
ten  –  wer in der Berufsbildung für Medien in den VAE oder Katar arbeiten möch-
te, sollte sich zwischen den Zeilen bewegen können. 

Die Auswertung der Interviews legt aber immerhin auch ein paar Ratschläge 
für Expats nahe, die vorhaben, Journalistik-Studierende in den Ländern am Golf, 
aber auch anderswo außerhalb der westlichen Welt zu unterrichten:

•	 Akteure der Medienbildung sollten nicht von einem Abenteuer ausgehen
•	 Intensive Vorbereitung im Vorfeld des Auslandsaufenthaltes
•	 Uni-Stelle nicht nur aus rein finanziellen Gründen annehmen
•	 Mit Widersprüchlichkeit leben können
•	 Permanentes Verständnis aufbringen, ein Gast zu sein

8	 Accrediting Council on Education in Journalism and Mass Communications (vgl. Starck 2018: 43-45)
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•	 Länder wie die VAE oder Katar nicht mit der westlichen Sphäre verglei-
chen

•	 Offenheit, immer und überall!

Wenn westliche Expats in der Berufsbildung vermitteln können, welche Kraft 
der Journalismus hat, sofern er barrierefrei funktioniert, kann das m. E. ent-
weder auf lange Sicht zu einer Transformation in den sich entwickelnden Unter-
suchungsstaaten beitragen oder zu zusätzlicher Konfusion und weiteren Landes-
verweisen führen.
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HERBERT VON HALEM VERLAG

Aufsatz

Gernot Pürer

»Ein Amoklauf, der sich im Kreise des 
Kapitalismus dreht«
Zur Rezeption des Konzepts Stadtguerilla der RAF in 
linksextremen Zeitschriften Anfang der 1970er-Jahre

Abstract: Ein Jahr vor Beginn der »Mai-Offensive« von 1972, mit der die »Rote 
Armee Fraktion« (RAF) jene jahrzehntelange Kampagne von Anschlägen 
beginnt, die sie zur berüchtigtsten Terrororganisation der deutschen Nach-
kriegsgeschichte machen wird, publiziert die Gruppe mit dem Konzept Stadt-
guerilla ihre erste und bedeutendste Propagandaschrift. Dieses Grundsatzpro-
gramm war auch eine öffentlichkeitswirksame Präsentation der Motivatio-
nen und zukünftigen Vorhaben der Gruppe. Der Beitrag geht der Frage nach, 
inwieweit sich die linksextreme publizistische Szene Westberlins zu Beginn 
der 1970er-Jahre mit der Programmatik und dem Weltbild des RAF-Konzepts 
auseinandergesetzt hat. Zu diesem Zweck werden drei Periodika aus dem 
Umfeld der radikalen Studentenschaft und Anarchisten-Szene auf die Rezep-
tion des Stadtguerillakonzepts hin untersucht. Dabei zeigt sich, dass sich die 
Beurteilungen von Gruppe und Konzept trotz ideologischer Nähe zur RAF 
erheblich unterschieden.[1]

Mit der Entführung und Ermordung des Arbeitgeberpräsidenten Hanns Martin 
Schleyer im sogenannten »deutschen Herbst« 1977 hat sich die kleine Schar sozial-
revolutionärer Terroristen mit dem Namen »Rote Armee Fraktion« (RAF) endgültig 
im kollektiven Gedächtnis der Bundesrepublik Deutschland festgesetzt. Seither ist 
rund um das Thema RAF eine Erinnerungsindustrie entstanden, die sich in unter-

1	 Der Beitrag beruht auf der Magisterarbeit des Autors am Institut für Publizistik- und Kommunikationswis-
senschaft der Universität Wien von 2019.
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schiedlichsten Facetten manifestiert. Das Spektrum reicht von kontrovers disku-
tierten Ausstellungen, biographischen Werken und künstlerischen Bearbeitungen 
in Film, Theater und Musik über zahlreiche Romantisierungen, Trivialisierungen 
und Popularisierungen[2] bis zu journalistischen Selbstreflexionen zum medialen 
Umgang mit dem Phänomen Terrorismus. Die Fülle an Aufmerksamkeit, die dem 
Thema auch heute noch gewidmet wird, ist damit auch ein Anhaltspunkt für das 
Geschick der RAF in Sachen Propaganda, das über ihre Gewalttaten hinaus bis in 
die Gegenwart nachwirkt. Nachdem man mit der spektakulären Befreiungsaktion 
von Andreas Baader im Mai 1970 in die nationalen Schlagzeilen gelangt und ins 
Licht einer breiten Öffentlichkeit getreten war, brachte die Gruppe über die Agit 
883, eine prominente Zeitschrift der antiautoritären und linksradikalen Szene, eine 
erste Erklärung zur Tat in Umlauf. Darauf folgte ein Jahr später ein mehrseitiges 
Manifest, das Ideen und weitere Vorhaben in Form einer Broschüre präsentierte: 
das Konzept Stadtguerilla. Zeitschriften des äußersten linken Spektrums druckten die 
Schrift in ihrer Gesamtheit oder in Auszügen ab.

Trotz mancher Verklärungen und gar zu nostalgischer Rückschau bleibt das 
Bild der RAF aufgrund ihrer Taten in seiner Gesamtheit verständlicherweise 
negativ. Doch wie stellt sich die Situation in der Gründungsphase der Gruppe dar, 
als sie noch als Kind wie als Bestandteil einer lebhaften Streit- und Protestkultur 
der späten 1960er-Jahre galt? Wie wurden die im Konzept Stadtguerilla gesponne-
nen Ideen im Kreis der Zeitgenossen aus der 68er-Bewegung rezipiert? Ideen, die 
meist aus gesellschaftskritischen Analysen und ideologischen Diskussionen eben-
dieser gegenkulturellen Strömungen hervorgegangen sind. Für Antworten bietet 
sich eine Betrachtung des medialen Widerhalls und der journalistischen Aufbe-
reitung rund um die Veröffentlichung des RAF-Grundsatzpapiers an.

Wer sich dabei nur auf etablierte Massenmedien konzentriert, wird bald an 
Grenzen stoßen. Dass die traditionelle Medienlandschaft jener Tage  –  von Kri-
tikern leicht verächtlich als »bürgerliche Presse« tituliert  –  den Ideen und For-
derungen der 68er-Bewegung skeptisch bis ablehnend gegenüberstand, ist nicht 
neu. Ein Verhältnis, das auf Gegenseitigkeit beruhte. Aufschlussreich erscheinen 
Publikationen, die sich selbst im Geist der Protestkultur definierten und als 
Alternative zu etablierten Presseorganen und Massenblättern positionierten. 
Sprachrohre einer meist selbst proklamierten Gegenöffentlichkeit wie Studen-
tenzeitungen, alternative Nachrichtenverteiler, gegenkulturelle Szeneblätter 
oder Veröffentlichungen linkssozialistischer Splittergruppen, die sich ideolo-
gisch mit der Sache identifizierten und aufgrund ihrer politischen Orientierung 
die RAF und ihr Konzept einer mehr oder weniger kritischen Prüfung zu unter-
ziehen bereit waren.

2	 Beispiele sind die Linie »Prada Meinhof« des Mode-Labels »Elternhaus«, der auf Punk-und Rockkonzerte 
spezialisierte Cateringservice »Rote Gourmet Fraktion« oder Songtitel wie »Die Söhne Stammheims« 
(2001) von Jan Delay und R.A.F. (2001) der Band WIZO.
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Der Umstand, dass eine beträchtliche Anzahl von Studentinnen und Studen-
ten jener Zeit, die später auf Jahrzehnte den bundesdeutschen Medien-, Kul-
tur- und Wissenschaftsbetrieb mitprägen sollten, ihre ersten journalistischen 
Sporen derartigen Publikationen verdanken, verleiht diesen als Orten politischer 
und journalistischer Sozialisation auch heute noch eine gewisse Relevanz.[3] Als 
Untersuchungsgegenstand sind die alternativen Medienprodukte der späten 
1960er- und frühen 1970er-Jahre auch deshalb interessant, weil es sich dabei um 
die ersten deutschsprachigen Produkte einer modernen Gegenöffentlichkeit 
handelt, die sich am Schnittpunkt zwischen Journalismus und Politik, Politisie-
rung des Journalismus und politischer Propaganda bewegten. Damit eröffnen 
sich Vergleichsmöglichkeiten zu Inhalt, Stil und Zielsetzung diverser Publika-
tionen und Online-Medienportale der Gegenwart, die ebenfalls mit Alternativ-
anspruch auftreten (vgl. Hooffacker 2020).

Methodik

Drei ausgewählte Zeitschriften aus dem linkssozialistisch-studentischen Milieu 
Westberlins wurden mit Hilfe einer inhaltlichen Strukturierung (vgl. Mayring 
2015) ausgewertet: Die Agit 883, das Magazin FIZZ und die Zeitschrift Hochschulkampf 
(auch HSK). Alle drei Publikationen waren in der Konsolidierungsphase der RAF 
Anfang der 1970er-Jahre regelmäßig aktiv und hatten Westberlin als Erscheinungs-
ort. Dessen Wahl ist dem Umstand geschuldet, dass die Freie Universität (FU) Berlin 
ein Angelpunkt der Entstehung und Entwicklung der studentischen Protestbewe-
gung in den 1960er-Jahren war (vgl. Peters 1991: 41), in der sich auch Gründungs-
mitglieder der RAF engagiert haben. Die Agit 883 etablierte sich ab Ende der 1960er-
Jahre als anerkanntes Szenemedium der Berliner Gegenkultur, was die RAF ver-
anlasste, die Zeitschrift für die Publikation ihres »Gründungsmanifests« (Die Rote 
Armee aufbauen) zu nutzen. In der Agit 883 wurde zum ersten Mal ein Text der RAF 
veröffentlicht. Die FIZZ wurde wegen ihrer Gründung durch ehemalige Mitglieder 
der Agit 883 für die Untersuchung ausgewählt. Mit dem Hochschulkampf (HSK) wurde 
eine jener Publikationen aufgenommen, die sich im Umfeld der zahlreichen maois-
tisch-leninistischen Kleinstparteien und Studentengruppen bewegten, die nach 
dem Ende der großen Proteste Anfang der 1970er-Jahre wie Pilze aus dem Boden 
schossen. Außerdem hat sie in der Spätphase der Agit 883 auch kurzzeitig mit dieser 
kooperiert (vgl. Andresen/Mohr/Rübner 2007: 25).

Die Untersuchung berücksichtigt den Zeitraum vom 11.5.1971 bis 3.3.1972 und 
konzentriert sich auf wenige Zeitschriftenexemplare. Mit Ausnahme der Agit 

3	 Etwa der renommierte Politikwissenschaftler, Historiker und Journalist Götz Aly, der Mitherausgeber der 
Zeitschrift Hochschulkampf war.
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883 erschienen die Publikationen ohnehin nur innerhalb dieses Zeitfensters. 
Der 11. Mai 1971 ist das Datum der Veröffentlichung des Konzepts Stadtguerilla, das 
von der Agit 883 in Ausgabe 80 gedruckt wird. Ein Jahr später, am 3. März 1972, 
erscheint die letzte Ausgabe des HSK. Agit 883 und die FIZZ stellten ihre Publi-
kationstätigkeit schon kurz vorher ein. Insgesamt ergibt sich eine Zahl von 29 
untersuchten Ausgaben.

Zur Strukturierung werden aus dem Konzept Stadtguerilla thematische Schwer-
punkte isoliert, auf die sich der Text in unterschiedlicher Intensität wieder-
holt bezieht: Kritik an der deutschen Linken, personelle Träger einer Revolu-
tion, Demokratiedefizit der BRD, Medienlandschaft der BRD, Einstellung zur 
Gewaltanwendung, Primat der Praxis, Avantgardeanspruch und Fragen zu 
Legalität/Illegalität. Diese Themenkomplexe werden als Grundlage der Analyse 
jener Artikel aus den drei Zeitschriften herangezogen, die sich konkret mit einer 
Diskussion der RAF-Konzepte beschäftigten. Auf diese Weise ermittelte Aus-
sagen und Kommentare wurden paraphrasiert, zusammengefasst und auf die 
redaktionelle Einschätzung und Beurteilung hin gefiltert.

Historischer Kontext: SDS, APO und Studentenprotest

Die Genese der RAF ist mit der Entstehung einer kulturrevolutionären Opposi-
tion verknüpft, die sich ab 1960 in der Bundesrepublik Deutschland entwickelt 
hatte. Als treibende Kraft kristallisierte sich eine bundesweite Studentenbewe-
gung heraus, deren Ausgangspunkt die Westhälfte der seit 1961 geteilten Stadt 
Berlin war. Dass ausgerechnet das territorial isolierte Westberlin zum Zentrum 
der Studentenbewegung avancierte, hat nach Butz Peters (1991) drei Gründe:

•	 Erstens besaß die FU Berlin mit dem Otto-Suhr-Institut die größte Ein-
richtung zur politikwissenschaftlichen Ausbildung in der Bundesrepub-
lik Deutschland und war Sammelbecken und Kristallisationspunkt man-
nigfaltiger politischer Theoriekonzepte.

•	 Zweitens war die Einwohnerschaft Westberlins vom Wehrdienst befreit, 
was einen erhöhten Zuzug junger Studierender aus dem gesamten bun-
desdeutschen Raum zur Folge hatte.

•	 Die dritte Ursache mag in der besonderen Atmosphäre jener Tage gelegen 
haben, in der sich der Inselcharakter der Stadt als Außenposten des Wes-
tens inmitten der sozialistischen Deutschen Demokratischen Republik 
(DDR) als Speerspitze des Kalten Krieges spiegelte und die bald als Kata-
lysator einer lebendigen Gegenkultur zu wirken begann.

Federführend bei der Organisation früher Kundgebungen und Demonstratio-
nen wurde der 1946 als Studentenvertretung der SPD gegründete Sozialistische 
Deutsche Studentenbund (SDS). Nachdem es nach inneren Querelen 1961 zum 
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Bruch mit der SPD gekommen war, brachte sich der nun parteiunabhängige SDS 
intensiv in die sich langsam formierende studentische Protestbewegung ein (vgl. 
Peters 1991: 42).

Obwohl der Nachwelt besonders die spektakulären Kundgebungen mit tages-
politischem Bezug (Demonstrationen gegen den Vietnamkrieg, Proteste gegen 
die Staatsbesuche von US-Vizepräsident Hubert H. Humphrey oder des Schahs 
von Persien) im Gedächtnis geblieben sind (vgl. Juchler 2006: 214), war der tat-
sächliche Anlass des Widerstandes die Wahrung studentischer Eigeninteressen. 
Aufgestauter Unmut über fortschreitende Verkrustungserscheinungen des 
Universitätssystems brachen sich Bahn und fanden in Parolen vom »Muff von 
tausend Jahren«, der sich unter den Professorentalaren angesammelt habe, ihren 
Ausdruck (vgl. Straßner 2008: 212).

Im Dezember 1966 wird unter Bundeskanzler Kiesinger die erste große Koali-
tion der deutschen Nachkriegsgeschichte zwischen CDU und SPD geschlossen. 
Diese Regierung unter maßgeblicher Beteiligung des ideologischen Erzfeinds 
CDU wird von großen Teilen einer politisch links stehenden Studentenschaft 
strikt abgelehnt. Die in der Opposition verbliebene FDP vermag der großen 
Koalition nichts entgegenzusetzen und wird marginalisiert. Der Ruf nach neuen 
Initiativen wird laut und gipfelt im losen Zusammenschluss von studentischen 
Gruppierungen, Schülern, Lehrlingen, junger Arbeiterschaft, Gewerkschaftern, 
Künstlern und Intellektuellen. Nach dem Willen der Organisatoren soll eine 
»wahre Opposition« außerhalb des bundesdeutschen Parlamentes entstehen. Es 
ist die Geburtsstunde der »außerparlamentarischen Opposition« (APO).

Darauf folgt die zunehmende Radikalisierung eines Großteils der Protest-
bewegung. Diese propagiert zwar offiziell die Rettung der Demokratie aus dem 
vermeintlichen Würgegriff einer als erdrückend empfundenen gesellschaft-
lichen Ordnung, doch als letzte Konsequenz wird eine Ablösung der repräsen-
tativen Demokratie durch eine plebiszitäre Räterepublik betrieben. Damit trägt 
die Bewegung nun zum Teil antiparlamentarische Züge (vgl. Schneider 1969: 72).

Aus den bis 1965 noch spontanen Kundgebungen und einer romantisierenden 
Verbrüderung mit den Antikolonialbewegungen Asiens, Afrikas und Lateiname-
rikas wird eine straff organisierte Fundamentalopposition, die einen militanten 
Aktionismus unterstützt. Auch gesellschaftliche Institutionen wie die Massen-
medien werden aggressiv hinterfragt.

Manipulationsmaschine Massenmedien

In den 1960er-Jahren bilden die zurückliegenden Erfahrungen mit dem Natio-
nalsozialismus und die Allgegenwart kommerzieller Werbung einen fruchtbaren 
Boden für medienkritische Betrachtungen. Als besonders einflussreich erwei-
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sen sich die Theorien der Frankfurter Schule um Max Horkheimer, Theodor W. 
Adorno und Jürgen Habermas, deren Überlegungen im Urteil der Studieren-
denschaft über das deutsche Medienwesen aufgenommen wurden. Horkheimer 
hatte bereits in den 1940er-Jahren den Gedanken formuliert, dass ein autoritär 
geprägtes Staatswesen nahezu vollständig auf Repression verzichten kann, wenn 
es gelingt, das Bewusstsein der Bevölkerung dauerhaft zu manipulieren (vgl. 
Kraushaar 2006b: 1081). Die These wird später um den Begriff der Kulturindus-
trie ergänzt, die von einer gesellschaftlichen Elite als Instrument zur Ausübung 
und Festigung ihrer Macht missbraucht wird.

Der Presse fällt dabei eine Schlüsselrolle zu. Obwohl ihr das Potential eines 
gesellschaftspolitischen Korrektivs mit emanzipatorischer Kraft zugestanden 
wird, verhindere die Konzentration auf wenige Eigentümer und ablenkende 
Inhalte ein effektives Wahrnehmen dieser Pflichten (vgl. Elter 2008: 103). Hans 
Magnus Enzensberger (1974) kritisiert, dass Radio und Fernsehen zwar auf einer 
technisch-funktionalen Ebene viel Beachtung finden, aber ihre kommunikati-
ven Möglichkeiten in der journalistischen Praxis kaum genutzt werden. Dem 
Journalismus komme es gar nicht auf eine selbstständige oder kritische Produk-
tion von Inhalten an, sondern er begnüge sich mit der Vermittlungsfunktion und 
trage so zur Zementierung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse bei (vgl. 
Enzensberger 1974: 106ff.).

Großen Widerhall erfährt ab 1962 die Habilitationsschrift Strukturwandel der 
Öffentlichkeit von Jürgen Habermas. Er definiert Öffentlichkeit als Raum, der 
für jede Demokratie im Mittelpunkt steht und für eine wachsame Kontrolle von 
Herrschaft und Staat unerlässlich ist. Weil das Prinzip Öffentlichkeit aber nicht 
in die staatliche Verwaltung vorgedrungen sei, entziehe diese sich jeder Kritik. 
So kann der Staat seine Entscheidungen auf der Verwaltungsebene isolieren und 
gegen die Interessen der Bürger durchsetzen. Habermas meint, dass dieses Defi-
zit an Öffentlichkeit durch die Presse nicht ausgeglichen werden kann. Deren 
kritische Funktion sei durch ihre Abhängigkeit von wirtschaftlichen Interessen 
zu stark eingeschränkt (vgl. Kraushaar 2006b: 1081ff.).

Diese Überlegungen spielten im Urteil der Studierendenschaft über die 
Medien eine maßgebliche Rolle. Sie ließen die Vorstellung reifen, dass die Bevöl-
kerung quasi von Natur aus ein genuines politisches Interesse habe, das jedoch 
fragil sei und aktiv vor Beeinflussungen durch äußere Mächte geschützt werden 
müsse (vgl. Kraushaar 2006b: 1081ff.).

Auch die Presse selbst vertiefte mit ihrer oft tendenziösen Berichterstattung 
über die Studentenbewegung deren Abneigung gegenüber den etablierten 
Medien. Heftigster Kritik sahen sich die Massenblätter des Springer-Konzerns 
ausgesetzt. Der Konzern wird von der Studentenbewegung zu einem übergroßen 
Feindbild aufgebaut und der bewussten Manipulation der öffentlichen Meinung 
zugunsten der Herrschenden beschuldigt (vgl. Straßner 2008: 212). Weil die ver-
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lagseigenen Publikationen auch noch die persönlichen Ansichten ihres Eigentü-
mers Axel Springer[4] vertraten, die in krassem Gegensatz zu den Zielen von SDS 
und APO standen, spitzt sich die Gegnerschaft weiter zu. »Enteignet Springer!« 
wird zum Schlachtruf einer APO-Kampagne (vgl. Elter 2008: 105).

Ulrike Meinhof, Journalistin und späteres Gründungsmitglied der RAF, recht-
fertigt 1967 in der Zeitschrift konkret das Verlangen nach dieser Enteignung:

»Weil jeder Versuch der Redemokratisierung dieses Landes, der Wiederher-
stellung von Volksherrschaft, der Bildung urteilsfähiger Bürger jetzt, wo 
Springer so groß und stark ist, wie er ist, an Springer scheitert, scheitern 
muß.« (Meinhof 1967: 2, zit. n. Kraushaar 2006b: 1086)

Alternative Medien und deren Produktion

Die negativen Erfahrungen mit der bundesdeutschen Boulevardpresse ließen ein 
starkes Verlangen nach medialer Gegenöffentlichkeit und alternativer Medien-
produktion entstehen. Alternative Medien galten als notwendige Erweiterung der 
etablierten Medienlandschaft. Ihre Intention lag nicht in der direkten Konkurrenz 
um Marktanteile, sondern im konstruktiven Beitrag zu öffentlichen Diskursen. 
Durch kritische Medienbeobachtung und das Aufgreifen vernachlässigter gesell-
schaftlicher Problemfelder sollten zusätzliche Informationsmöglichkeiten geschaf-
fen und dem Publikum die Möglichkeit geboten werden, den eigenen Horizont zu 
erweitern. Man wollte ein Medium von Betroffenen für Betroffene sein und deren 
Lebenswelten umfassend darstellen. Der Leserschaft sollten auch Handlungsmög-
lichkeiten aufgezeigt werden, weshalb man mit begrenztem Erfolg eine verständ-
liche und nachvollziehbare Sprache anstrebte. Eine politische oder ideologische 
Färbung sollte nicht zwingend sein, war aber gegeben, wenn die Publikationen sich 
mit einer sozialen Bewegung identifizierten (vgl. Wimmer 2007: 159f.).

Die aus dem studentischen Milieu gewachsenen Publikationen, die sich 
Anfang der 1970er um die aus SDS und APO hervorgegangenen Splittergruppen 
scharten, wiesen auch organisatorische Besonderheiten auf. Während in klassi-
schen Zeitungsredaktionen eine arbeitsteilige Top-Down-Hierarchie herrscht, 
dominierten in der Alternativpresse Redaktionskollektive und Selbstverwal-
tung. Zwänge, die sich behindernd auf die Redaktionsarbeit auswirken können, 
wurden nach Möglichkeit vermieden. Ressortübergreifende Arbeit der einzel-
nen Redakteure und Redakteurinnen war keine Seltenheit. Die Finanzierung 
war auf wirtschaftliche Unabhängigkeit ausgerichtet und bestand meist aus 

4	 Strikter Antikommunismus, keine Anerkennung DDR, pro-israelische und pro-US-amerikanische Aus-
richtung, Verteidigung des Kapitalismus hinter der Maske der sozialen Marktwirtschaft.
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einer Kombination von Verkaufserlösen, privaten Spenden, Mitgliedsbeiträgen 
gemeinnütziger Fördervereine und Einnahmen durch auf das Zielpublikum 
zugeschnittene Anzeigen. Trotz Straßen- und Abonnementverkauf wurde in der 
Regel kein finanzieller Profit angestrebt (vgl. Wimmer 2007: 212).

Der alternative Geist fand auch in der Gestaltung der Publikationen Aus-
druck. Der durch finanzielle Selbstbeschränkung erzwungene Einsatz von bil-
ligem Material wurde zum identitätsstiftenden Faktor, der Unabhängigkeit und 
Glaubwürdigkeit suggerierte und einen gewissen Underdog-Charme versprühte. 
Ein Verzicht auf strenge Richtlinien, Abgabetermine oder Reglementierungen 
von Wort- und Zeichenzahl sollten eine ausführliche Berichterstattung ermög-
lichen. Künstlerisches Experimentieren, der spielerische Umgang mit Design-
elementen und chaotisch wirkendes Layout waren weitere Augenfälligkeiten 
halbprofessioneller und alternativer Zeitungsprojekte. Sie wurden manchmal 
bewusst eingesetzt, um einen visuellen Kontrapunkt zu den etablierten Medien 
zu setzen. Damit konnten alternative Publikationen sich mit der Zeit sogar zu 
Trendsettern des publizistischen Mainstreams wandeln.

Eine Rote Armee aufbauen: Das Konzept Stadtguerilla

Das im April 1971 als Broschüre in Amsterdam gedruckte Manifest und der 
knapp nach der Baader-Befreiung Mitte 1970 als Gründungsdokument (vgl. 
Kraushaar 2006a: 1191) publizierte Text »Die Rote Armee aufbauen« enthalten 
das ideologische Grundgerüst der Organisation. In ihnen vermischen sich Ele-
mente von Strategiepapier, Kampfschrift, propagandistischem Pamphlet und 
versuchter Gesellschaftsanalyse. Die Inhalte, die nach internen Gruppendis-
kussionen in kollektiver Zusammenarbeit erstellt wurden (vgl. Peters 1991: 128), 
gewähren einen Blick in die Vorstellungswelten der ersten RAF-Generation um 
Andreas Baader, Gudrun Ensslin und Ulrike Meinhof. Vorrangig wird das Ziel 
verfolgt, plausible Argumente für zukünftige Gewaltakte zu präsentieren und 
solche im Voraus zu rechtfertigen, Motivlagen zu erklären und um Zustimmung 
oder Unterstützung von potentiellen Sympathisanten aus der Szene zu werben. 
Das Publikum soll von der Redlichkeit und Notwendigkeit der Sache überzeugt 
werden. Zum ersten Mal wird hier auch die Eigenbezeichnung »Rote Armee 
Fraktion« verwendet. Ein Entwurf des später markanten Logos mit Stern, RAF-
Schriftzug und stilisierter Maschinenpistole taucht ebenfalls schon auf.[5]

5	 Das Konzept Stadtguerilla war nicht die letzte dieser programmatischen Schriften. Folgepublikationen waren 
jedoch innerhalb der RAF umstritten oder nur mehr oder weniger umfangreiche Aktualisierungen unter 
Berücksichtigung zeitgeschichtlicher Ereignisse. Auch wurden sie unter dem Eindruck der ersten terroristi-
schen Aktionen verfasst und erreichten bei Weitem nicht mehr die Bedeutung oder das Interesse des ersten 
Konzepts (vgl. Peters 1991: 128).
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In einer kurzen Verlautbarung, die anlässlich der Baader-Befreiung eben-
falls in der Agit 883 veröffentlicht wird, präsentiert sich die Gruppe als Teil einer 
gerechten sozialen Bewegung, die weltweit gegen den amerikanischen Imperia-
lismus zu Felde zieht. Denn dieser sei

»der Feind Südamerikas, der Feind des japanischen und vietnamesischen 
Volkes, der Feind aller Schwarzen von USA, der Feind der Arbeiter von Ber-
lin […].« (RAF Kollektiv 1970: 2).

Berlin wird zum »Vorposten des amerikanischen Imperialismus« (ebd.) erklärt. 
Der Kampf soll bewaffnet geführt werden, denn nur auf diese Weise könne man 
einem repressiven Staatsapparat wirksam entgegengetreten. Passiver Wider-
stand sei ob der Natur des Gegners sinnlos, denn

»Gandhi und Martin Luther King sind tot. Die Kugeln ihrer Mörder […] 
haben den Traum von der Gewaltlosigkeit beendet. Wer sich nicht wehrt, 
stirbt. Wer nicht stirbt wird lebend begraben […].« (ebd.)

Gewalt wird zu einem legitimen Mittel des Widerstands umfunktioniert und der 
Aufbau einer illegal aus dem Untergrund operierenden kämpfenden Truppe als 
Akt der Notwehr gerechtfertigt.

Trotz Verunglimpfungen des sozialdemokratischen Establishments und lin-
ker Intellektueller, die wenig schmeichelhaft das Etikett von »intellektuellen 
Schwätzern, Hosenscheißern« und »Alles-besser-Wissern« (RAF 1997a: 24) ver-
passt bekommen, sowie einer demonstrativen Verachtung akademisch-theoreti-
scher Diskurse werden zahlreiche Zitate einschlägiger Theoretiker wie Marx und 
Lenin sowie linkssozialistischer Schriftsteller wie Regis Debray, aber auch Mao 
Tse Tungs bemüht. Dies aber nur insoweit, als damit die Auffassungen der RAF 
zu militantem Vorgehen unterfüttert werden konnten und als Rechtfertigungen 
zu gebrauchen waren.

Die RAF reiht sich in die Tradition der russischen Oktoberrevolution als 
avantgardistische Elite und Speerspitze einer Revolution in Deutschland ein 
und betrachtet sich zugleich als Teil einer internationalen kommunistischen 
Befreiungsbewegung, die aufgrund ihrer dualistischen Weltsicht eine scharfe 
Trennung zwischen sich und den erklärten Feinden Imperialismus bzw. Kapita-
lismus und dessen Schergen in der BRD zieht. Gestützt auf den Primat der Praxis 
soll durch gewaltsame Aktionen endlich die Revolution ins Rollen gebracht wer-
den. Zwischen den Zeilen wird der Plan erkennbar, den Staat zu Überreaktionen 
zu provozieren und so als demokratisch getarnte Farce eines faschistischen 
Regimes zu entlarven:
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»[…] daß die Revolution kein Osterspaziergang sein wird. Daß die 
Schweine die Mittel natürlich so weit eskalieren werden, wie sie 
können, aber auch nicht weiter. Um die Konflikte auf die Spitze 
treiben zu können, bauen wir die Rote Armee auf.« (RAF 1997a: 25)

Und weiter:

»Die Konflikte auf die Spitze treiben heißt: Daß die nicht mehr 
können, was die wollen, sondern machen müssen, was wir wollen.« 
(RAF 1997a: 26)

Auch dem Springer-Konzern, dem Journalismus und den Entwicklungen 
der westdeutschen Presselandschaft wird ein äußerst schlechtes Zeugnis 
ausgestellt:

»Die journalistische Kategorie heißt: Verkauf. Die Nachricht als 
Ware, die Information als Konsum. Was nicht konsumierbar ist, 
muß sie ankotzen. Leserblattbindung bei den anzeigenintensiven 
Publikationsmitteln, ifas-Punktsysteme beim Fernsehen, das kann 
keine Widersprüche zwischen sich und dem Publikum aufkommen 
lassen, keine antagonistischen, keine mit Folgen. Den Anschluß an 
den mächtigsten Meinungsbildner am Markt muß halten, wer sich 
am Markt halten will; d. h. die Abhängigkeit vom Springerkonzern 
wächst in dem Maße, als der Springerkonzern wächst, der ange-
fangen hat, auch die Lokalpresse einzukaufen. Die Stadtguerilla 
hat von dieser Öffentlichkeit nichts anderes zu erwarten als Feind-
schaft.« (RAF 1997b: 43).

Und an anderer Stelle heißt es lapidar:

»Daß fast alles, was die Zeitungen über uns schreiben  –  und wie sie 
es schreiben: alles  –  gelogen ist, ist klar.« (RAF 1997b: 28)

Die Publikationen: Agit 883, FIZZ und Hochschulkampf (HSK )

Die Zeitung Agit 883 entsprang einem studentischen »Ausschuss für 
Öffentlichkeitarbeit«, der im Juni 1967 an der FU Berlin ins Leben geru-
fen worden war. Als Ziel wurde formuliert, dass man ein »kritisches 
Bewußtsein in einer breiteren Öffentlichkeit wecken und Ansätze zu 
selbständigem Denken unterstützen« möchte (Schneider/Taube/Strunk 
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o.J.: 3). »Die Zeitung soll ein Gegengewicht zu manipulierter Meinungsbildung 
sein.« (ebd.) Die erste offizielle Ausgabe erschien jedoch erst am 13. Februar 1969. 
»Agit« ist ein Kürzel des Begriffs Agitation, »883« sind die ersten Ziffern des 
Telefonanschlusses einer Privatwohnung, in der sich am Anfang die Redaktion 
befand (vgl. Andresen/Mohr/Rübner 2007: 29). Das Blatt wurde im Selbstverlag 
von einem »Redaktionskollektiv 883« herausgegeben, war als Kombination von 
politischem Diskussionsforum und kommerziellem Anzeigenblatt konzipiert 
und konnte sich schnell als Szeneblatt rund um APO und Studentenbewegung 
positionieren. Der Erscheinungsrhythmus war zu Anfang wöchentlich, später 
zweiwöchentlich.

Inhaltlich deckte das Blatt das volle Spektrum an politischen Themen ab, die 
die zeitgenössischen Diskussionen in der Gegenkultur dominierten.[6] Die Ver-
fasser der Artikel blieben anonym, die Sprache war meist untergriffig. Gegen 
die Zeitschrift wurden mehrere polizeiliche Ermittlungen und Strafverfahren 
wegen Beleidigung, Gotteslästerung, Verwendung verbotener Symbole sowie 
öffentlicher Aufforderung zu oder Billigung von Straftaten eingeleitet. Zahlrei-
che Ausgaben wurden beschlagnahmt (vgl. Anders 2007: 241). Der permanente 
Kleinkrieg mit der Justiz und Konflikte innerhalb des Redaktionskollektivs 
führten dazu, dass die Zeitschrift ab 1971 nur noch unregelmäßig erschien. Die 
letzte Ausgabe mit der Nummer 88 wird am 16. Februar 1972 ausgeliefert.

Die Gründung der FIZZ war eine Folge ideologischer Richtungskämpfe inner-
halb der Agit 883. Diese Streitigkeiten entzündeten sich an Fragen über die Mög-
lichkeiten und Chancen von Militanz und bewaffnetem Kampf, worauf der mili-
tantere Teil der Mitarbeiter die Redaktion verließ und im April 1971 mit der FIZZ 
eine eigenständige Zeitschrift aus der Taufe hob (vgl. Schmidt 2007: 117).

Deren Herausgeber ist ein Redaktionskollektiv im Eigenverlag. Sind bei der 
Agit 883 in der Zeit nach der Gründung noch einige Mitarbeiter und später aus 
rechtlicher Notwendigkeit ein verantwortlicher Redakteur aus dem Impressum 
bekannt, ist bei der FIZZ das Impressum bewusst als scherzhafte Provokation 
angelegt. Für »Grafik und Design« zeichnen ein M.(ax) Ernst und ein A.(lbrecht) 
Dürer verantwortlich, für das Feuilleton der von den Nationalsozialisten ermor-
dete Anarchist Erich Mühsam, für »Wirtschaft und Finanzen« der CSU-Chef 
F.(ranz)-J.(osef) S.(trauß) und für eine fiktive Rubrik »Sport und Porno« wird der 
SPD-Fraktionsvorsitzende H.(erbert) Wehner als Redakteur geführt.

Inhaltliche Schwerpunkte sind Auszüge aus klassischen Texten bekannter 
Theoretiker des Anarchismus, Reportagen aus der Berliner Drogenszene oder 
zu gleichgeschlechtlicher Emanzipation und Beiträge über Rock- und Popmu-
sik. Die Publikationsdaten werden für die meisten Ausgaben nicht angegeben. 

6	 Berichte über Gerichtsverfahren gegen Aktivisten, Solidarität mit Gefangenen, umstrittene Gesetzes-
initiativen, Faschismusanalyse, Arbeiterrechte, Sexualitätsdiskurse, Medienschelte und Kommentare zu 
Guerillabewegungen in Lateinamerika, Palästina und Vietnam.
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Nur für die Nummern 7, 8 und 9 sind mit August, Oktober und November 1971 
Monatsangaben auf den Titelseiten verzeichnet.

Ideologisch stand die Zeitschrift der Organisation der »Schwarzen Zellen« 
nahe, die sich der Propagierung von militanter Gegengewalt verschrieb und mehr-
fach Krawalle und Zusammenstöße mit der Polizei organisierte (vgl. Andresen/
Mohr/Rübner 2007: 27). Der Name FIZZ sollte an das zischende Geräusch einer 
brennenden Lunte oder einer Bombe kurz vor der Explosion erinnern (vgl. Bartsch 
1973: 188). In der Zeitschrift waren auch Anleitungen zum Bau von Brandsätzen zu 
finden. Fast alle Ausgaben wurden deshalb gerichtlich beschlagnahmt. Ursprüng-
lich als 14-täglich erscheinendes Periodikum geplant, wurden bis zum Beginn des 
Jahres 1972 nur zehn Nummern gedruckt und danach die Produktion eingestellt.

Die erste Nummer der Zeitschrift Hochschulkampf mit dem Untertitel Kampf-
blatt des Initiativkomitees der Roten Zellen in Westberlin [7 ] erschien am 
1. Februar 1971 im Selbstverlag. Sie war eine gemeinsame Gründung des besag-
ten Initiativkomitees an der FU Berlin. Das Redaktionskollektiv setzt sich nach 
eigenen Angaben aus sieben Personen zusammen, die vom Komitee bestimmt 
wurden, diesem verantwortlich und jederzeit abwählbar waren. Außer einem 
im Impressum angeführten Geschäftsführer und dem Kontoinhaber für Abon-
nementzahlungen blieben die Autorinnen und Autoren auch hier anonym. Die 
Zeitschrift sympathisierte mit der parteiähnlichen Gruppierung der »Proleta-
rischen Linken/Parteiinitiative« (PL/PI), deren Wurzeln in Projektgruppen von 
Arbeitern der Elektroindustrie lagen (vgl. Andresen/Mohr/Rübner 2007: 25). 
Thematische Konstanten sind Berichte über die französische und italienische 
Linke, begeisterte Kommentare zur chinesischen Volksrepublik und Nordkorea 
sowie Betriebsberichte zu Arbeitskämpfen in Deutschland. Bis zur Einstellung 
im März 1972 erschienen 24 Ausgaben, wegen Doppelnummern faktisch nur 18.

Ergebnisse

Insgesamt beschäftigen sich sieben Artikel unmittelbar mit der Rezeption der 
RAF-Programmatik. Spitzenreiter ist die FIZZ mit vier Artikeln, gefolgt vom 
HSK mit zweien und dem Schlusslicht Agit 883, die sich nur in einem Artikel 
direkt zum Thema äußert.

Von der Agit 883 wird die Kritik der RAF an theoretisierenden Intellektuellen 
und der Zersplitterung der politischen Linken in konkurrierende Kleinstgrup-
pen geteilt. Sozialdemokratische und bolschewistische Organisationen, deren 
Interessen man mehr im Aufblähen der eigenen Organisation als in der Arbeit 

7	 Die Roten Zellen, auch Basisgruppen: lokale studentische und meist nach Fachbereichen (Rote Zelle Geo-
graphie etc.) organisierte maoistische Gruppierungen.
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an gesellschaftlicher Veränderung sieht, werden als schlechte Kopie der zu zer-
schlagenden kapitalistischen Organisationstruktur belächelt. Im Grunde würde 
es sich um nichts weiter als eine Ansammlung von sich gegenseitig bekämpfen-
den Sektierern handeln, die sich als »bloße Werbeagenturen in Sachen richtiger 
Linie« (Agit 883 1971: 8) entlarvten.

Allerdings wird auch die RAF selbst als radikale Sekte und damit als Teil des 
Problems betrachtet. Penetrante Verweise auf einen Vorrang der Praxis nimmt 
man der RAF nicht ab. Man meint in ihr einen undisziplinierten Haufen dog-
matischer »Superleninisten« (Agit 883 1971: 8) zu erkennen, der sich von anderen 
radikalen Splittergruppen nur durch das Tragen einer Waffe unterscheidet. Es 
seien Leninisten, die sich zwar betont theoriefrei gäben, aber unter Zuhilfenahme 
kontextbefreiter und verkürzter Zitate kommunistischer Theoretiker ein wacke-
liges Konzept konstruierten, das als Handlungsanleitung zur Umsetzung einer 
vorgeblich richtigen Praxis herangezogen werde. Das habe aber nichts mit der von 
der Agit 883 eingeforderten tiefgehenden Analyse zeitgenössischer gesellschaft-
licher Entwicklungen zu tun, die von der RAF gar nicht begriffen würden. Man 
kritisiert, dass die Gruppe ihr Konzept nur aus »oberflächlichen Reflexionen 
über die heutige Zeit zusammengeflickt« (Agit 883 1971: 8) habe.

Zu Fragen der Gewaltanwendung hat die Agit 883 ein ambivalentes Verhältnis. 
Eine Distanzierung findet nicht statt. Physischer Gewalt wird eine potentiell 
positive propagandistische Wirkung zugesprochen. Auch legt eine Bemerkung 
zu »Überlebensaktionen« (Agit 883 1971: 8) durch die RAF den Schluss nahe, dass 
die Anwendung von Gewalt gegenüber dem Staat als Notwehr angesehen werden 
könne und daher entschuldbar sei. Trotzdem wird bemängelt, die Gewaltan-
wendung und den Klassenkampf übermäßig zu »romantisieren« (Agit 883 1971: 
9) und mit unüberlegten Aktionen rasche Veränderungen erzwingen zu wollen. 
Damit verkomme die Theorie vom Primat der Praxis zur simplen Rechtferti-
gungsstrategie von

»WILD GEWORDENEN LENINISTEN, denen selbst ein Parteiaufbau zu 
langwierig und umständlich war, so daß sie lieber mal GLEICH SO RICH-
TIG LOSSCHLUGEN« (Agit 883 1971: 8 [Hervorheb. i. O.]).

Die FIZZ zeigt sich dagegen meist auf einer Linie mit der RAF und nimmt diese 
gegen Anfeindungen in Schutz. Der einzige Punkt, der speziell an der Schrift 
Konzept Stadtguerilla beanstandet wird, ist der nach Ansicht der Redaktion zu 
wenig kämpferische Tonfall. Auch das Fehlen einer sozio-ökonomischen Analyse 
wird bedauert (vgl. FIZZ 1971a: 4). Um diesen Makel zu beheben, wird die Analy-
se durch eigene Kommentare ergänzt. Einige Aspekte dieser Betrachtung wirken 
dabei aus heutiger Sicht sehr vertraut. Ansichten über Demokratie, Parlamenta-
rismus und den Rechtsstaat erinnern an Debatten, wie sie am politisch linken 
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oder rechten Rand  –  und teilweise schon darüber hinaus  –  noch immer geführt 
werden. Beschwerden über die angebliche Metamorphose des modernen Verfas-
sungsstaats in einen Interventionsstaat, der zunehmend in das Alltagsleben sei-
ner Staatsbürger eingreift, diese mit bürokratischen Schikanen und vorgeblich 
wohlmeinenden Verboten drangsaliert und dessen administrativer Apparat sich 
der Aufsicht der Parlamente entzieht (vgl. FIZZ 1971c :3), lassen sich in Diskurse 
der Gegenwart fast nahtlos übertragen.

Für die FIZZ hatte sich der Großteil der deutschen Linken mitsamt ihres Theo-
riefetischismus durch die voreilige Distanzierung von der RAF bereits selbst auf 
den »Müllhaufen der Geschichte« (FIZZ 1971a: 4) befördert. Überhaupt wird es 
als einer der größten Fehler der RAF kritisiert, sich von der deutschen Linken 
Verständnis für das Konzept erhofft zu haben. Der Vorwurf des Leninismus sei 
gegenüber der RAF zwar zutreffend, aber angesichts ihrer Praxis nur inhaltslose 
Plattitüde. Pauschal werden sämtliche die RAF kritisierenden Organisationen 
entweder als »feige-reformistisch« oder gleich als »bürgerlich-konterrevolutio-
när« (FIZZ 1971b: 5) abgestempelt.

»WER SICH NICHT MIT DEM KAMPF GEGEN DIE SCHWEINE SOLIDA-
RISIERT, SOLIDARISIERT SICH MIT DEN SCHWEINEN« (FIZZ 1971b: 5; 
Hervorheb. i.O.), lautet das Urteil.

Die Auffassungen über die bürgerliche Presse und die Notwendigkeit einer revo-
lutionären Avantgarde sind identisch mit denen der RAF. Solange Gewalt oder 
kriminelle Machenschaften ihr der Revolution als dienlich erscheinen, zeigt die 
FIZZ wenig Skrupel zu deren Anwendung, was bei einer Zeitschrift, die Anlei-
tungen zum Brandbombenbau enthält, kaum überrascht. Banküberfälle werden 
als »Enteignungsaktionen« (FIZZ 1972: 7) bezeichnet, die damit ideologisch und 
moralisch gerechtfertigt werden. Die Mitglieder der RAF werden zu Heldinnen 
und Helden stilisiert, deren Opferbereitschaft gleichzeitig als legitimes Privileg 
gesehen wird, über das zu richten niemandem zustehe, und deren Bereitschaft, 
den »kleinen Bullen« zu schonen, solange der einer »notwendigen Aktion« nicht 
im Weg steht, als Akt der Großmut verkauft wird (vgl. FIZZ 1972: 7). Angesichts 
dieser Auffassungen wirkt die angebliche Sorge um harmlose Nachtwächter und 
Verkehrspolizisten, die als kleine Helfershelfer nicht »aus den Stiefeln geschos-
sen werden« dürften (ebd.), wie ein gezwungener Versuch, das eigene Gewissen 
zu beruhigen und weniger extreme Sympathisanten nicht zu verschrecken.

Der Hochschulkampf (HSK) spart ebenfalls nicht mit Kritik an der deutschen 
Linken und den parteiähnlichen Nachfolgeorganisationen der Studentenbewe-
gung. Sie ist das einzige der drei Periodika, das mit der KPD/AO (Kommunis-
tische Partei Deutschlands/Aufbauorganisation) und der PL/PI (Proletarische 
Linke/Parteiinitiative) Organisationen namentlich nennt und deren Haltungen 
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gegenüber der RAF beanstandet. Die Betonung dieser beiden Organisationen 
war darin begründet, dass der HSK ein ideologisches Nahverhältnis zur PL/PI 
unterhielt, die in Konkurrenz zur KPD/AO stand.

Auch der HSK hielt an der Notwendigkeit fest, revolutionäre Bestrebungen zu 
unterstützen. Deshalb werden die Konzepte der RAF als wichtiger Input zu einer 
Diskussion um revolutionäre Gewalt anerkannt. Sie werden als ernstzunehmen-
der Versuch gesehen, die Frage nach dem Beitrag schwacher revolutionärer Kräf-
te zur Initiierung von Massenaufständen zu klären. Zwar ordnet man die RAF 
klar dem Lager der Anarchisten zu, deren Ambitionen ohne kommunistische 
Gesamtstrategie und begleitende politische Maßnahmen zum Scheitern ver-
urteilt seien. Doch man lässt sich auf das Selbstbild der RAF als Guerillatruppe 
ein und versucht, über eine theoretische Annäherung an die militärische Praxis 
des Guerillakriegs die Eignung dieser Taktik für westdeutsche Verhältnisse zu 
beleuchten (vgl. HSK 1971: 10).

Für den HSK ist das Ergebnis, dass für den Erfolg dieser Strategie die gesell-
schaftlichen Bedingungen denkbar ungünstig seien, weil in der BRD lateiname-
rikanische Ausmaße der Massenverelendung als Katalysator für eine allgemeine 
Revolutionsbereitschaft fehlten (vgl. HSK 1971: 11). Übersehen wird dabei, dass 
das der RAF ebenso bewusst ist (vgl. RAF 1997: 31). Auch sieht man es als pro-
blematisch an, dass Sabotageaktionen in Ballungsräumen auch jenen Teil der 
Bevölkerung träfen, auf deren Unterstützung man für den dauerhaften Erfolg 
der Revolution angewiesen sei. Das Konzept einer Stadtguerilla im streng militä-
rischen Sinn erscheint dem HSK deshalb als ungeeignet (vgl. HSK 1971: 12).

In der Annahme der RAF, dass durch beispielhafte Aktionen einer kleinen 
Speerspitze (Avantgarde = Vorhut) bei den Volksmassen ein revolutionäres 
Bewusstsein entsteht, erkennt die Redaktion des HSK eine Neubelebung der Idee 
der »Propaganda der Tat« (HSK 1971: 10) russischer Anarchisten des 19. Jahrhun-
derts. Die Massen werden dabei nicht durch wortreiche Propaganda, sondern 
durch musterhafte Praxis zum Kampf motiviert. Bemängelt wird daran, dass 
die Propaganda der Tat anscheinend das politische Programm ersetzt, denn es 
ließe sich in den Schriften der RAF nichts über deren eigentliche politische Ziele 
finden (vgl. HSK 1971: 10). Weiter wird analysiert, dass die Entpolitisierung ihrer 
beabsichtigten Aktionen daran liege, dass die RAF mit jeder ihrer Unterneh-
mungen den Endpunkt der Revolution vorwegnehmen wolle. Ihr

»Sturmlauf gegen die kapitalistischen Machtzentren gleicht so eher einem 
Amoklauf, der sich im Kreise des Kapitalismus dreht « (HSK 1971: 10).

Werde voller Ungeduld und politisch planlos agiert, würden gesellschaftliche 
Bedürfnisse nicht berücksichtigt und das Ausüben von Gewalt zum zentralen 
Inhalt revolutionärer Tätigkeit erklärt, dann verpuffe jede propagandistische 
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Wirkung. Übrig bliebe dann nur sektiererischer Terrorismus. Deshalb stehe der 
Primat der Politik weiterhin über einer bewaffneten Gewaltpraxis.

Eine Verurteilung dieser Gewalt findet in den kühlen Kalkulationen des HSK 
allerdings keinen Platz.

Schlussbetrachtung

Trotz weltanschaulicher Parallelen variieren die Beurteilungen der RAF durch 
Agit 883, FIZZ und Hochschulkampf stark und reichen von positiver Zustimmung 
der FIZZ über den interessierten, aber skeptischen Zugang des HSK bis zum ver-
ächtlichen Bild einer Ansammlung von Möchtegern-Revolutionären der Agit 883. 
Für die FIZZ stellt sich die RAF als heroische Guerillatruppe in bester Tradition 
lateinamerikanischer Freiheitskämpfer dar. Auch der HSK nimmt die RAF beim 
Wort und versucht die Anwendbarkeit einer Guerillastrategie auf die Bundes-
republik ernsthaft zu analysieren, erklärt die RAF dann aber zu einem Zusam-
menschluss von ungeduldigen und orientierungslosen Anarchisten. Für die Agit 
883 ist die Einschätzung, bei den Mitgliedern der RAF handele es sich um wahre 
Anarchisten, dagegen eine geradezu lächerliche Idee. Sie meint in der RAF einen 
Kader unreifer Dogmatiker zu erkennen, die mit viel oberflächlichem Gerede 
und ihrem zur Schau gestellten Handlungsdrang darüber hinwegtäuschen woll-
ten, dass sie sowohl für eine echte Parteigründung als auch für konsequentes 
Theoriestudium zu faul sind.

Die drei Zeitschiften sind sich darüber einig, dass ein bewaffneter Kampf 
unbedingt in einer Analyse der gesellschaftlichen Verhältnisse und Bedürfnisse 
des Proletariats verankert und in eine umfassende Massenbewegung eingebun-
den werden muss. Die Annahme der RAF, dass bewaffnete Widerstandsgruppen 
den wahren Kern des Klassenkampfes ausmachen, wird aber nur von der FIZZ 
geteilt. Für HSK und Agit 883 können diese nicht mehr als eine Ergänzung sein. 
Nur der HSK gebraucht in seiner kritischen Auseinandersetzung mit der RAF 
einmal den Begriff »Terrorismus« in tendenziell negativem Verständnis. Näher 
erläutert wird das jedoch nicht.

Einige Bedeutung wird auch dem Begriff der »Solidarität« im kritischen 
Umgang mit der RAF zugeschrieben. Die Agit 883 moniert eine Erosion solidari-
scher Diskurse, die ob der zahlreichen Polit-Sekten immer schwieriger zu führen 
seien, und betont die Notwendigkeit solidarischer Kritik an der RAF. Auch die 
FIZZ schreibt, dass der beste Weg, sich mit der RAF auseinanderzusetzen, eine 
solidarische Kritik sei. Das lässt sich als das Ziehen einer Grenze interpretieren, 
die auch die schärfsten Kritiker der RAF nicht überschreiten wollen. Man mag 
die RAF zwar argumentativ heftig unter Druck setzen, aber man weist darauf 
hin, dass man nicht beabsichtige, das Existenzrecht der Gruppe oder deren Ziele 
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an sich in Frage zu stellen. Gleichzeitig wird mit der Überbetonung von Solida-
rität signalisiert, dass jegliche Einmischung von Außenstehenden  –  also eine 
unsolidarische, zerstörerische Kritik  –  nicht zu dulden sei.

Manchmal wird auch eine Meinung, die eine Zeitschrift zur RAF vertritt, 
von einer anderen aufgegriffen und hinterfragt. So wird beispielsweise von der 
Agit 883 in einem Nebensatz angemerkt, dass die FIZZ als Zersetzungsprodukt 
der antiautoritären Bewegung mit ihrer verbalradikalen Zustimmung zur RAF 
eigene Probleme vertuschen wolle (vgl. Agit 883 1971: 8). Die FIZZ revanchiert 
sich damit, dass sie sich in einem Artikel in Anspielung auf die Agit 883 über die 
Bezeichnung »leninistisch« für die RAF als bedeutungslose Worthülse lustig 
macht (vgl. FIZZ 1972: 6).

Zum Ende sei noch einmal darauf hingewiesen, dass die RAF zum Zeitpunkt 
des Erscheinens des Konzepts Stadtguerilla zwar durch kriminelle Aktionen bereits 
zu zweifelhaftem Ruhm gelangt war, aber ihre Karriere als gefürchtete Terror-
gruppe noch nicht begonnen hatte. Die Beurteilungen der drei Zeitschriften 
erfolgen deshalb in einer Übergangsphase zwischen »gerade noch theoretisie-
ren« und »noch nicht ganz praktizieren«, in der noch über die RAF diskutiert 
werden konnte, ohne zu wissen, ob diese ihre Ankündigungen zum bewaffneten 
Kampf jemals umsetzen würde.

Für die kurze Zeitspanne von Mai 1970 (Baader-Befreiung) bis Mai 1972 
(Beginn ihrer Bomben-Offensive) war die RAF in den Augen ihrer Sympathisan-
ten wie ihrer Kritiker nur eine von zahlreichen gewaltbereiten Gruppierungen 
jugendlicher Idealisten, die in der aufgeheizten Atmosphäre der 68er-Bewegung 
entstanden waren, aber jeweils auch ganz eigene Vorstellungen vom Weg zur 
Weltrevolution hatten. In dem Maße, wie sich diese Vorstellungen von anderen 
Gruppierungen unterschieden, in dem Maße spiegelt sich diese Zersplitterung 
und Zerstrittenheit dann auch  –  ganz »solidarisch«  –  in den diversen Urteilen 
über die RAF wider.
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BILD dir dein Afrika
Eine Diskursanalyse von Afrika-Repräsentationen in der 
BILD-Zeitung im Kontext der Covid-19 Pandemie

Abstract: Der vorliegende Beitrag ist eine diskursanalytische Untersuchung 
von Artikeln der BILD-Zeitung über Afrika im Kontext der Covid-19 Pan-
demie. Ziel ist es, zugrundliegende rassistische, koloniale und somit herr-
schaftsstützende Logiken sichtbar zu machen. Journalismus wird dabei als 
diskursives Machtinstrument verstanden, welches Herrschaftszustände 
entweder stabilisieren oder gefährden kann. Die empirische Analyse zeigt 
darüber hinaus die subversiven Möglichkeiten und gesellschaftliche Verant-
wortung journalistischer Arbeit auf.

Die gegenwärtige Covid-19 Pandemie bringt nicht nur eine Vielzahl von Gefahren 
und Herausforderungen, sondern auch neue Möglichkeiten und Chancen mit sich. 

Afrika wird in der hegemonialen diskursiven Repräsentation als isolierter 
Ort von »failure and poverty« (Ferguson 2006: 2) ohne Strukturen, Agency und 
Ethik gezeichnet. Im Zuge der aktuellen Pandemie kann dies einerseits durch 
die Mobilisierung eines rassistischen und kolonialen Diskurses, der allein die 
Hilfsbedürftigkeit und Unfähigkeit zum Umgang mit der Situation artiku-
liert, zusätzlich verstärkt werden. Liegt der Fokus hingegen auf der globalen 
Verbreitung und der daraus resultierenden zentralen Stellung Afrikas bei der 
Bekämpfung des Virus, kann der hegemoniale Diskurs dekonstruiert werden. 
Journalistische Berichterstattung wird in dieser Untersuchung als diskursives 
Machtinstrument verstanden, welches sowohl stabilisierend als auch subversiv 
wirken kann und dementsprechend eine gesellschaftliche Verantwortung trägt.

Aus diesem Blickwinkel werden in der vorliegenden Untersuchung alle 17 
BILD-Artikel analysiert, die bis zum 3.7.2020 veröffentlicht wurden, sich nicht 
hinter einer Paywall befanden und durch Eingabe der Begriffe »Afrika« und 
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»Corona« in der Suchmaske der BILD-Homepage gefunden wurden. Aufbauend 
auf Michel Foucault, Ernesto Laclau und Chantal Mouffe habe ich folgende For-
schungsfragen abgeleitet:

•	 Mit welchen Eigenschaften und Ereignissen wird Afrika durch die Arti-
kulationen der BILD-Zeitung diskursiv in Beziehung gesetzt? 

•	 Welche Logiken und Rationalitäten stehen hinter diesen Artikulationen? 
•	 Wie sind die Artikulationen der BILD-Zeitung im Spannungsfeld von 

Hegemonie und Antagonismus, von Herrschaft und Subversion einzu-
ordnen?

Macht und Diskurs

Um die Wirkmächtigkeit und Funktionsweisen der Artikulationen der BILD 
erfassen und analysieren zu können, verbinde ich in dieser Untersuchung post-
koloniale Perspektiven mit einem foucaultschen Macht- und Diskursverständ-
nis. Diese Kombination ist in postkolonialen Studien recht geläufig (vgl. Bayart 
1989; Hall 1992; Linnemann/Reuber 2015), wird aber hier um die Hegemonie
theorie von Laclau und Mouffe erweitert. Die theoretischen Werkzeuge ermög-
lichen ein Verständnis von sowohl diskursinternen Mechanismen der Afrika-
Repräsentationen als auch den gesellschaftlichen Auswirkungen der BILD-Arti-
kel auf Subjektivierungsprozesse und damit einhergehender (De-)Konstruktion 
rassistischer und kolonialer Logiken und Herrschaftszustände. Zunächst erläu-
tere ich die Kernbegriffe des foucaultschen Machtverständnisses (Herrschafts-
zustand, Regierungstechnologie, strategische Beziehungen, Subjektivierung, 
Dispositiv, Diskurs) und setze sie untereinander und mit der Hegemonietheorie 
von Laclau und Mouffe in Beziehung. Der darauffolgende Abschnitt füllt den 
abstrakt-theoretischen Rahmen mit postkolonialen Perspektiven im Kontext 
der Covid-19-Pandemie, wodurch er operationalisiert und die Fragestellung der 
Untersuchung abgeleitet wird.

Michel Foucault (1985: 27) unterscheidet zwischen drei Ebenen der Macht: den 
strategischen Beziehungen, den Regierungstechnologien sowie den Herrschafts-
zuständen. Die strategischen Beziehungen bezeichnen alle Formen der Macht, 
die »allgegenwärtig« und bei jeder Praktik der Interaktion oder Kommunikation 
zwischen Individuen erzeugt werden (Foucault 1983: 94). Diese sind dynamisch 
und prinzipiell veränderbar. Im Gegensatz dazu sind Herrschaftszustände Situ-
ationen, in denen sich die strategischen Beziehungen manifestiert und stabili-
siert haben (Foucault 1985: 26). Die Ebene der Regierungstechnologien steht zwi-
schen den beiden zuvor genannten und hat als »wesentliches technisches Instru-
ment« (Foucault 2004: 162) die Dispositive, welche sich aus »Diskursen, Institu-
tionen, architekturale[n] Einrichtungen, reglementierende[n] Entscheidungen, 
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Gesetzen […]« (Foucault 1978: 119) zusammensetzen. Die Dispositive struktu-
rieren die vielfältigen strategischen Beziehungen, was wiederrum Herrschafts-
zustände erzeugt. Ein wichtiges Mittel zur Strukturierung der strategischen 
Beziehung besteht in der Subjektivierung durch die Dispositive. Identitäten und 
damit verbundene Abgrenzungen und Hierarchisierungen werden diskursiv 
konstruiert (vgl. Butler 1991: 17; Gramsci 1971: 366; Wullweber 2012: 34), sodass 
die Wahrnehmung der Beziehungen zur Umwelt und anderen Individuen beein-
flusst wird und rassistische und koloniale Imaginationen hervorgebracht werden 
können: »[D]ie schrittweise Einführung von Dispositiven, mit deren Hilfe der 
gewöhnliche Franzose  –  zuweilen ohne sich dessen bewusst zu sein  –  veran-
lasst wurde, sich in seiner Sichtweise, seinem Tun, seinem Verhalten und seinem 
Reden als rassistisches Subjekt zu konstituieren.« (Mbembe 2017: 123)

Mit Bezug auf Foucault zeigt Stuart Hall (1992: 203) auf, inwiefern Diskurse 
mit Macht und Wissen verknüpft sind und somit subjektivierend wirken. Dem-
nach sind journalistische Berichte immer eine Form der Machtausübung, die 
verschiedene Elemente, Eigenschaften und Ereignisse der Umwelt in einem offe-
nen System miteinander verknüpft und somit eigene Logiken und Rationalitäten 
herausbildet (ebd.: 202). Werden diese Logiken und Rationalitäten internalisiert, 
entstehen Subjekte mit einer spezifischen Perspektive auf die Welt. Dementspre-
chend bezeichnet Foucault Herrschaftszustände auch als »Wahrheitsregime« 
(zitiert nach Hall 1992: 205), da ein hegemonialer Diskurs ein bestimmtes Wis-
sen und daran gebundene Wahrheiten produziert. Darauf aufbauend schreibt 
Achille Mbembe (2017: 106), dass die Sprache »das System des Lebens selbst« sei. 
Die von hegemonialen diskursiven Logiken konstituierte Sprache ist demnach 
nicht nur eine Form oder ein Abbild der Realität, sondern konstituiere die Rea-
lität selbst. Aus diesem Verständnis heraus wird die Relevanz der Analyse der 
BILD-Artikel deutlich.

An dieser Stelle ergänze ich das foucaultsche Machtverständnis um die Hege-
monietheorie von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe, sodass die politische Aus-
handlung und die innere Dynamik von Diskursen sichtbar werden. Laclau und 
Mouffe beschäftigen sich aufbauend auf den Arbeiten von Antonio Gramsci (1971) 
mit dem Prozess des Hegemonial-Werdens eines Diskurses. Ein Diskurs besteht 
dabei aus einer Reihe von Artikulationen, die jeweils Elemente der Umwelt zuein-
ander in Beziehung setzen und gemeinsam eine Äquivalenzkette bilden, die einer 
bestimmten Interpretation und Perspektive auf die Welt entspricht (Laclau/Mouf-
fe 1985: 105f.; Wullweber 2012: 39). Im sogenannten Feld des Politischen wird die 
Art und Weise der Beziehungen zwischen Elementen und somit Wahrnehmung, 
Interpretation und Wissen über die Welt ausgehandelt, sodass unterschiedliche 
Diskurse miteinander konkurrieren. Setzt sich ein Diskurs durch, »sedimentiert« 
dieser und lagert sich im Feld des Sozialen ab: Die Aushandlung ist abgeschlos-
sen, der Diskurs wird hegemonial und das diskursiv produzierte Wissen über die 
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Welt wird nicht mehr infrage gestellt (vgl. Laclau 1990: 34). Antagonistische Arti-
kulationen, die ausgeschlossen und marginalisiert werden, können jedoch den 
hegemonialen Diskurs angreifen, die Äquivalenzkette aufbrechen und den Dis-
kurs wieder ins Feld des Politischen zurückführen (vgl. Wullweber 2012: 37). Eine 
solche politische Reaktivierung eines hegemonialen Diskurses kann beispiels-
weise durch unvorhersehbare Ereignisse, subversive Praktiken oder Allianzen 
antagonistischer AkteurInnen erfolgen. Die Covid-19-Pandemie ist ein unvorher-
gesehenes Ereignis, das sowohl neue Praktiken als auch Allianzen hervorbringt 
und somit das Potenzial hat, den bestehenden rassistischen und kolonialen Herr-
schaftszustand und das damit verbundene »Wahrheitsregime« zu zerstören.

Postkoloniale Perspektiven im Kontext von Covid-19

Bevor auf das subversive Potenzial der Covid-19-Pandemie eingegangen werden 
kann, muss der bestehende Herrschaftszustand charakterisiert werden. Zu die-
sem Zweck werden die Analysen der postkolonialen Theoretiker Jean-François 
Bayart, Achille Mbembe, James Ferguson und Stuart Hall verwendet. Zuletzt 
argumentiere ich, dass die BILD-Artikel als Dispositiv zu analysieren sind, die 
diskursiv auf ein spezifisches Problem reagieren, um den bestehenden Herr-
schaftszustand stabilisieren.

Achille Mbembe (2017: 110f.) sieht den Ursprung des bestehenden rassistischen 
und kolonialen Herrschaftszustand in der entstehenden europäischen Moderne 
Ende des 18. Jahrhunderts und betont, dass die »Entstehung [der Moderne] mit 
dem Erscheinen des Rassenprinzips und der langsamen Umwandlung dieses 
Prinzips in die privilegierte Matrix der [Regierungstechnologien] zusammen-
fällt, und zwar heute ebenso wie damals«. Afrika wird auf diese Weise zum Ort, 
»dessen Besonderheit darin besteht, dass es keine Gattungsbezeichnung und 
erst recht kein Eigenname ist, sondern ein Hinweis auf die Abwesenheit eines 
Werkes« (ebd.: 32). Des Weiteren sei Afrika die Bezeichnung der Moderne für die 
»in absoluter Unsicherheit und Seinsleere gefangenen Gestalt des Menschlichen 
[… und] für unfähig gehaltene Gesellschaften« (ebd.: 100) und entspricht damit 
dem »Sinnbild einer dunklen und blinden Kraft, gefangen in einer gleichsam 
präethischen und präpolitischen Zeit« (ebd.: 101). Damit bezieht sich Mbembe 
(siehe auch 2016: 91) ebenso wie Bayart (1989: 3) auf Hegel, der eine Geschichte 
Afrikas und ihre Einbettung in einem globalen System verneint. Dieser Herr-
schaftszustand, der nicht allein diskursiv, sondern unter anderem auch mit dis-
ziplinärer physischer und wirtschaftlicher Gewalt produziert, reproduziert und 
manifestiert wurde, schafft ein isoliertes Afrika ohne Geschichte, Dynamik und 
Strukturen mit BewohnerInnen ohne Ethik, Strategie und Agency. Afrika wird 
zum »place of absence« (Ferguson 2006: 2).
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Meine These ist, dass die Covid-19-Pandemie aus drei Gründen das Potenzial 
hat, den bestehenden rassistischen und kolonialen Herrschaftszustand anzu-
greifen und die hegemoniale Äquivalenzkette aufzubrechen: 

Erstens wird während der Pandemie offensichtlich, dass Afrika nicht isoliert, 
sondern zentral und zukunftsentscheidend ist für »[the] destiny of our planet« 
(Mbembe 2016: 96). Denn solange das Virus an einem Ort der Welt noch aktiv ist, 
ist die gesamte Weltbevölkerung potenziell gefährdet. Die Zentralität Afrikas 
im Kontext von Covid-19 zeigt sich insbesondere in der zuerst in Südafrika ent-
deckten Virusvariante B.1.351, die aufgrund ihrer höheren Übertragbarkeit mitt-
lerweile auch das Infektionsgeschehen in Deutschland beeinflusst (vgl. Robert 
Koch Institut 2021). Des Weiteren wird während der Bekämpfung der Pandemie 
das immense finanzielle und technologische Gefälle zwischen Afrika und dem 
Globalen Norden deutlich, ganz besonders bei der Verteilung der Impfstoffe: 
Nach einer Studie des britischen Thinktanks The Economist Intelligence Unit 
(2021) können die meisten afrikanischen Staaten erst ab 2023 entsprechend ihrer 
Bedürfnisse auf Impfstoffe zugreifen. Zweitens wird auf diese Weise die durch 
den Herrschaftszustand produzierte Machtasymmetrie besser sichtbar. Gleiches 
gilt, drittens, auch für die Strategien und innovative Handlungsfähigkeit afrika-
nischer AkteurInnen (vgl. Bayart 1989: 37), die trotz schlechterer Rahmenbedin-
gungen die Fallzahlen im Untersuchungszeitraum lange besser im Griff hatten 
als von vielen zuvor angenommen wurde (Schlichte/Reinhardt 2020). 

Alle drei Punkte machen Afrikas »place-in-the-world« mit seinen politischen, 
ökonomischen und sozialen Verflechtungen und Ungleichheiten in einer globali-
sierten Welt sichtbar (vgl. Ferguson 2006: 5). Die Covid-19-Pandemie ermöglicht 
und erleichtert es, Elemente in neue Verbindungen zu bringen und einen subver-
siven antagonistischen Diskurs zu entwickeln, der die sedimentierte hegemonia-
le Äquivalenzkette des rassistischen und kolonialen Herrschaftszustandes auf-
bricht, sie ins Feld des Politischen zurückführt und auf diese Weise die machtge-
ladenen strategischen Beziehungen zwischen Individuen verändert.

Michel Foucault versteht Dispositive als Regierungstechnologien, die auf 
spezifische Probleme antworten (Foucault 1980: 195), um den Herrschaftszu-
stand durch die Strukturierung von strategischen Beziehungen zu sichern. Das 
für diese Untersuchung relevante Problem ist die eben geschilderte Gefahr des 
Aufbrechens der hegemonialen Äquivalenzkette und die Schaffung neuer dis-
kursiver Verbindungen zwischen Elementen. Die diskursiven Regierungstechno-
logien müssen demnach die alten Verbindungen stabilisieren und reproduzieren, 
um den hegemonialen rassistischen und kolonialen Diskurs zu sichern und zu 
manifestieren (vgl. Bayart 1989: 11). Aus dieser Perspektive heraus analysiere ich 
die BILD-Artikel über Afrika im Kontext von Covid-19.
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Ein BILD von Afrika

Zur Beantwortung dieser Fragen wurden alle Online-Artikel der BILD zum 
Thema Afrika und Covid-19 von der ersten Berichterstattung am 16.02.2020 bis 
zum 03.07.2020 analysiert, die sich nicht hinter einer Paywall befanden.

Charakteristisch für die BILD-Zeitung sind sehr kurze Artikel mit oftmals 
unvollständigen Argumentationsketten. Dies hat auf verschiedene Weise Ein-
fluss auf die Methodik und die Ergebnisse der Analyse: Der Mangel an expliziten 
Annahmen über und Einordnungen von Afrika in den Artikeln muss durch eine 
Verdichtung der Auswahl von Themen, der Formulierung von Schlagzeilen, 
Fotos sowie implizite Annahmen und Wertungen wettgemacht werden. Dies 
erhöht den Aufwand der methodischen Auswertung, ermöglicht aber gleich-
zeitig Ergebnisse, die über das Geschriebene hinausgehen und die dahinterlie-
genden Logiken und Rationalitäten, vergleichbar mit dem »ethnographischen 
Algorithmus« von Clifford Geertz (1973: 315), sowie das entsprechende »Wahr-
heitsregime« sichtbar machen.

Methodisch wird die Analyse mit der zusammenfassenden Inhaltsanalyse 
nach Philipp Mayring (1991) umgesetzt, welche die Artikel paraphrasiert, im 
zweiten Schritt theoriegeleitet generalisiert und zuletzt Kategorien zuordnet. 
Ich bin dabei induktiv vorgegangen und habe aus den Artikeln sieben Kategorien 
abgeleitet: Afrika ohne Strukturen, Afrika ohne Agency, Afrika ohne Ethik, Afri-
ka als Apokalypse (vgl. Mbembe 2016: 93), Gefahr für Deutschland, Der helfende 
Westen als Gegenstück des vulnerablen und leidenden Afrikas (vgl. Linnemann/
Reuber 2015) sowie Brüche im Bild. Zuvor hatte ich aber eine theoriebasierte Ent-
scheidung getroffen: Die Kategorien müssen sich auf Repräsentationen Afrikas 
beziehen, damit diese im Kontext der verwendeten diskursiven Techniken inter-
pretiert und eingebettet werden können. Wechselwirkungen und Beziehungen 
zwischen den einzelnen Techniken (z. B. zwischen Überschrift und Titelbild) 
werden durch dieses Vorgehen sichtbar, sodass die Art und Weise der Artikula
tionen und das In-Beziehung-Setzen von Elementen charakterisiert werden 
kann. Eine Orientierung der Kategorien an den einzelnen Techniken wäre hin-
gegen nicht zielführend, da das diskursive Dispositiv der BILD-Zeitung erst 
durch die Kombination der einzelnen Techniken seine volle Wirkung entfaltet.

Das hegemoniale BILD

Die dominierenden Muster in der Afrika-Repräsentation der BILD-Zeitung habe 
ich in sechs Kategorien geordnet. Dabei beziehen sich die ersten vier (Afrika ohne 
Strukturen, Afrika ohne Agency, Afrika ohne Ethik und Afrika als Apokalypse) 
explizit auf Afrika, während die letzten zwei (Gefahr für Deutschland und Der 
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helfende Westen) die westlichen Wahrnehmungen von und Reaktionen auf Afri-
ka thematisieren. Abschließend werde ich ein Zwischenfazit ziehen und aufzei-
gen, dass die dominierenden BILD-Artikulationen auf rassistische und koloniale 
Logiken zurückzuführen sind, wodurch der hegemoniale Diskurs reproduziert 
und gestärkt wird.

Afrika ohne Strukturen

Dieser ersten Kategorie wurden alle Artikulationen zugeordnet, die Afrika als Ort 
ohne (ausreichende) Strukturen repräsentieren. Die westliche Konstruktion eines 
strukturlosen Afrikas und das Ignorieren der spezifischen internen Mechanismen 
entspricht nach Bayart (1989: 14, 27) einer kolonialen und rassistischen Wahrneh-
mung. Dabei werden einerseits eurozentristische Vorstellungen einer »ausreichen-
den« Struktur als Maßstab verwendet, andererseits Strukturen, die in dieser Form 
unbekannt sind, nicht als solche anerkannt. Deutlich wird dies in den Artikulatio-
nen der BILD-Zeitung über das Gesundheitssystem, Schutzausrüstung und Schutz-
maßnahmen gegen Covid-19 in afrikanischen Staaten: Die Gesundheitssysteme 
seien zu schwach, Schutzausrüstung sei nicht vorhanden und Schutzmaßnahmen 
seien in den »Townships und Slums Afrikas« (BILD 2020_e) nicht umsetzbar.

Die WHO arbeitet seit Wochen daran, Länder mit einem schwachen 
Gesundheitssystem in Afrika und anderswo auf einen möglichen Covid-
19-Ausbruch vorzubereiten. (BILD 2020_a)

Und das gelte insbesondere, wenn sie sich in Gegenden mit schwächeren 
Gesundheitssystemen ausbreitet. (BILD 2020_a)

Die UNECA fordert ein Rettungspaket von mindestens 100 Milliarden 
Dollar für die 54 afrikanischen Länder sowie medizinische Ausrüstungen. 
(BILD 2020_f)

Doch an Strukturen mangele es laut der BILD nicht nur im Gesundheitswesen, 
sondern auch in der Bildung. Insbesondere im ländlichen Raum gebe es nicht 
genug Schulabschlüsse (BILD 2020_p). Zudem führe die Schließung von Schulen 
im Kontext von Covid-19 zu Ernährungsschwierigkeiten, da die SchülerInnen 
dort kein Mittagessen mehr bekommen (BILD 2020_l). Das im Artikel (BILD 
2020_p) verwendete Foto zeigt sich meldende SchülerInnen in einem Klassen-
raum, wobei der Fokus auf der einzigen weißen Hand im Vordergrund liegt und 
die Hände mit dunklerer Hautfarbe im Hintergrund unscharf sind. Auf diese 
Weise wird eine Abgrenzung vom Westen mit guter Bildung von Afrika ohne Bil-
dung im Sinne von Stuart Halls (1992) »The West and the Rest« erzeugt.
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Zuletzt wird Afrika von der BILD als Ort ohne rechtsstaatliche Strukturen 
repräsentiert. Machtmissbrauch, Polizeigewalt und Willkür werden in mehreren 
Artikeln ausführlich thematisiert. So müssten Touristen mit Schikanen durch 
die Polizei rechnen und Minderheiten würden von der Polizei sowie dem Bür-
germeister gewalttätig misshandelt  –  anscheinend ohne dass die TäterInnen 
jemandem Rechenschaft ablegen oder sich verantworten müssten.

Alle paar Kilometer standen Straßenposten von Polizei oder Militär. Jedes 
Mal musste ich anhalten, Fragen beantworten. Für 600 Kilometer habe ich 
einige Tage gebraucht. (BILD 2020n)

Verstörende Szenen: Mit Schlagstöcken vertreibt die Polizei die Menschen 
von den Straßen. (BILD 2020j)

Schockierend: Bei der Festnahme schlug der Bezirksbürgermeister Haji 
Abdu Kiyimba höchstpersönlich mit einem Schlagstock auf die Bewohner 
der Notunterkunft ein. Die Polizei unterstützte die brutale Vorgehenswei-
se. (BILD 2020d)

Afrika ohne Agency

Eine zweite dominante Artikulation der BILD-Zeitung ist, dass Afrika im Kon-
text der Covid-19 Pandemie keine Strategie hätte, nicht aktiv und innovativ 
handeln würde und somit keine Agency hätte. Achille Mbembe (2016) und Jean-
François Bayart (1989) haben aus postkolonialer Perspektive diese Repräsenta-
tion Afrikas als unzutreffend sowie als koloniale und rassistische Strategie »to 
confiscate social change and modernity« (Bayart 1989: 11) entlarvt. Dennoch 
wird Afrika durch die BILD weiterhin in dieser Form charakterisiert: Die im 
Bürgerkrieg kämpfenden LibyerInnen lassen sich lediglich »einspannen« (BILD 
2020_h), Betroffene von Covid-19 sind auf Hilfe aus dem Westen angewiesen 
(BILD 2020_f) und die einzige von der BILD vorgestellte innovative Strategie 
zum Umgang mit der Pandemie in Afrika kommt von zwei westlichen Unterneh
merInnen (BILD 2020_i). Des Weiteren ließe sich die Schließung von Geschäften 
nur schwierig umsetzen, da viele AfrikanerInnen »von der Hand in den Mund« 
(BILD 2020_f) leben würden und dementsprechend keine langfristigen Strate-
gien und Pläne entwickelt hätten.

Afrika ohne Ethik

Eine dritte dominante Artikulation der BILD ist unter der Kategorie »Afrika ohne 
Ethik« zusammengefasst. Damit beziehe ich mich auf Mbembe (2017: 100f.), der 
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die Bezeichnung Afrika als Synonym der europäischen Moderne für die in »Seins-
leere gefangene Gestalt des Menschlichen« und als »Sinnbild einer dunklen und 
blinden Kraft« dekonstruiert. Afrika werde demnach vom Westen als Ort ohne indi-
viduelle Selbstverwirklichung, Rationalität und Aufklärung repräsentiert und als 
»präethisch« imaginiert. Ethik wird im klassischen Sinne mit der Suche nach dem 
Guten Leben verbunden. Dementsprechend sei in der kolonialen und rassistischen 
Wahrnehmung, die auch in den analysierten BILD-Artikeln zu identifizieren ist, in 
Afrika kein gutes Leben möglich. So wird in den Artikeln unter anderem Aberglau-
be und scheinbare Irrationalität problematisiert, was insbesondere im zweiten Zitat 
durch die Präposition »trotz« deutlich wird.

In der Bevölkerung wird die Angst vor Corona durch Unwahrheiten noch 
weiter geschürt: Evangelikale Fundamentalisten behaupten, homosexu-
elle Praktiken seien die Ursache für die Pandemie in Afrika. Auch den 23 
Festgenommen[en] wird vorgeworfen, ›den Fluch des Virus‹ in ihr Dorf 
gebracht zu haben. (BILD 2020_d)

Der Bürgerkrieg in Nordafrika hat noch einmal an Schärfe gewon-
nen  –  trotz Coronavirus und im Januar unterzeichneter Berliner Erklä-
rung zur sofortigen Einstellung der Kampfhandlungen. (BILD 2020_h)

Auch die Argumentation des ugandischen Regierungssprechers und sein Bezug 
auf Gesetze aus der Kolonialzeit wird von der BILD durch den Zusatz »Was er 
meint« als unzulässig und irrational dargestellt.

»Bestehende Regelungen im Strafrecht reichen aus«, bekräftigte Opondo. 
Was er meint: Laut einem aus britischer Kolonialzeit stammenden Gesetz 
sind gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen in Uganda verboten und 
können mit bis zu 14 Jahren Haft bestraft werden. (BILD 2020_d)

Zudem wird im Artikel »Ich will endlich so leben wie ich bin« (BILD 2020_o) 
Homophobie und die gewaltvolle Unterdrückung homosexueller Lebensweisen 
in Afrika thematisiert und dadurch suggeriert, dass eine freie Selbstentfaltung 
unmöglich wäre. Dies geschieht in Abgrenzung zum vermeintlich offenen, tole-
ranten und diversen Westen, was folgendes Zitat belegt: »Okellos einzige Chance 
für ein wahrhaft besseres Leben wäre die Übersiedlung in ein westliches Land«.

Afrika als Apokalypse

Unter der vierten Kategorie »Afrika als Apokalypse« habe ich Artikulationen der 
BILD zusammengefasst, die Afrika im Kontext der Pandemie mit einem »apo-
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calyptic view« (Mbembe 2016: 93) betrachten. Wie Mbembe (2016), Hall (1992) 
und Ferguson (2006) aufzeigen, dienen solche Artikulationen dazu, einen nega-
tiven Gegensatz zum Westen zu konstruieren. Wenn demnach gilt »It is never 
just Africa, but always the crisis in Africa, the problems of Africa, the failure of 
Africa« (Ferguson 2006: 2), ist der Westen dazu im Vergleich nie in der Krise, hat 
keine Probleme und versagt nicht. Die diskursive Konstruktion eines starken 
Westens kann während einer Pandemie aufgrund ihrer stabilisierenden Wir-
kung als besonders wichtig betrachtet werden, weswegen es nicht verwundert, 
dass viele Artikulationen der BILD ein apokalyptisches Afrika suggerieren. Dies 
beginnt bereits bei den Überschriften, die die Erwartung eines dramatischen 
und tödlichen Corona-Albtraums in Afrika erwecken:

Wie dramatisch wäre ein Ausbruch in Afrika? (BILD 2020_a)

Wird Afrika das neue Corona-Epizentrum? (BILD 2020_f)

Corona-Flieger stürzt ab - 6 Tote (BILD 2020_k)

Wann endet Saschas Wüsten-Albtraum? (BILD 2020_n)

Doch auch in den Artikeln selbst wird in neun der insgesamt sechzehn analysier-
ten Artikel Diebstahl, Krieg, Plünderungen, Terrorismus und Flucht thematisiert 
(BILD 2020_b, 2020_d, 2020_g, 2020_h, 2020_j, 2020_k, 2020_m, 2020_n, 2020_q). 
Dies geschieht entweder explizit wie in den ersten beiden der folgenden Zitate oder 
implizit wie im letzten Zitat, wo durch den Verweis auf den Wert der Autos ein 
wahrscheinlicher Diebstahl suggeriert wird.

Augenzeugenberichte lassen vermuten: Der von einer Hilfsorganisation 
gecharterte Flieger wurde gezielt abgeschossen! (BILD 2020_k)

Millionenfache Vertreibungen in Syrien, Bomben und Hunger im Jemen 
und blutige Stellvertreterschlachten in Libyen  –  die drei schlimmsten 
Kriege dieser Tage. (BILD 2020_h)

Ihre fünf Fahrzeuge […] sind zusammen eine Mio. Euro wert. Wöhler: »Die 
können wir nicht einfach in der Sahara stehen lassen und nach Deutsch-
land fliegen.« (BILD 2020_g)

Ergänzt wird die apokalyptische Repräsentation Afrikas durch den Verweis auf 
Hungersnöte und Nahrungsengpässe (BILD 2020_f, 2020_l) sowie durch die ver-
wendeten Fotos: Bis auf eine Ausnahme zeigen alle Fotos, in denen People of Color 



Journalistik 1/2021	 50

Aufsatz

im Vordergrund zu sehen sind, bedrohliche und gewaltvolle Szenen (BILD 2020_d, 
2020_j, 2020_k). Die Verwendung der Wörter »gestrandet« (BILD 2020_g) und 
»Albtraum« (BILD 2020_n) verdeutlicht zudem die vermeintliche Distanz zum 
Westen, sodass Afrika als Ort fernab westlicher Zivilisation und Realität erscheint.

Gefahr für Deutschland

Diese Distanz scheint für die Sicherheit Deutschlands und seiner BürgerInnen not-
wendig zu sein: Unter der fünften Kategorie habe ich Artikulationen gefasst, die 
eine Gefahr für Deutsche im apokalyptischen Afrika ohne Strukturen, Agency und 
Ethik thematisieren. Neben dem unaufgeklärten Verschwinden einer deutschen 
Schutzmaskenlieferung in Kenia (BILD 2020_b) werden in drei der siebzehn Arti-
keln die scheinbar unberechenbaren Gefahren für deutsche TouristInnen in Afrika 
während der Pandemie geschildert (BILD 2020_g, 2020_m, 2020_n). 

Ausgangssperre! Das schlichte Urlauber-Camp von Polizei abgeriegelt! 
Lagerkoller! (BILD 2020_n)

Ohne dieses Schriftstück wäre die Fahrt strafbar gewesen. Sascha K. wurde 
deswegen sogar Zeuge einer Festnahme: »Was aus dem Touristen wurde, 
weiß ich nicht.« (BILD 202_0n)

»In Kairo wäre ich bei einer erneuten Stornierung des Rückflugs obdach- 
und mittellos.« Ein Albtraum in einem fremden Land, ohne finanzielle 
Mittel. (BILD 2020_m)

Die bei den Rückholaktionen beteiligten MitarbeiterInnen der Airlines werden 
als »fliegende Helden« (BILD 2020_c) gefeiert, die Deutsche aus Afrika anschei-
nend retten mussten. Auch die entsprechenden Überschriften der Artikel drama-
tisieren, indem sie die Situation personalisieren und überspitzen:

Papi, komm heim! (BILD 2020_m)

Wann endet Saschas Wüsten-Albtraum? (BILD 2020_n)

Der helfende Westen

Trotz dieser von Afrika ausgehenden Gefahr artikuliert die BILD in ihren Arti-
keln den Westen als hilfsbereit, großmütig und über Fehler hinwegsehend. Auf 
diese Weise wird der Westen in Abgrenzung zum vulnerablen und »leidenden 
Anderen« als »helfender Eigener« inszeniert (Linnemann/Reuber 2015). Kolonia-
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le Abhängigkeiten und rassistische Hierarchien werden durch diese Gegenüber-
stellung reproduziert und im hegemonialen Diskurs festgeschrieben. Die Hilfs-
leistungen, über die von der BILD berichtet wird, bestehen aus Finanzmitteln 
und Technologie (BILD 2020_a, 2020_f, 2020_l). Dabei werden deutsche Hilfen 
tendenziell überbetont. Diese Überbetonung wird im folgenden Zitat besonders 
deutlich, wo die Aktivität einer afrikanischen Institution in der Darstellung auf 
die innovativen Fähigkeiten eines deutschen Unternehmens verkürzt wird:

Die panafrikanische Gesundheitsbehörde will im Kampf gegen die Pande-
mie afrikanische Länder mit einer Million Tests unterstützen. Diese seien 
bei einem Unternehmen in Deutschland bestellt worden und würden in 
den kommenden Tagen an die Länder vergeben werden […]. (BILD 2020_f)

Die durch die Artikulation der BILD erzeugte rassistische Dichotomie vom 
Leidenden und Helfenden wird im verwendeten Foto des zitierten Artikels 
besonders deutlich: Eine Person of Color steht mit hängenden Armen und wartet 
passiv, während eine weiße Hand aktiv ein Infrarot-Thermometer auf sie richtet.

Zwischenfazit

Bevor im nächsten Abschnitt auf Brüche in den Artikulationen und auf das dar-
aus resultierende subversive Potenzial eingegangen wird, möchte ich ein kurzes 
Zwischenfazit ziehen. Die bisherige Analyse zeigt auf, dass die BILD mit ihren 
Artikulationen diskursive Verbindungen von Afrika mit den Attributen Leid, 
Hoffnungslosigkeit, Gewalt, Gefahr und Unberechenbarkeit schafft. Gleich-
zeitig werden Verbindungen zwischen Afrika und Struktur, Strategie, Agency, 
Vernunft und Ethik diskursiv gekappt. Deutschland bzw. der Westen werden 
hingegen mit Hilfsbereitschaft, Güte, Innovation und Stärke verknüpft. Afrika 
wird auf diese Weise als negatives Spiegelbild des Westens konstruiert, was die 
dahinterliegenden kolonialen sowie rassistischen Logiken und Rationalitäten 
offenbart. Demnach fügen sich die dominanten Artikulationen der BILD nahtlos 
in die hegemoniale Äquivalenzkette ein und reproduzieren den existierenden 
Herrschaftszustand. Dabei wirken sie als rassistisch subjektivierende Regie-
rungstechnologie, die potenziell subversive diskursive Verbindungen bekämpft 
und somit den kolonialen Herrschaftszustand zu sichern versucht.

Brüche im BILD

Dennoch sind zwischen den dominierenden hegemonialen Artikulationen in 
den analysierten BILD-Artikeln auch einige wenige Artikulationen mit subver-
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sivem Potenzial zu identifizieren. Sie sind in der Kategorie »Brüche im BILD« 
zusammengefasst und könnten  –  zumindest theoretisch  –  die Basis für einen 
möglichen antagonistischen Diskurs bilden. Zwar ist dies in den analysierten 
Artikeln nicht der Fall, trotzdem zeigen sie auf, dass der koloniale und rassisti-
sche Herrschaftszustand grundsätzlich durch journalistische Berichterstattung 
angreif- und änderbar ist.

Oben habe ich argumentiert, dass die Covid-19 Pandemie aus mindestens drei 
Gründen das Potenzial hat, subversive Artikulationen zu entwickeln, die den 
existierenden Herrschaftszustand gefährden können: Erstens macht die Pan-
demie deutlich, dass Afrika nicht isoliert oder peripher, sondern zentraler Teil 
einer globalisierten Welt ist. Dies wird auch in einer Aussage von Melinda Gates 
deutlich, die die BILD folgendermaßen zitiert: 

Denn: »Covid an einem Ort der Welt bedeutet Covid auf der ganzen Welt«, 
so Gates. (BILD 2020_e)

Zweitens hat die Pandemie das Potenzial, das durch den kolonialen und rassis-
tischen Herrschaftszustand produzierte Machtgefälle zwischen dem Westen 
und Afrika aufzuzeigen. Artikuliert wird dies in der Überschrift »Corona droht 
Ungleichheiten zu verstärken« (BILD 2020_p) sowie in folgendem Textauszug:

Covid-19 trifft die Schwächsten ungleich härter, sagt sie. »Wir müssen vor 
allem ihnen helfen.« Daher soll das Geld vor allem in Afrika und Südasien 
zum Einsatz kommen. (BILD 2020_e) 

Drittens können im Kontext von Covid-19 die Strategien und die innovative 
Handlungsfähigkeit afrikanischer AkteurInnen (Bayart 1989: 37), die trotz 
schlechterer Rahmenbedingungen die Fallzahlen während des Untersuchungs-
zeitraums noch verhältnismäßig gut im Griff hatten (Schlicht/Reinhardt 2020), 
offenbart oder besser sichtbar gemacht werden. Entsprechende Artikulationen 
sind in den analysierten BILD-Artikeln nicht zu finden. Es wird lediglich auf die 
Situation in den »Townships und Slums Afrikas« verwiesen, die »Maßnahmen 
wie Social Distancing« (BILD 2020_e) unmöglich machen würden. Nichtsdesto-
trotz können auch unter diesen Bedingungen innovative Strategien entwickelt 
werden: In Nairobi weisen beispielsweise Graffitis auf die Gefahren durch das 
Virus und mögliche Sicherheitsmaßnahmen gegen eine Ausbreitung hin (vgl. 
Holzwarth 2020).

Die drei vorgestellten und zum Teil auch in den BILD-Artikeln identifizierten 
Artikulationen haben alle das Potenzial Afrikas »place-in-the-world« mit seinen 
politischen, ökonomischen und sozialen Verflechtungen und Ungleichheiten in 
einer globalisierten Welt (Ferguson 2006: 5) sichtbar zu machen. Auf diese Weise 
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kann ein antagonistischer Diskurs entwickelt werden, der den hegemonialen 
rassistischen Subjektivierungen entgegenwirkt, die machtgeladenen strategi-
schen Beziehungen zwischen Individuen verändert und auf diese Weise den kolo-
nialen Herrschaftszustand zerstört.

Fazit

Der erarbeitete theoretische Rahmen ermöglicht es, Journalismus als macht-
volles diskursives Instrument zu verstehen und ihn aus einer postkolonialen 
Perspektive untersuchen. Der Ansatz ist darüber hinaus offen für vielfältige 
Blickwinkel, sodass er beispielsweise auch mit Erkenntnissen aus den Gender 
oder Disability Studies gefüllt werden kann.

Werden die Ergebnisse der Analyse zusammengeführt, ergibt sich ein 
gemischtes Bild von hegemonialen rassistischen und kolonialen Artikulationen 
sowie antagonistischen subversiven Artikulationen, wobei erstere deutlich über-
wiegen. Den dominierenden Artikulationen der BILD-Zeitung liegen rassistische 
und koloniale Logiken zugrunde, sodass der existierende Herrschaftszustand 
reproduziert wird. Jedoch sind auch einige wenige subversive Ansätze zu finden, 
die allerdings kaum weiter ausgeführt werden. Damit ist die BILD im Span-
nungsfeld von Hegemonie und Antagonismus klar auf der hegemonialen Seite 
einzuordnen, die die Herrschaft stützt und Subversion tendenziell erschwert.

Die dennoch gegebene Heterogenität und Inkohärenz der BILD-Artikel könn-
te auf die unterschiedlichen AutorInnen zurückzuführen sein, die auf verschie-
dene Weise subjektiviert und in strategische Machtbeziehungen eingebunden 
sind. Die daraus resultierenden Logiken und Rationalitäten konstituieren ihre 
Wahrnehmung von Afrika im Kontext von Covid-19 und somit auch ihre Bericht-
erstattung, welche wiederrum subjektivierend auf die LeserInnen wirkt und 
Logiken und Rationalitäten reproduziert. Dieses Verständnis ist wichtig, um 
die Ergebnisse der Untersuchung richtig zu deuten: Die Erkenntnis ist nicht, 
dass die AutorInnen der BILD-Zeitung offene RassistInnen wären, die bewusst 
rassistische und koloniale Artikulationen veröffentlichen, um ihre LeserInnen 
entsprechend zu manipulieren. Vielmehr ist das Ergebnis der Analyse, dass die 
Mehrheit der AutorInnen wohl selbst durch hegemoniale diskursive Dispositive 
rassistisch subjektiviert worden sind und die damit verbundenen Logiken und 
Rationalitäten unreflektiert reproduzieren. 

An diesem Punkt setzt meine auf den Ergebnissen der Analyse beruhende 
Kritik der BILD an. Die Zeitung hat eine der größten Leserschaften Deutschlands 
und eine starke meinungsbildende Funktion. Obwohl es sich bei der BILD um 
ein Boulevardblatt handelt und von einem gewinnorientierten Verlag heraus-
gegeben wird, sollte in solch einer mächtigen Position ebenso ein Bewusstsein 
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für die Auswirkungen der eigenen Berichterstattung vorhanden sein wie die 
Bereitschaft zur Übernahme von journalistischer Verantwortung, um einen 
gesellschaftlichen Wandel einzuleiten. Diese Verantwortung wird nicht über-
nommen. Stattdessen werden hegemoniale Artikulationen reproduziert, subver-
sives Potenzial eingedämmt, strategische Machtbeziehungen durch rassistische 
Subjektivierung strukturiert und der koloniale Herrschaftszustand aufrecht-
erhalten. Verantwortungsvolle JournalistInnen sollten hingegen die eigene Sub-
jektivierung und Machtbeziehungen hinterfragen, die Wirkung ihrer Artikula-
tionen wahrnehmen und in Anlehnung an Foucault (vgl. 2007: 282) eine Ästhetik 
des Schreibens entwickeln.
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Essay

Gabriele Hooffacker

Konstruktiven Journalismus lehren
Wie lösungsorientierter Journalismus als Rollenmodell und 
Werkzeug zur Journalismusausbildung beitragen kann

Abstract: Bringt das Konzept des »konstruktiven Journalismus« Neues für die 
Journalismuslehre? Der Essay zeigt, dass der Ansatz des konstruktiven Journa-
lismus produktiv und anregend in der Aus- und Fortbildung eingesetzt werden 
kann. Er hilft bei der Selbstverständigung der Gesellschaft zu Konfliktthemen 
und entlastet als alternatives Berichterstattungsmuster Journalistinnen und 
Journalisten. Bei Ereignissen, die als krisenhaft dargestellt werden, kann der 
konstruktive Journalismus unterschiedliche Lösungswege aufzeigen.

Die Heilsversprechen des konstruktiven Journalismus sind groß und anspruchs-
voll. So soll er kritisch sein, objektiv und balanciert, wichtige Themen behan-
deln, die die Gesellschaft beschäftigen, unvoreingenommen sein, Brücken 
bauen, zukunftsorientiert sein, nuanciert und kontextualisierend, faktenbasiert 
und nicht zuletzt Debatten zu Lösungen für gut bekannte Probleme anstoßen 
(vgl. Kramp/Weichert 2020: 22).

Aber soll das guter Journalismus nicht immer leisten? Oder andersherum 
gefragt: Kann man auf dieses neue Modell nicht ebenso gut verzichten? Das 
Konzept des konstruktiven, lösungsorientierten Journalismus soll den gesell-
schaftlichen Diskurs unterstützen, heißt es: Zu Nachrichten werde Hintergrund 
und Kontext vermittelt, Handlungsoptionen und Lösungswege würden recher-
chiert und aufgezeigt.

Um das Konzept im praktischen Einsatz zu erproben, hat die Autorin eine 
Handreichung für die praktische Journalismusausbildung entwickelt, die 
anhand von Video- und Textmaterialien strukturierte Lehreinheiten vorlegt 
(vgl. Hooffacker 2020). Zuvor wurden die Materialien in mehreren Kursen der 
journalistischen Aus- und Weiterbildung einerseits, auf einer Fachtagung mit 
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Journalistinnen und Journalisten sowie Journalismus-Lehrenden andererseits 
erprobt. Auf diese Vorarbeiten stützt sich dieser Essay.

Alternatives Rollenmuster

Gerade in Krisenzeiten, seien es Migrationsbewegungen, ökologische Krisen 
oder eine Pandemie, kocht die Gerüchteküche über. Es ist die Zeit für Fake News, 
Richtigstellungen, verantwortungsvolle Berichterstattung. Wie können Journa-
listinnen und Journalisten mit diesem hohen Anspruch umgehen?

Eine junge Fernsehjournalistin hatte  –  das liegt einige Jahre zurück  –  eine 
kluge Bachelorarbeit über die Veränderung der Recherchemittel und deren Aus-
wirkung auf den Fernsehjournalismus geschrieben. Als sie nach der Prüfung 
gefragt wurde, wo sie ihre berufliche Zukunft sehe, kam als Antwort ein erleich-
tertes »zum Glück in der Aufnahmeleitung«. Warum war sie erleichtert? Die 
Verantwortung im Journalismus sei sehr hoch, antwortete sie. Und sie, gerade 
mit dem Studium fertig geworden, könne doch den Menschen nicht sagen, wo es 
lang gehe. Sie habe doch noch viel zu wenig Einblick! Und diese Verantwortung 
könne sie nicht auf sich nehmen.

Der sich anschließende Diskurs wird hier nicht wiedergegeben. Doch für die 
Autorin (damals Prüferin) war das ein Schreckmoment: Wie kommen angehende 
Journalistinnen und Journalisten darauf, sie müssten alles besser wissen? Wer 
hat sie auf die Idee gebracht, sie seien so eine Art Oberlehrer der Nation?

Die Erwartungen des Publikums an Medien und ihre Redaktionen sind hoch, 
und die Kritik ist vielstimmig. Doch gegen eine solche Zumutung sollten sich 
angehende Journalistinnen und Journalisten verwahren: Sie müssen es nicht 
besser wissen. Sie sollten nur besser recherchieren. »Journalisten sind keine 
Pädagogen, ihr Beruf kann sogar als ein Kontrast zur Pädagogik begriffen 
werden«, schrieb Horst Pöttker einmal (Pöttker 2010: 115).

Hätte damals, als die Bachelorarbeit entstand, bereits eins der Grundlagen-
werke zum konstruktiven Journalismus vorgelegen, oder wäre er Thema in den 
Lehrveranstaltungen gewesen, hätte der Irrtum der Absolventin vermieden 
werden können. Denn im konstruktiven, speziell dem lösungsorientierten 
Journalismus sollen die journalistischen Akteure keine Lösungen erfinden und 
anbieten. Sie sollen vielmehr recherchieren, welche Lösungsansätze es gibt und 
wie die nächsten Schritte aussehen können.

So beschreibt es Uwe Krüger im Journalistikon: »Konstruktiver Journalismus 
zeichnet sich dadurch aus, dass er nicht ereignisfixiert ist, sondern langfris-
tige Prozesse in den Blick nimmt, wobei soziale Probleme nicht nur beschrie-
ben, sondern auch Debatten über mögliche Lösungen angeschoben werden 
sollen  –  wobei es nicht Aufgabe der Journalisten ist, sich selbst Lösungen 
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auszudenken. Konstruktiver Journalismus soll vielmehr unabhängig und 
kritisch recherchieren, welche Menschen und Organisationen an Auswegen eines 
Problems arbeiten« (Krüger 2019). Konstruktiver Journalismus liefert somit ein 
»alternatives Berichterstattungsmuster«, wie Klaus Meier schreibt (Meier 2018), 
und damit auch ein mögliches Rollenbild für den Journalismus.

Lösungsansätze recherchieren

Wo finde ich interessante Gesprächspartner*innen? Wie und wo kann ich recher-
chieren? Und müssen »konstruktive« Beiträge immer positiv ausgehen? Ob sich 
das Konzept des konstruktiven Journalismus auch in der journalistischen Wei-
terbildung einsetzen lässt, hat die Autorin an der Münchner Journalistenakade-
mie erprobt.

Vorweg: Nein, dass der konstruktive Journalismus, insbesondere in der Spielart 
des lösungsorientierten Journalismus, die negativen Nachrichten ausblende und 
nur Positives bringe, ist ein Missverständnis. Es gibt einschlägige Newsportale wie 
Perspective daily, und auch die BBC bietet regelmäßig gute Nachrichten unter dem 
Motto »people fixing the world« an. Vom Konzept her ist jedoch etwas ganz ande-
res gemeint: Gerade in Krisensituationen kann der konstruktive Journalismus die 
Situation in einen länger währenden Prozess einordnen und mögliche Handlungs-
spielräume und Auswege aufzeigen (vgl. Hooffacker 2020: 2). Der eintägigen Lehr-
einheit an der Journalistenakademie lag das Kurzvideo »Gerüchteküche um Mes-
serkontrollen in der Schule« zugrunde. Darin geht es um eine fiktive Geschichte 
zum Thema »Racial Profiling« an einer Schule, und wie sich die Schülerinnen und 
Schüler via Social Media dazu verhalten (vgl. HTWK 2020).

Der Film entstand wie die fünf weiteren Videos im Rahmen des Verbundpro-
jekts MeKriF  –  Flucht als Krise zwischen 2017 und 2020. Ziel des Gesamtvorhabens 
war es erstens, herausfinden, wo und wie sich Jugendliche über das Thema 
Flucht informieren. Als Ansatzpunkt für die Medienbildung wurde zweitens das 
Konzept des konstruktiven Journalismus gewählt, um einen Weg aufzuzeigen, 
wie der gesellschaftliche Diskurs mit Erwachsenen ebenso wie mit Heranwach-
senden weitergebracht werden kann (vgl. Brüggen u. a. 2021).

Das Video beginnt mit einem Zeitungsbericht mit der Überschrift »Rektorat 
lässt Schüler kontrollieren«. Kurz ist eine Messenger-Konversation zwischen den 
Schülerinnen und Schülern zu sehen, dann wird ein Internetblog mit der Über-
schrift »Terrorgefahr  –  Schüler müssen Messer abgeben« eingeblendet. Für den 
lokalen Fernsehsender erläutert der Rektor in einem Statement, wie die Präven-
tionsstrategie der Schule aussieht: Schüler*innen sollen daran gehindert werden, 
Waffen mit in die Schule zu bringen. Deshalb sollen am Eingang des Schulgelän-
des Taschen- und Personenkontrollen durchgeführt werden, insbesondere bei 
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denjenigen, die als »Gefährder« gelten. Anschließend sind diverse Social-Media-
Posts als Reaktion auf dieses Statement zu sehen. Einige stimmen zu, einige hin-
terfragen bzw. kritisieren die Vorgehensweise vehement. Das Video schließt mit 
einer weiteren Zeitungsschlagzeile, einem Zitat des Rektors: »Maßnahme weiter 
alternativlos!« (Hooffacker 2020: 16).

Die Aufgabe für die Journalismusausbildung besteht  –  nach einer Analyse 
der dargestellten Medien und Darstellungsformen Tageszeitungsbericht, 
hyperlokales Blog, Fernseh-Statement  –  darin, Beiträge für eine Lokalzeitung 
(klassischer Journalismus) sowie für ein Boulevardmedium (Internet-Blog mit 
reißerischen Schlagzeilen) zu schreiben sowie einen Beitrag für den lokalen 
Fernsehsender zu konzipieren. (In einer Erweiterung können auch die Social-
Media-Posts bei der Analyse sowie beim eigenen Texten einbezogen werden). 
Dabei soll das Konzept des lösungsorientierten Journalismus umgesetzt und in 
die praktische Redaktionsarbeit integriert werden.

In einer der vorgestellten Lösungen hat die »Lokaljournalistin« im Seminar 
das Thema mit dem Oberthema »Gewalt an Schulen« geframed. Als Recherche-
quellen schlägt sie einen Sprecher vom Lehrerverband vor, einen Pädagogik-
Wissenschaftler, die Schulpsychologin und einen Kriminalpsychologen. Deren 
Empfehlungen: Gewaltprävention, Anti-Aggressionstraining, insgesamt: mehr 
Raum im schulischen Alltag fürs Thematisieren solcher Vorfälle.  –  Eine ganz 
andere Lösung hat der »Fernsehjournalist« gewählt: Sein Beitrag startet mit 
selbstbewussten Jugendlichen, die über die Maßnahme empört sind, befragt 
Jugendamt, Schulleitung und den Elternbeirat und endet mit einer fröhlichen 
solidarischen Aktion der Jugendlichen: Sie lassen jetzt alle ihre Taschen kontrol-
lieren, damit niemand diskriminiert wird.

Wie haben die Teilnehmenden an der Journalismusfortbildung im Spät-
sommer 2020 den Workshop beurteilt? In ihren Bewertungen schrieben sie 
unter anderem: »Interessante Herangehensweise an die Textgestaltung. Bricht 
Themen auf und ermöglicht differenziertes Schreiben«, »Dass mein persönlicher 
Ansatz, viele Perspektiven aufzuzeigen, ein guter Ansatz ist :) Und dass es wohl 
nicht die Regel ist, konstruktiv zu recherchieren und zu schreiben«, »dem Leser 
Orientierung geben, umfassend recherchieren, trotz Lösungsvorschlägen sach-
lich zu bleiben« oder »Andere Perspektiven einzunehmen und positive Aspekte 
zu betonen«. Niemand kannte das Konzept des konstruktiven Journalismus 
vorher, alle können sich vorstellen, das Konzept in ihr Portfolio aufzunehmen.

Noch weitgehend unbekannt

Zum Abschluss der Versuchsreihe wurden gestandene Journalistinnen und Jour-
nalisten sowie Journalismuslehrende an Journalistenschulen und Hochschulen 
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zum Transferkongress des Projekts MeKriF eingeladen. Außer der HTWK waren 
das JFF  –  Institut für Medienpädagogik in Forschung und Praxis, die Heinrich-
Heine-Universität Düsseldorf, die Journalistenakademie in München und das 
Zentrum für Ethik der Medien und der digitalen Gesellschaft (zem::dg) beteiligt.

In einem eigens konzipierten Workshop lernten die Journalismusexpertinnen 
und -experten die Ansätze des konstruktiven Journalismus kennen und konnten 
sie in einer kleinen praktischen Übung umsetzen. Pandemiebedingt fand die 
Transfertagung online als Videokonferenz statt.

Auch hier waren die Rückmeldungen positiv. Aus den Antworten auf die Frage 
»Was nehmen Sie für sich aus dem Workshop mit?«: »Praktische Anregungen 
für die Lehre«  –  »Es wurden viele wichtige Infos in aller Kürze dargestellt, aber 
dennoch sehr informativ. Ich würde gern mehr über dieses Thema erfahren, auch 
nachlesen!«  –  »viele hilfreiche Links und weitere Verweise«  –  »kreative Anregun-
gen, danke!« Auch in der abschließenden Expertenrunde im Rahmen des Trans-
ferkongresses griffen die Teilnehmer*innen der Podiumsdiskussion immer wieder 
auf das Berichterstattungsmuster des konstruktiven Journalismus zurück.

Fazit

Aus den Erfahrungen mit den Lehrmaterialien steht für die Autorin fest: Die 
Möglichkeiten und Ansätze des konstruktiven Journalismus können durchaus noch 
bekannter werden, auch bei Expertinnen und Experten der Journalismuslehre.

In der Aus- und Weiterbildung von Journalistinnen und Journalisten bietet 
sich der konstruktive Journalismus zu Reflexionen über das Selbstbild und das 
Rollenverständnis im Journalismus an. Die vorgestellten Lehreinheiten setzen 
Kenntnisse der journalistischen Darstellungsformen und Medienspezifika 
voraus. Sie eignen sich damit auch zur Wiederholung und Vertiefung sowie als 
Einstieg in projektbezogene Arbeit.

Insgesamt hilft konstruktiver Journalismus bei der gesellschaftlichen Selbst-
verständigung zu Konfliktthemen. Als alternatives Berichterstattungsmuster 
entlastet er Journalistinnen und Journalisten und unterstützt sie beim Finden 
eines weiteren möglichen Rollenbildes. Er fördert das Recherchieren lösungsori-
entierter Positionen und kann als Leitlinie für das journalistische Handeln vor 
dem Hintergrund von Krisenphänomenen dienen, nicht nur, aber insbesondere 
bezogen auf ein Publikum Heranwachsender und junger Erwachsener.

Bei Ereignissen, die als krisenhaft dargestellt werden, kann der konstruktive 
Journalismus die möglichen nächsten Schritte skizzieren oder  –  indem er ent-
sprechende Akteure zu Wort kommen lässt  –  sogar unterschiedliche Lösungs-
wege aufzeigen. Damit lassen sich zumindest die Folgen abmildern, dass das 
Publikum mit den Bildern krisenhafter Ereignisse allein gelassen wird.
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Im Idealfall unterstützt der konstruktive Journalismus die Auseinander-
setzung mit krisenhaften Ereignissen und den Zusammenhängen, die dazu 
geführt haben. Er »fördert zivilgesellschaftliches Engagement, da die Krisen-
situationen nicht als ausweglos empfunden werden, sondern als veränderbar« 
(Hooffacker 2020: 6).

Über die Autorin

Gabriele Hooffacker (*1959) Dr. phil., lehrt als Professorin an der Fakultät Infor-
matik und Medien der HTWK Leipzig. Beim Verbundprojekt MeKriF war sie ver-
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Political Correctness – eine Gefahr für den 
Journalismus?
Fakten geben die Antwort

Abstract: Über Political Correctness (auch: Cancel Culture) ist in vielen Medien 
viel geschrieben worden. Weniger Beachtung hat bisher die Frage gefunden, 
ob  –  und wenn ja: warum  –  die Political Correctness eine gravierende Gefähr-
dung der Pressefreiheit und damit eine Gefahr für den Journalismus dar-
stellt. Der folgende Debattenbeitrag beantwortet und bejaht diese Frage mit 
dem Hinweis auf die Stichworte Informationssperren, Themenblockaden, 
obrigkeitliche Formulierungsvorgaben und Trend zu Intoleranz.

1. Informationssperren

Pressefreiheit und Rundfunkfreiheit sind ohne Informationsfreiheit nicht denk-
bar. Das im Grundgesetz (Artikel 5 Abs. 1) und in den einschlägigen Bestim-
mungen der Verfassungen der Bundesländer gewährleistete Grundrecht der 
Informationsfreiheit dient den Medien selbst wie den Rezipienten der Medien. 
Behördlich angeordnete Informationssperren bedürfen deshalb einer verfas-
sungsrechtlichen oder zumindest gesetzlichen Grundlage. Einfache Forderun-
gen der Political Correctness (Definition laut Duden: die »von einer bestimmten 
Öffentlichkeit als richtig angesehene Gesinnung«) reichen als Rechtfertigung 
nicht aus.

Bekanntes Beispiel für eine teils behördlich angeordnete, teils freiwillig prak-
tizierte Informationssperre betrifft die Erwähnung einer ausländischen Staats-
angehörigkeit von Straftätern (der in Presseberichten häufig gebrauchte Aus-
druck »Staatsbürgerschaft« ist vermutlich der Political Correctness geschuldet, 
entspricht aber weder dem Wortlaut des Grundgesetzes noch dem des Staats-
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angehörigkeitsgesetzes). Sofern keine behördliche Informationssperre vorliegt, 
greift die Selbstverpflichtung der einschlägigen Richtlinie des Pressekodex des 
Deutschen Presserates, deren Abschaffung schon hinsichtlich ihrer früheren Fas-
sung Horst Pöttker bereits im Jahre 2013 mit auch heute noch  –  hinsichtlich der 
insoweit nur unwesentlich geänderten aktuellen Verfassung  –  überzeugenden 
Argumenten gefordert hat (vgl. Pöttker 2013: 13). Von Hugo Müller-Vogg stammt 
das Urteil, die erwähnte Richtlinie sei eine Verabredung, »der Öffentlichkeit 
einen Teil der Wahrheit vorzuenthalten« (Müller-Vogg 2017). Erinnert seien Jour-
nalisten schließlich an den Satz der amerikanischen Schriftstellerin Flannery 
O’Connor: »Die Wahrheit richtet sich nicht danach, ob wir sie aushalten kön-
nen.« Von Interesse für den Leser deutscher Zeitungen und Zeitschriften mag in 
diesem Zusammenhang auch ein Blick in die Schweizer Presse sein. Dort scheint 
die Political Correctness die Berichterstattung über Ausländerkriminalität weni-
ger zu blockieren als bei uns, wie ein Artikel mit folgender Überschrift zeigt: 
»Algerische Asylbewerber sorgen für Probleme. Viele weggewiesene Migranten 
aus dem nordafrikanischen Land werden straffällig, aber die Schweiz kann sie 
nicht ausschaffen« (Gafafer 2020: 23).

2. Themenblockaden 

Während Informationssperren dem Journalismus von außen auferlegt werden, 
sind Themenblockaden gewissermaßen eine innerseitige Erscheinung, also das, 
was häufig als »Schere im Kopf« bezeichnet wird. Die »Schere im Kopf« ist zwar 
kein neues Bild, sie hat aber seit dem Aufkommen der Political Correctness eine 
viel stärkere Verbreitung gefunden. Im Zeichen des »Rudeljournalismus« (Aus-
druck von Helmut Schmidt) möchte ein Journalist ungern mit einer vorgeblich 
unkorrekten Meinungsäußerung anecken oder sich in der »falschen Ecke« veror-
tet sehen: Wer möchte nicht lieber zum »hellen Deutschland« als zum »dunklen 
Deutschland« gehören? Die fatale publizistische Folge dieser Spaltung ist, dass 
nicht wenige  –  für viele Medienrezipienten interessante  –  Themen im Journalis-
mus nicht die Beachtung finden, die sie verdienen. Beispiele für politisch korrek-
tes Schweigen im Rundfunk und im Blätterwald gibt es zuhauf. Das schlimmste 
Beispiel ist zugleich das wohl bekannteste, nämlich das versammelte Schweigen 
vor allem der öffentlich-rechtlichen Fernsehmedien zu den Vorfällen in der Köl-
ner Silvesternacht zu Beginn des Jahres 2016 (vgl. von Münch 2017: 31). Anders 
als mit Rücksichtnahme auf die Political Correctness ist diese unglaubliche 
Themenblockade, die erst später aufgelöst wurde, nicht zu erklären. Auffallend 
ist auch, dass zwar über die Flüchtlingsdramen zu Recht immer wieder ausführ-
lich berichtet wird, über die unseligen ausbeutenden Geschäfte der Schlepper 
aber nur selten informiert wird. Der Sorge vor dem Vorwurf der Islamophobie ist 
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es vermutlich zuzuschreiben, dass der früher von den orientalischen Barbares-
kenstaaten betriebene Sklavenhandel  –  anders als der von europäischen Kolo-
nialmächten praktizierte  –  kaum ein Thema ist. Wer über Erfahrungen eines 
Journalisten, also eines Insiders, mit Themenblockaden in seiner Zeitung mehr 
erfahren will, dem sei die Lektüre von Birk Meinhardt Wie ich meine Zeitung verlor. 
Ein Jahrebuch (2020) empfohlen  –  ein Lehrstück über Freiheit und Unfreiheit in 
der Presse.

3. Obrigkeitliche Formulierungsvorgaben

Sichtbare Einwirkungen und Auswirkungen der Political Correctness zeigen sich 
im Feld der Sprache, also im unverzichtbaren Handwerkskasten jedes Journalis-
ten. Obrigkeitliche Formulierungsvorgaben (auch Sprachregelungen genannt) 
sind eigentlich aus totalitären Regimen bekannt; die Beispiele »Frontbegradi-
gung« (für Rückweichen der eigenen Truppen) und »antifaschistischer Schutz-
wall« (für die Mauer) sind noch in Erinnerung. Gewiss verbieten sich insoweit 
Gleichsetzungen; aber es gilt die Feststellung: Essentielles Merkmal der Political 
Correctness ist jedenfalls, dass ein angeblich missliebiges oder sogar kontami-
niertes Wort durch ein gefälliges anderes ersetzt oder sogar aus dem Sprachge-
brauch verbannt wird. Sofern selbsternannte private Sprachpolizisten dabei am 
Werk sind, mögen diesbezügliche Formulierungsvorgaben für den Journalismus 
weniger gefährlich sein. Anders sieht die Sache dann aus, wenn Political Cor-
rectness in obrigkeitliche Formulierungsvorgaben gegossen wird. Auch hierfür 
gibt es inzwischen leider zahlreiche Beispiele. So ordnete schon im Jahre 2015 der 
damalige Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen, Ralf Jäger (SPD), mit 
dem Argument, es müsse jede Bezeichnung vermieden werden, die zur Abwer-
tung von Menschen missbraucht werden könnte, an: »[...]insofern verbietet sich 
aus polizeilicher Sicht auch die Verwendung des Begriffs ›kriminelle Familien-
clans‹«. Glücklicherweise hat diese ministerielle Formulierungsvorgabe in der 
Presse keine Gefolgschaft gefunden, wie die inzwischen häufigen Presseberichte 
über kriminelle Familienclans vor allem in Berlin zeigen, gelegentlich allerdings 
auch in der wenig erhellenden Formulierung »Großfamilien«.

Im Kulturausschuss der Bezirksversammlung des Berliner Stadtteils Pankow 
wurde das im Grundgesetz in Art. 116 verwendete Wort »Flüchtlinge« als »nicht 
kultursensibel genug« gerügt  –  es müsse stattdessen »Geflüchtete« heißen 
(Kurzkommentar dazu: Der Verfasser des vorliegenden Beitrages ist selber ein 
Flüchtlingskind aus 1944/45, hat aber noch nie mit diesem Sprachgebrauch 
irgendein Problem gehabt). Aus den Amtsstuben des Senates der Hauptstadt Ber-
lin stammt auch der 44 Seiten umfassende Leitfaden »zum diversity-sensiblen 
Sprachgebrauch«, ausgearbeitet von der beim Justizsenator angesiedelten Lan-
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desstelle für Gleichbehandlung gegen Diskriminierung. Nach dem Willen der 
Landesstelle soll das in der deutschen Gesetzessprache, vor allem im Gesetz über 
den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im 
Bundesgebiet, ständig gebrauchte Wort »Ausländer« ersetzt werden durch »Ein-
wohnende ohne deutsche Staatsbürgerschaft« (Kopietz 2020). Zu dieser obrig-
keitlich verordneten Groteske des Berliner Senates passt das Urteil von Napoleon 
Bonaparte: »Vom Erhabenen zum Lächerlichen ist nur ein Schritt.« Ein anderer 
»Leitfaden« (wer denkt bei diesem Wort nicht unwillkürlich an die gerade von 
der politischen Linken bekämpfte »Leitkultur«?), nämlich der »Leitfaden der 
Humboldt-Universität für geschlechtergerechte Sprache«, will neben etlichen 
anderen das Wort »Rednerliste« durch »Redeliste« ersetzen (was nicht dasselbe 
ist) und das Wort »Zuschauer« durch »Person aus dem Publikum«.

Adressaten eines solchen »Leitfadens« sind zwar formal und vordergründig 
nur die in der jeweiligen öffentlichen Verwaltung Tätigen, aber der Journalismus 
bleibt von solchen aberwitzigen Eruptionen der Political Correctness nicht gänz-
lich unbeeinflusst; denn: Eine Diskrepanz zwischen Behördensprache einerseits 
und Sprache der Publizistik andererseits ist alles andere als wünschenswert. 
Abweichungen in Formulierungen der Behördensprache von an sich gleichbe-
deutenden Formulierungen der Gesetzessprache sind geeignet, zu Verunsiche-
rungen des Journalismus zu führen. Unübersehbar ist auch die Tatsache, dass 
die Sprache der Political Correctness sich von der gebräuchlichen Alltagsspra-
che meilenweit entfernt. Zutreffend weist Hans Peter Bull darauf hin, dass die 
unverhältnismäßig nachhaltige Befassung mit dem Thema »Gendern« auch eine 
»weitere Entfremdung zwischen dem größeren Teil der Bevölkerung und den 
Medien« bewirkt (Bull 2020: 451). Ein Hinterherlaufen hinter den Forderungen 
politisch korrekter »Gendergerechtigkeit« wird jedenfalls mehr Leser abstoßen 
als gewinnen. Man kann sich nur wundern, wie es relativ wenigen (und nicht 
demokratisch legitimierten) Aktivisten gelingt, die Sprache der Mehrheit der 
Bevölkerung im Sinne der Political Correctness zu verändern.

4. Trend zu Intoleranz

Political Correctness basiert, wie eingangs referiert, auf dem Merkmal der 
Gesinnung. Dies allein muss theoretisch gesehen kein negatives Narrativ sein. 
In der Praxis ist die Erscheinung der aus den USA als Denkfigur und als Argu-
mentationsmuster importierten Political Correctness jedoch meist eher kritisch 
konnotiert. Die Ideologie der Political Correctness ist demgemäß verbunden mit 
der Tendenz zum Moralisieren, zum Belehren, zum Aufdrängen bestimmter 
Meinungen, vor allem aber mit einem Trend zur Intoleranz mit Domizil in Mei-
nungsblasen. Von Karl Heinz Bohrer stammt die Feststellung: »Der Gesinnungs-
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mief lähmt die Wissenschaft« (Steinmayr 2021). Die kritische Bemerkung über 
den »Gesinnungsmief« in der Wissenschaft ist auch in Bezug auf den Journalis-
mus von Belang; denn zwischen Wissenschaft und Journalismus existieren nicht 
nur mannigfache Parallelen, sondern auch nicht seltene Überschneidungen, dies 
übrigens auch in personeller Hinsicht: Es gibt Wissenschaftler, die zusätzlich zu 
ihrem Hauptberuf ›halbe‹ Journalisten sind und umgekehrt Journalisten, die 
ebenfalls ›halbe‹ Wissenschaftler sind  –  ein bisher noch wenig erforschtes Phä-
nomen der Berufsfeldforschung. Zeiten wie die der Corona-Pandemie sind nicht 
nur, wie oft gesagt wird, die »Stunde der Exekutive« (vielleicht mit einem sich 
selbst zu sehr zurücknehmenden Parlament), sondern auch das Jahr der Wissen-
schaft und das Jahr der Medien.

Zurück zur Gesinnung und damit zurück zur Political Correctness: Hermann 
Lübbe hat schon vor Jahren in seinem Buch Politischer Moralismus. Der Triumph der 
Gesinnung über die Urteilskraft (1987) auf die Gefahren des Moralisierens und damit 
auch auf den Trend zur Intoleranz hingewiesen, der häufig mit bedingungslosen 
und kompromissunwilligen Forderungen der Political Correctness verbunden 
ist. Natürlich verbietet sich umgekehrt eine pauschale Kritik an sämtlichen mit 
der Political Correctness in Verbindung gebrachten moralischen Ansprüchen, 
wie z. B. Sensibilität in Geschlechterfragen oder Ablehnung jeder Form von Ras-
sismus und Antisemitismus. Jedoch sollte der Journalismus in den sogenannten 
Qualitätsmedien sich nicht jedem Diktat der Political Correctness unterwerfen 
und damit zum Empörungsjournalismus degenerieren. Differenzierende und 
abwägende Schreibe muss nicht langweilig sein; das Gegenteil zur Intoleranz in 
den Shit-Stürmen der neuen sozialen Medien ist notwendiger denn je.

Zusammenfassung und Fazit

Ob die Political Correctness eine Gefahr für die Demokratie darstellt (so der 
Untertitel eines Buches von Michael Behrens und Robert von Rimscha) soll hier 
dahingestellt bleiben. Unbestreitbar ist jedoch die Tatsache, dass mit der Pro-
pagierung von Political Correctness Druck auf den Journalismus ausgeübt wird 
und dass unter den Aspekten von Informationssperren, Themenblockaden und 
obrigkeitlichen Formulierungsvorgaben sowie dem Trend zur Intoleranz die 
Political Correctness einen unabhängigen und selbstbewussten Journalismus 
gefährdet.
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Political Correctness und Cancel 
Culture – eine Frage der Macht! 
Plädoyer für einen Perspektivwechsel

Abstract: Die Autorin plädiert für einen Perspektivwechsel in der publizisti-
schen Kontroverse über Political Correctness und Cancel Culture. Statt über 
einzelne Begriffe und Sprache oder pauschal über Meinungsfreiheit und 
Zensur zu diskutieren, sollten Privilegiertheit und Macht ins Zentrum der 
Debatte rücken, zum einen, um zu klären, wer von welcher Position aus den 
gesellschaftlichen Diskurs bestimmen kann, zum anderen, um Widersprüche 
aufzuzeigen. Denn zumeist behaupten diejenigen, die über publizistische 
Macht verfügen, von Sprechverboten und Zensur bedroht zu sein.

Der Hamburger Publizist Erich Lüth (1902-1989) erlangte durch einen Boykott-
Aufruf bundesweite Bekanntheit. 1950 erinnerte er daran, welche Rolle der 
Filmemacher Veit Harlan im Nationalsozialismus gespielt hatte und kritisier-
te, dass Harlan als Regisseur des antisemitischen Hetzfilms Jud Süß (1940) und 
Protegé der Nazis in der neugegründeten Bundesrepublik unbehelligt weiter 
Filme drehen kann. Lüth rief dazu auf, Harlans Film Unsterbliche Geliebte (1951) 
nicht anzusehen, woraufhin die Filmproduktionsfirma auf Unterlassung dieser 
Äußerungen klagte. Der Fall durchlief alle juristischen Instanzen, bis das Bun-
desverfassungsgericht im sogenannten Lüth-Urteil (1958) die Klage mit Verweis 
auf Art. 5, GG und die dort verbriefte Meinungsfreiheit zurückwies. Ein Fall von 
Cancel Culture?

So wie bei dem Begriff Political Correctness, der seit den 1990er-Jahren den 
Diskurs über die Grenzen des Sagbaren bestimmt, handelt es sich auch bei Cancel 
Culture um einen transatlantischen Import. In Deutschland und den USA war-
nen Publizist:innen wieder vermehrt vor den Gefahren, die Political Correctness 
und Cancel Culture für ›die Gesellschaft‹, ›die Wahrheit‹, ›die Meinungsfreiheit‹, 
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›den Journalismus‹, gar ›die westliche Zivilisation‹ hätten. Es geht also um die 
ganz großen Themen. Zudem um Sprache, um einzelne Begriffe, die man nicht 
mehr gebrauchen dürfe, und um hässliche Zeichen, die schöne Texte verschan-
delten, aber zur Markierung inklusiver Sprache verwendet werden müssten. Die 
PC-Gegner:innen führen dann Beispiele an, die ihnen unangemessen vorkom-
men und die ihr Sprachgefühl beleidigen, von ›falsch gegenderten‹ Personenbe-
zeichnungen und Partizipialkonstruktionen bis hin zum ›N-Wort‹, das doch in 
Klassikern der Kinderliteratur seinen Platz behalten müsse.

Mehr oder weniger direkt teilen die Publizist:innen mit: 1. So wie ›die ande-
ren‹ sprechen und schreiben, ist es falsch. 2. Es stört mich. 3. Früher war alles 
besser. 4. Ich habe das schon immer so gemacht. 5. Ich ändere sicher nichts. 
6. Wenn ich dafür kritisiert werde, ist das ein Fall von Zensur.

Um das individuelle und, so die Behauptung, mehrheitlich vorhandene, doch 
nicht artikulierte Unbehagen argumentativ aufzuladen, fahren die PC-Geg-
ner:innen  –  Achtung, Kriegsmetapher!  –  schweres Geschütz auf: Von Totalitaris-
mus, Manipulation, einer Gedanken- und Sprachpolizei wie in George Orwells 
dystopischem Roman 1984 ist die Rede, auch Stasi- und Nazi-Vergleiche bleiben 
nicht aus. In den USA war es im Sommer 2020 der »Letter on Justice and Open 
Debate«, ein offener Brief, publiziert im Harper’s Magazine und unterzeichnet von 
rund 150 Personen aus Kunst und Kultur, in dem »mehr Liberalismus« und weni-
ger »Zensur« gefordert wurde (vgl. Schwarz 2020), in Deutschland die Debatte 
um abgesagte Auftritte von Kabarettist:innen, die den Political-Correctness- und 
Cancel-Culture-Diskurs befeuert haben (vgl. Agar 2020; Cammann 2020; Nida-
Rümelin 2020; Passmann 2020; Seeßlen 2020). In beiden Ländern war dieser Dis-
kurs verschränkt mit der Debatte über die Anti-Corona-Maßnahmen.

Zu den Diskursstrategien und Argumentationsmustern der PC-Gegner:innen, 
zu hate speech und counter speech, ist schon viel geschrieben worden (vgl. Butler 
2006; Eickelmann 2017; Sponholz 2017). Ebenso umfangreich ist die wissen-
schaftliche Literatur, in der dargelegt wird, warum das sogenannte »generische 
Maskulinum« exkludiert und was für inklusive, nicht-diskriminierende Sprache 
spricht (vgl. Günthner 2019; Heise 2000; Pusch 1984; Reiss 2010; Thiele 2020; 
Trömel-Plötz 2010). Die Autor:innen verweisen auf den Zusammenhang von 
Sprache und Denken, darauf, dass Sprache nichts Statisches ist, sondern sich 
wandelt und daher bestimmte Aussagen, Begriffe und Formulierungen zwar 
früher einmal üblich gewesen sein mögen, aktuell in demokratischen Gesell-
schaften jedoch fragwürdig erscheinen und z.T. sogar strafbar sind, so etwa 
rassistische Beleidigungen oder das Leugnen des Holocaust. Der Sprachwissen-
schaftler und Blogger Anatol Stefanowitsch hält das Bemühen um »politisch 
korrekte« Sprache für notwendig, obwohl sie allein noch keine gerechte Welt 
schaffe. »Aber indem wir sie verwenden, zeigen wir, dass wir eine gerechte Welt 
überhaupt wollen« (Stefanowitsch 2018; Klappentext).
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Ich möchte hier nicht über einzelne Begriffe streiten, Formulierungen im 
Presse-Kodex diskutieren oder zum wiederholten Male darlegen, was für eine 
inklusive Sprache spricht, sondern Privilegien und Macht thematisieren, denn 
darum geht es bei gesellschaftlichen Diskursen. Ich plädiere wie der Politikwis-
senschaftler Karsten Schubert (2020) für einen Perspektivwechsel in der Political 
Correctness-Debatte und für die Befassung mit der Frage, wer diejenigen sind, 
die die Meinungsfreiheit bedroht sehen und mehr oder weniger bewusst den 
Popanz Political Correctness aufbauen?

Der Hamburger Publizist Paul Sethe schrieb 1965 in einem Leserbrief an den 
Spiegel: »Pressefreiheit ist die Freiheit von zweihundert reichen Leuten, ihre Mei-
nung zu verbreiten. Frei ist, wer reich ist.« (Sethe 1965, zit. nach von Hase 1966). 
Sethe ging es um die Macht der Zeitungsverleger und um innere Pressefreiheit. 
Zwar ist dieses Zitat nun schon einige Jahrzehnte alt, trotzdem hat sich wenig 
geändert an der Tatsache, dass die Macht zu sprechen, zu schreiben, gehört, 
gesehen und publiziert zu werden, ungleich verteilt ist. Klasse und Besitz, 
formale Bildung und Geschlecht, Ethnizität und Alter sind entscheidende Fak-
toren, wenn es um den Zugang zu Medien und Öffentlichkeit geht. Hier sind 
manche deutlich im Vorteil. So ist zwar die Hälfte der Bevölkerung in Deutsch-
land weiblich und ein Viertel der hier lebenden Menschen hat eine Migrations-
geschichte, in den Verlagen, Agenturen und Redaktionen spiegelt sich diese reale 
Vielfalt jedoch nicht wider. In den Chefetagen haben ganz überwiegend ältere 
Herren das Sagen. Medieninhaltsanalysen und Repräsentationsstudien belegen, 
dass trotz aller Bemühungen, Diversität abzubilden, häufig dieselben Experten 
zu Wort kommen (vgl. Prommer/Linke 2019).

Wenn es nun speziell um die Kämpfer:innen gegen Political Correctness geht, 
ist ihre mediale Präsenz längst nicht so gering wie behauptet. Sie pflegen ihre 
Homepages und betreiben Blogs, die politicallyincorrect oder in Anspielung auf die 
von ihnen als »Gutmenschen« Diffamierten achgut heißen; sie nutzen Twitter, 
Facebook, Instagram, schreiben in der Jungen Freiheit ebenso wie in der NZZ, der 
Welt und FAZ, sind mit ihren Publikationen in den Bestsellerlisten und zu Gast 
bei Hart aber fair oder Anne Will. Dieter Nuhr macht weiter Kabarett, Thilo Sarra-
zin weiter Auflage. 

Dennoch wähnen sich die PC-Gegner:innen im Nachteil und behaupten eine 
anhaltende kulturelle Hegemonie ›der 68er‹ sowie neuer ›links-alternativer‹ 
Gruppen und ›Gutmenschen‹, etwa der Fridays for Future-Bewegung. Sie über-
schätzen das Ausmaß, in dem früher nicht-gehörte, marginalisierte Gruppen 
ihre Stimme erheben, fühlen sich bedroht und in die Enge getrieben. Jedenfalls 
gerieren sie sich bevorzugt als Opfer einer ›linken Meinungsmacht‹.
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Digitaler und sozialer Wandel

In der Tat haben sozialer und medialer Wandel für leichte Verschiebungen 
gesorgt. Die früher exkludierten, medial wenig präsenten Menschen haben 
ihre eigenen Kommunikationsmittel und -räume. Um Publizität und mediale 
Aufmerksamkeit zu erlangen, braucht es die Förderer des journalistischen Nach-
wuchses, die Sprachpäpste und sich selbstmitleidig als ›alte, weiße Männer‹ 
bezeichnenden Machthaber nicht mehr ganz so dringend. Die Jüngeren, Frau-
en*, Migrant:innen, gut Ausgebildeten warten nicht mehr auf Einladungen, in 
diesem Qualitätsblatt zu veröffentlichen oder in jener Talkshow auf dem Sofa zu 
sitzen und die Erwartungen der Mehrheitsgesellschaft zu erfüllen. Sie schaffen 
eigene Öffentlichkeiten, verwenden die Sprache, die ihnen passend erscheint 
und scheren sich wenig um anschwellende Bocksgesänge und letzte Gefechte.

Die veränderte Situation beschreibt Krsto Lazarevic in einem von Karen Krü-
ger moderierten Streitgespräch mit Canan Topçu über Alltagsrassismus, Identi-
tätspolitik und Sprechverbote:

»[…] was es aber gibt, ist die Angst von mehrheitlich herkunftsdeutschen 
Männern, ihre seit Jahrzehnten bestehende Deutungshoheit zu verlieren. 
Sie benehmen sich wie kleine Kinder, denen das Spielzeug weggenommen 
wird. Sie sind es gewohnt, dass ihre Perspektive die einzige ist. Doch nun 
tritt eine Generation migrantischer Menschen an, die willens und in der 
Lage ist, Ansprüche an die Mehrheitsgesellschaft zu formulieren. Das zeigt 
eigentlich, es läuft ganz gut, denn früher wurden migrantische Stimmen 
gar nicht ernst genommen und kaum gehört. Viele Konservative und 
Rechte tun jetzt so, als seien deren Debattenbeiträge zu laut oder unver-
schämt. In Wirklichkeit stört sie, dass andere Ansichten vertreten werden 
als die früher üblichen. Die Gastarbeiter wurden nicht hierher geholt, um 
gleichberechtigte Bürger zu sein, sondern um die Jobs zu machen, die 
Deutsche nicht haben wollten. Das daraus resultierende Mindset ist noch 
sehr verbreitet. Wenn nun Gastarbeiterkinder aufbegehren, Widerspruch 
leisten und gleiche Rechte und Chancen fordern, statt nur zu sagen: »Ja, 
Chef!«  –  dann kommen viele damit nicht klar. Also schwadronieren sie von 
Sprechverboten und Cancel Culture.« (Lazarevic, zit. nach Krüger 2020)

Cancel Culture und Liberalismus

Dass Cancel Culture kein neues Phänomen ist, sondern immer wieder und von 
ganz unterschiedlichen Seiten die Forderung erhoben wird, etwas nicht zu zei-
gen, nicht zu sagen, nicht öffentlich auszustellen, sprach ich eingangs mit dem 
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Fall Lüth vs. Harlan an. Doch ist Cancel Culture als neuer Kampfbegriff der PC-
Gegner:innen mehr: er dient der Verschleierung, dass die Entscheidung darüber, 
wo Öffentlichkeit, Kunst, Kultur, Versammlung und freie Rede möglich sind, ein 
Privileg der Mächtigen war und ist. Zwar garantieren nationale wie internatio-
nale Gesetze, Informations-, Meinungs- und Medienfreiheit und der Zugang zur 
Öffentlichkeit scheint vor allem durch die »sozialen« Medien demokratisiert, 
doch hat sich an den Macht- und Besitzverhältnissen im digitalen Kapitalismus 
wenig verändert.

Vor allem die liberale Fraktion innerhalb der Anti-PC-Koalition hält in ihrer 
Sorge um »die« Meinungsfreiheit und »den« Journalismus an der Idee des 
»marketplace of ideas« und des freien, gleichberechtigten Austauschs aller Mei-
nungen fest, blendet aber aus, dass zwar theoretisch und formal-juristisch jeder 
und jede Zugang zu den Orten hat, an denen Meinungen ausgetauscht und Ent-
scheidungen vorbereitet werden, praktisch aber ein Großteil der Bevölkerung 
aus ökonomischen und sozialen Gründen ausgeschlossen bleibt. Als geradezu 
selbstverständlich hingenommen wird, dass der Medienmarkt hochkonzentriert 
und Medien ganz überwiegend im Besitz einiger weniger privatwirtschaftlich 
organisierter Unternehmen sind, die Öffentlichkeit gewähren oder entziehen 
können. 

Akzeptiert ist dieser Zustand, solange man selbst sicher sein kann, gehört 
zu werden. Lisa Eckhart und J.K. Rowling, Francis Fukuyama und Josef Joffe, 
Harald Martenstein und Monika Maron finden ihr Publikum und erhalten brei-
te mediale Aufmerksamkeit. Dass sie auch kritisiert und ihre Positionen in Frage 
gestellt werden, müssen sie aushalten  –  genauso wie die als ›Gutmenschen‹ und 
›Politisch Korrekte‹ Bezeichneten. Doch verstört, dass die Meinungsfreiheit der 
PC-Gegner:innen immer öfter die Freiheit zu rechtem, ausgrenzendem Gedan-
kengut bedeutet und das Schweigespiralen-Narrativ, aus Angst vor Rassismus-, 
Antisemitismus- und Sexismusvorwürfen nichts mehr sagen zu können, weite 
Verbreitung bis hinein in die sich als liberal verstehenden Medien gefunden hat.

Intoleranz tolerieren?

Über Freiheit und ihre Grenzen zu debattieren, gehört zur Demokratie. Tagtäg-
lich wird diskursiv ausgehandelt, was machbar und sagbar ist, was diskriminie-
rend, was nicht. Gesetze und ethische Übereinkünfte sollen Orientierung geben, 
zugleich sind sie nichts Statisches, für die Ewigkeit Gemachtes, sondern unter-
liegen  –  wie auch die Sprache  –  gesellschaftlichem Wandel. Was vor Jahrzehn-
ten noch üblich, gang und gäbe, und nicht strafwürdig war, wird heute geächtet 
und per Gesetz sanktioniert, und was vor Jahrzehnten mit schlimmsten Strafen 
belegt war, stellt heute keinen Straftatbestand dar.
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Was Medienfreiheit im Einzelnen bedeutet, wer Öffentlichkeit gewähren, 
herstellen, für seine Interessen nutzen kann, ist immer auch eine Frage der 
Perspektive und  –  darauf will ich hinweisen  –  eine Frage der Macht und Privi-
legiertheit. Zu erkennen, wer tatsächlich Ausgrenzung und Intoleranz erfährt, 
wer sich dagegen wehren kann und wem von Vornherein demokratische Teilhabe 
verwehrt ist, sollte immer auch Ziel der gesellschaftlichen Debatte über Political 
Correctness und Cancel Culture sein. Gewinnen könnte die Debatte durch Relek-
türen, etwa von Herbert Marcuses Text »Repressive Toleranz« (1966), sowie die 
Erkenntnis, dass ein Tolerieren der Intoleranten sie am Ende triumphieren lässt. 

In Political Correctness und Cancel Culture die Hauptgefahren für »den« 
Journalismus und »die« Meinungsfreiheit zu sehen, lenkt von den tatsächlichen, 
ökonomischen Machtverhältnissen und den daraus resultierenden Beschrän-
kungen für einen vielfältigen öffentlichen Diskurs ab. Dennoch ist etwas in 
Bewegung geraten. Die einst so homogen wirkende Public Sphere ist vielfältiger 
und dissonanter geworden, mehr Menschen können und wollen mitreden. Deren 
mediale Präsenz irritiert diejenigen, die bislang den gesellschaftlichen Diskurs 
bestimmt haben und gewohnt waren, hofiert statt kritisiert zu werden. Dass sie, 
um ihre Macht und Privilegien fürchtend, nun Intoleranz, Cancel Culture und 
Political Correctness beklagen, ist nachvollziehbar.
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Alexandra Borchardt (2020): Mehr Wahrheit wagen. Warum die Demokratie einen 
starken Journalismus braucht. Berlin: Dudenverlag, 224 Seiten, 18,- Euro.

Birk Meinhardt (2020): Wie ich meine Zeitung verlor. Ein Jahrebuch. Berlin: Das 
Neue Berlin, 144 Seiten, 15,- Euro.

Rezensiert von Horst Pöttker

»Das vorliegende Buch beschäftigt sich mit Bedürfnissen und dem Ver-
halten des Publikums auf der einen und den Zwängen und Möglichkeiten 
des Journalismus auf der anderen Seite. Sein wichtigstes Anliegen ist: Beide 
Seiten sollten sich nicht als Gegner verstehen, sondern als Partner, die ein 
gemeinsames Ziel verfolgen. Idealerweise jenes, das Leben für den Einzel-
nen und das Zusammenleben in der Gesellschaft ein kleines bisschen besser 
zu machen.« (18)

So steht es in Alexandra Borchardts Einleitung unter der Überschrift »Ein tiefer 
Graben. Der Journalismus und sein Publikum«. Das klingt wohltuend. Wer wollte 
nicht Gräben zwischen Menschen überbrücken und die Welt besser machen. Den-
noch ist es nicht selbstverständlich, zumal, was den Journalistenberuf betrifft.

Die Vorstellung oder der Wille, die Welt besser machen zu wollen, führen nicht 
zuverlässig zu diesem Ziel. Die Häupter der Französischen Revolution, von der 
Idee der Weltverbesserung beseelt, haben sich dann gegenseitig die Köpfe abge-
schlagen. Das Engagement, die Welt am deutschen Wesen genesen zu lassen, hat 
den Genozid kolonisierter Völker und den Ersten Weltkrieg begleitet. Und ob die 
gute Absicht Jack Dorseys, Bill Gates’ oder Mark Zuckerbergs, die Menschheit mit 
schrankenloser Kommunikation besser zu machen, erfolgreich sein wird, muss 
sich erst noch erweisen. Alexandra Borchardt scheint selbst etwas skeptisch zu 
sein, sonst hätte sie ihren Wunsch nicht auf »ein kleines bisschen« Weltverbesse-
rung reduziert.

Unterhalb einer historisch inspirierten Imagination genereller und großer 
Risiken kann man auch konkret fragen, ob die Intention, die Welt zu verbessern, 
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speziell zum Journalistenberuf gehören sollte. Was verbessert die Welt, oder 
bescheidener, was führt dazu, dass es Menschen in ihrem »Zusammenleben in der 
Gesellschaft« besser oder zumindest nicht schlechter geht? In hochkomplexen 
Gesellschaften wie unseren, die sich aus einer Vielzahl beruflicher Spezialisierun-
gen zusammensetzen, hängt das offenbar auch davon ab, ob die Berufstätigen sich 
ihrer Aufgaben bewusst sind und effektiv und zuverlässig an ihnen orientieren 
(können). Daraus, dass die anderen sich darauf verlassen (können) und dass alle 
sich bewusst sind, dass alle anderen mit ihren besonderen Funktionen zum Gan-
zen beitragen, entsteht das Geflecht, das wir gesellschaftlichen Zusammenhalt, 
soziale Integration, Gemeinwohl nennen und das die Grundlage von Wohlerge-
hen und Verbesserungspotentialen bildet. Demnach tragen Journalistinnen und 
Journalisten vor allem dann dazu bei, die Welt besser zu machen, wenn sie sich 
verlässlich und für andere erkennbar auf ihre besondere Aufgabe konzentrieren.

Darüber, worin diese Aufgabe besteht, liegen den beiden Büchern kontroverse 
Auffassungen zugrunde. Birk Meinhardt ist in der DDR aufgewachsen, hat dort 
Journalistik studiert und als Sportreporter erste Berufserfahrungen gesammelt, 
war nach der Wiedervereinigung lange als Reporter und Kolumnist bei der Süd-
deutschen Zeitung (SZ) und lebt heute als freier Schriftsteller. In seinem Buch schil-
dert er anschaulich, detailreich und tiefgründig die wachsenden Zweifel, die ihn 
2012 zur Trennung vom Leib-und-Magen-Blatt der (west-)deutschen Bildungs-
schicht führten. Seine Erfahrungen mit dem SED-Regime und dessen Medien prä-
gen seine Auffassung vom Journalistenberuf auf doppelte Weise: Einerseits, weil 
sie ihn auf Freiheit und Selbstbestimmung, die in der DDR fehlten, besonders 
begierig machen; und andererseits, weil sie ihn für mentale Mechanismen, die mit 
Unfreiheit und Fremdbestimmung einhergehen, besonders sensibel sein lassen.

Meinhardt gibt drei Reportagen im Volltext wieder, die die SZ nicht gedruckt 
hat. In einer geht es um Investmentgeschäfte der Deutschen Bank und die Macht 
der internationalen Ratingagenturen; in der zweiten um politisch opportune 
Fehlurteile im Kampf gegen Rechts; und in der dritten um die Relaisstation Ram-
stein, über die per Knopfdruck auf einer Luftwaffenbasis im fernen New Mexiko 
Menschen im Nahen Osten mehr oder weniger zielgenau getötet werden. Manu-
skripte z. B. wegen dürftiger Recherche oder holpriger Sprache abzulehnen, 
ist das gute Recht der Verantwortlichen in jeder Redaktion. Meinhardt geht es 
jedoch um die ihm aus der DDR bekannte politische Opportunität, aus der heraus 
Ablehnungen von Manuskripten oder redaktionelle Veränderungen trotz profes-
sioneller Qualität begründet werden. Dem Verantwortlichen bei der SZ, der seine 
Reportage über die Fehlurteile umgearbeitet haben will, antwortet er:

 »Die Rechten, sagen Sie, könnten meine Geschichte für ihre Zwecke nutzen. 
Das ist […] genau das Argument, dass ich in meinem ersten Leben, als junger 
Journalist in der DDR, oft, zu oft gehört habe. Deine Kritik hier, hieß es, 
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mag ja berechtigt sein, aber sie könnte dem Klassenfeind zupasskommen, 
also lassen wir das bleiben. Und sowieso, wo bleiben die entgegengesetzten 
Beispiele? Es gibt doch genügend davon, oder nicht? Also bitte, lieber Birk, 
schreib das um, schreib es hinein, etc.« (69).

Meinhardts Kritik liegt die Überzeugung zugrunde, dass es die journalistische 
Aufgabe sei, zutreffend und umfassend zu berichten, also die Welt so transparent 
zu machen, wie sie ist, ohne Rücksicht darauf, wem zutreffende Informationen 
(politisch) nützen oder schaden könnten. »Sagen, was ist«, hat Rudolf Augstein 
das genannt. Meinhardt dazu ausdrücklich:

»Die Realität, wenn es denn eine harte ist, muß geschildert werden, und 
diese Schilderung soll nicht weichgespült und schon wieder halb zurück-
gezogen werden durch allseits opportune Relativierungen. Wenn es denn 
wehtut, die Stücke zu lesen, liegt es nicht an den Stücken, sondern daran, 
was darin abgebildet wird« (70). 

Schon in der DDR habe er gegen diese Überzeugung nur mit schlechtem Gefühl 
gehandelt. Angesichts der zivilisierten Watte, in die Änderungsansinnen bei-
spielsweise bei der SZ gepackt würden, wünsche er sich »das Rohe der einstigen 
Ablehnungen zurück. Jenes Unverblümte der Wortwahl. Jenes Rabiate des Tons. 
Jenes Feindselige der Blicke. Man war machtlos, aber man wußte genau, woran 
man war« (71).

Alexandra Borchardts Buch durchzieht eine andere Grundauffassung von der 
journalistischen Aufgabe, auch wenn der Akzent auf der Alliteration von Wahrheit 
und Wagen im Titel nicht diesen Eindruck macht. Aber: »Was ist Wahrheit?«, hat 
schon Pontius Pilatus gefragt. Nach Borchardt jedenfalls mehr als bloß Richtigkeit, 
darüber hinaus auch etwas Gutes, Erstrebenswertes, eben die Absicht, die Welt 
nicht nur abzubilden, sondern  –  wenn auch nur ein »ein kleines bisschen«  –  bes-
ser zu machen. Das geht weniger aus Borchardts durchaus zutreffenden Hinweisen 
auf Gefährdungen hervor, denen der Journalistenberuf, wie wir ihn bisher kann-
ten, aufgrund des digitalen Umbruchs seiner wirtschaftlichen, sozialen, kulturel-
len und technologischen Bedingungen ausgesetzt ist: Die Anzeigeneinnahmen der 
Informationsmedien brechen weg, mit der sinkenden Chance auf ein kontinuierli-
ches Einkommen sinkt auch die Qualifikation der Berufseinsteiger(innen), das Ver-
trauen in die Medien geht mit der schwindenden Unterscheidbarkeit verlässlicher 
Information in den digitalen Netzwerken zurück, Algorithmen und Bots drohen 
professionelle Verantwortlichkeit zu verdrängen. Düster stimmt auch die Aufrei-
hung zahlreicher Fallen, in die Journalisten und Journalistinnen schon immer und 
heute mehr denn je tappen: Von der Ego- und Neid- über die Tempo-, Macht- und 
Daten- bis zur Arroganz- und Stereotypen-Falle (vgl. 75-102).
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Was die frühere Chefin vom Dienst bei der SZ, die am Reuters Institute in 
Oxford geforscht hat und an mehreren Journalismus-Akademien unterrichtet, 
für die Aufgabe des Journalistenberufs hält, lässt sich eher an ihren Vorstellungen 
darüber ablesen, womit der Journalismus seine Krise überwinden soll. Charakte-
ristisch sind die Schilderungen von Leitfiguren, denen es nachzueifern gelte, vor 
allem bekannte Journalistinnen wie Maria Ressa, Hannah Suppa oder Julia Leeb. 
Über die schreibt Borchardt:

»Leeb war im Kongo, in Nordkorea und in Syrien. Will man etwas gegen das 
Leid tun, so glaubt sie, muss man es dokumentieren. Deshalb spezialisiert 
sie sich auf sogenannten 360-Grad-Journalismus, der ihrer Meinung nach 
den Journalismus revolutionieren wird. Mithilfe virtueller Realität bekom-
men die Zuschauer damit zumindest optisch und akustisch das Gefühl ver-
mittelt, sich mitten im Geschehen zu befinden, sie können die Blicke in alle 
Richtungen schweifen lassen. Wenn Menschen sich fühlten, als wären sie 
dabei, so Leeb, entwickelten sie mehr Mitgefühl und Empathie. Das sporne 
sie dazu an, sich zum Beispiel politisch für die entsprechenden Themen zu 
engagieren« (25).

Dass Borchardt im Engagement für das Gute die Aufgabe des Journalismus und 
den Schlüssel für seine Zukunft sieht, geht en passant auch aus zahlreichen ihrer 
Formulierungen und auch noch aus den letzten Sätzen ihres Buchs hervor: »Wenn 
Journalisten ihrem Publikum besser zuhören würden, aber auch das Publikum 
den Journalisten, wäre viel gewonnen. Denn beide stehen  –  so sollte es sein  –  auf 
derselben Seite. Es ist die Seite derer, die um ein besseres Leben für alle ringen« 
(201).

Darin liegt etwas Pädagogisches. Anders als bei Meinhardt geht das Engage-
ment über eine zutreffende, ungeschönte Darstellung dessen hinaus, was ist; 
gemeint ist nicht zuletzt das Engagement für etwas, das im moralischen Sinn im 
Begriff von Wahrheit steckt. Wie viele andere bezeichnet Borchardt das mit der 
weitläufigen Chiffre »Demokratie«. Hanns Joachim Friedrichs berühmtes Bon-
mot kontert sie:

»[…] wo verläuft die Grenze zwischen guter Sache und existentieller Sache? 
Demokratie ist zum Beispiel eine solche existentielle Sache, und sie zu 
unterstützen ist nun mal die Mission von Journalismus in freien Gesell-
schaften. Sich mit der Demokratie gemein zu machen ist deshalb nicht nur 
erlaubt, sondern zwingend« (98).

Während Borchardts Engagement einer guten Sache gilt, die sie Demokratie 
nennt und für die sie das Publikum gewinnen, zu der sie es erziehen will, enga-
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giert Meinhardt sich für das zwar nicht vollkommen erreichbare, aber regulativ 
durchaus wirksame Ideal der Objektivität, das Borchardt für weniger wichtig hält, 
weil es »ein schwer zu fassender Begriff« (99) sei.

Das Genre der Rezension ruft nach einer Beurteilung. Meinhardts konsequente 
Konzentration auf die Aufgabe, zu berichten, was ist, sein Engagement für umfas-
sende Transparenz als professionelle Haltung scheint mir sinnvoller. Berufe, die 
menschliches Handeln im Interesse des Guten zu beeinflussen und zu steuern 
haben, gibt es eine Menge: Lehrer, Pfarrer, Juristen, Politiker, auch Werbeleute 
und »Öffentlichkeitsarbeiter«. Daneben ist auch ein Beruf nötig, bei dem wir uns 
darauf verlassen können, dass er nichts anderes will, als uns über alles zu infor-
mieren, das wir wissen sollten, damit wir uns individuell und sozial auf realisti-
scher Grundlage selbst entscheiden können, wie wir handeln wollen.

Mit Engagements für gute Sachen jenseits der professionellen Aufgabe, auch 
mit Engagement für die Demokratie ist die Versuchung verbunden, Informa-
tionen wegzulassen, von denen anzunehmen ist, dass sie dieser Sache schaden 
könnten. Engagement für die Demokratie setzt allzu oft eine feste Vorstellung 
von dem voraus, was sie ausmacht, z. B. das Mehrheitsprinzip. Dass auch Mehr-
heiten sich schrecklich irren und demokratische Prozeduren hochproblematische 
Folgen haben können, wissen gerade wir Deutsche in Erinnerung an 1933 (Hitler 
Reichskanzler) oder die US-Amerikaner im Rückblick auf 2017 (Donald Trump 
Präsident).

Demokratie ist nicht nur ein institutionell verankerter Zustand, sondern vor 
allem ein permanenter Prozess produktiven Wandels, der durch Konflikte ent-
steht. Um diesen demokratischen Prozess in Gang zu halten, ist unerschrockenes, 
nicht von politischen, pädagogischen, moralischen oder ideologischen Scheuklap-
pen beengtes Öffentlichmachen auch solcher Gegebenheiten nötig, die nicht zu 
den in der Blase der Journalistinnen und Journalisten selbstverständlich erschei-
nenden Auffassungen passen. Engagement für Demokratie in einem demokra-
tischen Staat ist nebenbei immer auch Engagement für diesen Staat in seinem 
gegebenen Zustand und seine gerade aktuellen Repräsentanten und Repräsentan-
tinnen. Von der »öffentlichen Aufgabe« des Journalismus im Sinne einer Verant-
wortung für den bestehenden Staat und die ihn tragende Volksgemeinschaft war 
zuerst im Schriftleitergesetz von 1933 die Rede.

Angenommen, die Süddeutsche Zeitung sei ein Aushängeschild des Qualitäts-
journalismus in Deutschland heute, dann zeigt jedes der beiden Bücher auf 
seine Weise, dass dieser Journalismus hinsichtlich seines mentalen Fundaments, 
seiner Auffassung von der professionellen Aufgabe mehr auf Borchardts als auf 
Meinhardts Seite steht. Im Engagement für etwas außerhalb der professionellen 
Grundpflicht zum Publizieren dessen, was ist, wird sogar ein Weg zur Überwin-
dung der Krise gesehen. Vielleicht erklärt auch das, warum das Vertrauen in die 
Informationsmedien auf breiter Front nachlässt.
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Diese Rezension erschien zuerst in rezensionen:kommunikation:medien, 14. Januar 2021, 
abrufbar unter https://www.rkm-journal.de/archives/22500.

Über den Rezensenten

Horst Pöttker, Jahrgang 1944, ist pensionierter Professor für Theorie und Praxis 
des Journalismus an der Technischen Universität Dortmund und Seniorprofessor 
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Tanja Köhler (Hrsg.)(2020): Fake News, Framing, Fact-Checking. Nachrichten im 
digitalen Zeitalter. Ein Handbuch. Bielefeld: transcript Verlag, 563 Seiten, 39,- 
Euro.

Rezensiert von Stephan Mündges

Die Nachricht kann mit Fug und Recht als Kernelement des Journalismus 
bezeichnet werden. Das, was neu, relevant, aktuell ist, wird von Journalist*innen 
als Nachricht in die Welt getragen. Die Nachricht und mit ihr der Nachrichten-
journalismus sehen sich aber, wie der Journalismus insgesamt, massiven Ver-
änderungen und existenziellen Bedrohungen ausgesetzt: Disintermediation, 
der Aufstieg digitaler Plattformen und mit ihm verbunden die Revolution von 
Kommunikationsprozessen, die ökonomische Krise journalistischer Medien-
unternehmen  –  um nur einige wenige zu nennen. Ein Handbuch, das den Nach-
richtenjournalismus umreißt, seine aktuellen Probleme analysiert und mögliche 
Lösungen diskutiert, ist daher ein relevantes Unterfangen. Tanja Köhler, promo-
vierte Kommunikationswissenschaftlerin und Redaktionsleiterin Nachrichten 
Digital beim Deutschlandfunk, hat mit dem von ihr zusammengestellten Sam-
melband einen umfangreichen Beitrag dazu geleistet. Auch wenn das Werk klei-
nere Schwachstellen aufweist.

Der Band betrachte »den Transformationsprozess, in dem sich der Nach-
richtenjournalismus befindet, aus verschiedenen Perspektiven und stellt Ent-
wicklungen und Projekte vor, die richtungsweisend sein können für die Zukunft 
von Nachrichtenorganisationen und -redaktionen« (16). Die Beiträge des Bandes 
wurden sowohl von journalistischen Praktiker*innen als auch Kommunikations-
wissenschaftler*innen verfasst. Dabei ist es der Herausgeberin gelungen, viele 
renommierte Autor*innen aus Praxis und Wissenschaft zu versammeln. Beispiel-
haft genannt seien Marcus Bornheim, erster Chefredakteur von ARD-aktuell, 
Tanit Koch, ehemalige Chefredakteurin von BILD und RTL, Hans-Bernd Brosius 
vom Institut für Kommunikationswissenschaft der LMU oder Wiebke Loosen vom 
Hans-Bredow-Institut.

Die Beiträge sind in sieben Teile gegliedert, die die wesentlichen Aspekte des 
Themas ausführlich abdecken: Nachrichtenjournalismus und digitaler Wandel, 
Fake News und Verifikation, Daten und Algorithmen, Nachrichten und Sprache, 
Formate und Projekte, Medien und Publikum sowie Redaktion und Manage-
ment. In den einzelnen Teilen finden sich einerseits typische Handbuch-Beiträge, 
die prägnant den Wissensstand ihres jeweiligen Themas referieren und auf den 
Gegenstand des Bandes zuspitzen (beispielsweise der gelungene Beitrag von 
Hans-Bernd Brosius und Viorela Dan über ›Framing im Nachrichtenjournalis-
mus‹). Andererseits finden sich aber auch Texte, die in ein Handbuch nicht so 
recht passen möchten, weil sie entweder nur Konzepte einzelner Redaktionen und 
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Formate wiedergeben oder weil sie weit über das Feld des Nachrichtenjournalis-
mus hinausreichen. So ist beispielsweise nicht verständlich, warum ein Beitrag 
über das öffentlich-rechtliche Content-Netzwerk funk im Band enthalten ist. 
Denn deren Macher*innen haben sich ja explizit dafür entschieden, keine Nach-
richtenformate zu produzieren. Das Buch wirkt deshalb an mehreren Stellen 
weniger wie ein Handbuch, sondern eher wie eine Ausstellung nachrichtenjour-
nalistischer Projekte.

Dass die Idee, Werkstattberichte mit allgemeineren Informationen über eng 
definierte Fachgebiete zu verknüpfen, durchaus gewinnbringend sein kann, zeigt 
der Text über Fact-Checking und Verifikation von Jenny Stern vom Bayerischen 
Rundfunk. Sie verbindet in ihrem Beitrag systematische Informationen über 
ihren Fachbereich mit konkreten Verifikations-Techniken sowie Erfahrungen aus 
der Arbeit des Faktenfuchs-Teams, das im BR zuständig für Fact-Checking und 
Verifikation ist.

Nicht jeder Beitrag überzeugt, nicht in Gänze wird der Band dem eigenen 
Anspruch, Handbuch zu sein, gerecht. Aber insgesamt bietet der Sammelband 
relevante, gewinnbringende Lektüre für Journalistinnen und Journalisten.

Diese Rezension erschien zuerst in rezensionen:kommunikation:medien, 14. Januar 2021, 
abrufbar unter https://www.rkm-journal.de/archives/22451.

Über den Rezensenten

Stephan Mündges ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Journalistik 
der TU Dortmund. Dort forscht er zur digitalen Transformation des Journalis-
mus. Außerdem ist er als Reporter und Redakteur für das ZDF mit einem Schwer-
punkt auf neue Technologien tätig.
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Jens Radü (2019): New Digital Storytelling. Anspruch, Nutzung und Qualität von 
Multimedia-Geschichten. Reihe: Aktuell. Studien zum Journalismus, Bd. 17. 
Baden-Baden: Nomos, 281 Seiten, 54,- Euro.

Rezensiert von Wibke Weber

Über digitales Storytelling wurde bereits viel geschrieben, in wissenschaftlichen 
Artikeln wie in Praxishandbüchern; und im Journalismus haben sich Multi-
media-Geschichten längst etabliert. Als Best-Practice-Beispiel und Prototyp fürs 
multimediale Erzählen wird immer wieder die Multimedia-Reportage Snow Fall 
(New York Times 2012) zitiert. Warum also noch ein Buch zu diesem Thema? Weil 
bis jetzt nur wenige empirisch-fundierte Studien zur Qualität von Multimedia-
Geschichten vorliegen und eine wichtige, vor allem praxisrelevante Frage noch 
unbeantwortet ist: Was macht eine gute Multimedia-Geschichte aus? Das ist die 
eine Leitfrage im vorliegenden Werk. Die andere: »Stimmen die Überzeugungen 
und Maßgaben der Produzenten mit den Erwartungen und Ansprüchen des Pub-
likums überein?« (26).

Antwort darauf gibt New Digital Storytelling, das zugleich als Dissertations-
schrift (Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt) verfasst wurde. Der Autor 
Jens Radü geht dabei fokussiert, pragmatisch und systematisch vor. Fokussiert, 
da er gezielt nach der spezifischen Qualität von Multimedia-Geschichten fragt. 
Pragmatisch, da er Begriffe wie Multimedia und Storytelling, die definitorisch 
viel Spielraum lassen, aus einer eher praxisorientierten Perspektive angeht und 
sich nicht im wissenschaftlichen Diskurs verliert; Multimedia-Geschichten sind 
danach journalistische Erzählungen aus einer Kombination von Texten, Fotos, 
Videos, Grafiken und Tönen, eben »Geschichten, die von Journalisten auf der 
Höhe ihrer Zeit erzählt werden« (31). Systematisch, da in drei empirischen Studien 
die Qualitätskriterien von Multimedia-Geschichten untersucht werden, und zwar 
nicht nur produktseitig, sondern  –  und das ist die Stärke dieses Werks  –  auch 
produktions- und rezeptionsseitig. Damit deckt Radü alle drei Ebenen der visuel-
len Kommunikationsforschung ab.

Das Werk gliedert sich in fünf Hauptkapitel. Zu Beginn setzt sich Radü mit 
dem Forschungsgegenstand, dessen historischem Kontext und spezifischen Qua-
litätsmerkmalen auseinander und fasst zusammen, was bisher zur Qualität von 
Multimedia-Geschichten erforscht wurde. Am Ende von Kapitel 1 steht ein aus 
der Forschungsliteratur abgeleitetes Kriterienraster (vgl. 85), das anschliessend 
im empirischen Teil der Arbeit (Kapitel 2 bis 4) überprüft und ergänzt wird. Der 
empirische Teil umfasst drei Studien:

(1) Neun Multimedia-Geschichten werden auf ihre Nutzungsdaten hin ausge-
wertet. Das aus der Literatur deduktiv entstandene Kriterienraster wird um weite-
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re, induktiv gewonnene Kriterien ergänzt und es entsteht ein vorläufiger »Kanon 
von Qualitätsaspekten« (86).

(2) In einem Experiment mit 153 Teilnehmenden werden drei Varianten einer 
Multimedia-Geschichte getestet, um die Relevanz der bisher vorhandenen Quali-
tätskriterien zu beurteilen.

(3) In Leitfaden-Interviews werden 13 Multimedia-Journalisten aus deutschen 
Verlagen, öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und freien Produktionsbüros 
zum ermittelten Kanon von Qualitätskriterien befragt. Das Forschungsdesign 
ist eine Kombination aus quantitativem und qualitativem Vorgehen, um so aus 
unterschiedlicher Perspektive einen Kanon von Qualitätskriterien zu ermitteln, 
zu hinterfragen, zu korrigieren und zu präzisieren (Kapitel 5).

Welche Kriterien eignen sich nun, um die Qualität von Multimedia-Geschich-
ten zu bestimmen? Das Ergebnis überrascht nicht. Qualitätskriterien aus der For-
schungsliteratur, wie beispielsweise Multimedialität, Emotionalität, Dramaturgie 
oder Usability, werden im empirischen Teil der Arbeit bestätigt und in Radüs 
Kanon übernommen, allerdings ergänzt um weitere Kriterien wie Immersivität, 
Rhythmus und Transitivität/Übergänge (vgl. 251-252). Es sind Kriterien, wie man 
sie auch vom klassischen Geschichtenerzählen kennt. Auch das überrascht wenig.

Das Fazit, das Radü zieht, fällt recht knapp aus und ist mehr ein Plädoyer für 
guten Multimedia-Journalismus als eine kritische Diskussion des ermittelten 
Kanons. Der Kanon selbst, der ja zentrales Ergebnis der Arbeit ist, hätte visuell 
stärker herausgestellt werden können; so kommt er recht bescheiden daher und 
geht im Fliesstext fast unter. Mehr »Multimedia« hätte hier gutgetan und man 
fragt sich, warum in einer Arbeit über multimediales Erzählen das Qualitätskri-
terium Visualität so schwach ausgeprägt ist. Screenshots von den Multimedia-
Geschichten oder den verschiedenen Gestaltungsvarianten hätten den empiri-
schen Teil anschaulich illustriert.

Hohe Qualität zeichnet dagegen den Text aus. Man merkt, dass Jens Radü, 
Journalist und Chef vom Dienst Multimedia beim SPIEGEL, sein Handwerk ver-
steht. Trotz der Komplexität des Themas liest sich das Werk angenehm leicht, 
mehr an einen Essay als eine wissenschaftliche Arbeit erinnernd. Wenn Radü 
schreibt, dass es sein Ziel war, einen Beitrag zu leisten, »die spezifische Qualität 
von Multimedia-Geschichten fassbarer zu machen, die mitunter luftigen Diskus-
sionen mit Empirie zu erden« (256), so ist ihm dies gelungen. New Digital Story-
telling leistet einen wesentlichen Beitrag zu dem noch relativ jungen Forschungs-
feld des multimedialen Erzählens im Journalismus, weil es das Thema Qualität 
von Multimedia-Geschichten multiperspektivisch beleuchtet. Gleichwohl stellt 
das Ergebnis nur eine Momentaufnahme, einen »Zwischenschritt« da, wie Radü 
selbst einräumt. »Die Diskussion muss am besten im Dialog zwischen Wissen-
schaft und Praxis, Medienforschern und Journalisten, Instituten und Redak-
tionen weitergehen« (256). Dieser Dialog wird umso dringlicher angesichts neuer 
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Technologien wie Künstliche Intelligenz, die aktuell den Journalismus erobern. 
Die Frage nach der Qualität von algorithmisch basierten Storys wartet noch auf 
ihre Antwort.

Diese Rezension erschien zuerst in rezensionen:kommunikation:medien, 1. Februar 2021, 
abrufbar unter https://www.rkm-journal.de/archives/22571.

Über die Rezensentin

Dr. Wibke Weber ist Professorin am IAM Institut für Angewandte Medienwis-
senschaft der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) in 
Winterthur. Sie lehrt und forscht zu: Digital Storytelling, Bildsemiotik, Daten-
visualisierungen und Datenjournalismus, Comics Journalism, Augmented/Virtual 
Reality, Medienkonvergenz, Multimodalität und Informationsdesign.
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Bernd-Peter Arnold (2018): Die Medien sind an allem Schuld. 
Behauptungen  –  Vermutungen  –  Erklärungen. Leipzig: Vistas, 140 Seiten, 16,- Euro.

Rezensiert von Hans-Dieter Kübler

Kritik des Journalismus zumal aus Insider-Sicht gibt es derzeit zuhauf und ist 
wohlfeil. Dennoch hält der Autor, der langjährig Hörfunkjournalist und Wellen-
chef beim Hessischen Rundfunk war und nun an der Johannes-Gutenberg-Uni-
versität zu Mainz einschlägig lehrt, die verbreitete und tief sitzende »Unkennt-
nis« über »Struktur und Arbeitsweise der Medien« dafür verantwortlich, dass 
das im Titel formulierte gängige Vorurteil weiterhin grassiert und sich sogar 
verfestigt. Mit seinem knappen »Erklärbuch« will er ihm entgegenwirken, indem 
er »die Mechanismen der Medien und deren Fehlentwicklungen [erklärt] ebenso 
wie die Sachzwänge, unter den Journalistinnen und Journalisten arbeiten und die 
sehr viel öfter Ursache für Fehlleistungen sind, als die oft unterstellte Absicht« (8).

In zehn Kapiteln setzt sich der Autor mit markanten, häufig auftretenden Ten-
denzen und Fehlentwicklungen vor allem des Nachrichten- und Informations-
journalismus in den traditionellen Massenmedien auseinander. Er steuert etliche 
aktuelle Beispiele bei, spart nicht an vielfältiger, sicherlich auch berechtigter 
Kritik, bietet wiederholt  –  wie in journalistischen Handreichungen  –  Regeln und 
Normen für guten, seriösen, verantwortlichen Journalismus und untermauert sie 
oftmals mit Erkenntnissen und Befunden der Kommunikations- und Publizistik-
wissenschaft, vornehmlich aus der Mainzer Schule.

Das beginnt mit der schon klassischen Maxime »Bad news are good news«, 
setzt sich fort im Umgang mit Fakten und Wahrheit in der Ära der »fake news«, 
mit anhaltenden Neigungen zu Skandal und (Über-)Dramatik sowie dem inzwi-
schen durchgängigen Primat der Unterhaltung. Danach wird eine Lanze für die 
bewährte angelsächsische Tugend der Trennung von Nachricht und Kommentar 
gebrochen, sodann wird das eng gewobene, meist versteckte Netz von Politik, 
Wirtschaft und Medien etwa infolge des wachsenden Einflusses von PR und Poli-
tikberatung beleuchtet und der Vorwurf der Manipulation sowie der Macht der 
Öffentlichkeit etwa im Licht der berühmten »Schweigespirale« inspiziert. Im 
vorletzten Kapitel kommt der Autor auf die anhaltenden Veränderungen durch 
die »sozialen Medien« zu sprechen und prüft die kurante These vom Überflüssig-
werden des professionellen Journalismus, die er erwartungsgemäß verwirft. Ob 
»wir« in einer »Informationsgesellschaft« leben oder von nutzlosem, überbor-
dendem Informationsmüll (»Our society ist overnewsed, but underinformed«) 
zugeschüttet werden, so dass Wissen, Orientierung und Bildung verlorengehen, 
wie der Autor immer wieder tadelt, diskutiert er im abschließenden Kapitel, lässt 
aber die Frage letztlich offen. Erst gegen Ende weist er knapp auf grassierende 
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soziale Disparitäten und Benachteiligungen im Publikum hin, die die These von 
der sogenannten Wissenskluft längst noch nicht differenziert genug, zumal nicht 
für die Welt als ganze, markieren, und fragt sich, ob der viel beschworene Quali-
tätsjournalismus nur noch eine Offerte für die »Eliten« sei (130).

Offen bleibt weitgehend, an wen sich der Autor richtet und von wem er Ände-
rungen erwartet: Den Journalisten und Journalistinnen erneut, wie schon so oft, 
den kritischen Spiegel vorzuhalten, dass sie nicht gründlich, seriös und verant-
wortlich genug arbeiten, ihnen Allgemeinbildung fehlt, sie die Sprache misshan-
deln, den PR-Leuten auf den Leim gehen oder sich bei ihnen bequem bedienen, 
mit den Mächtigen gern kungeln, ist nicht neu und  –  wie gesagt  –  wohlfeil. Dem 
Publikum helfen diese Tadel und Läuterungsappelle wenig. Ihnen erklärt indes 
der Autor zu wenig und meist nur oberflächlich, warum Journalismus heute 
so funktioniert, wie er es tut, und welche basalen Strukturen vorherrschen. Sie 
liegen vornehmlich in der Ökonomie und in den Verflechtungen mit Kommerz 
und Werbung (worüber Arnold kaum ein Wort verliert) und zwingen selbst die 
gelobten, eigentlich unabhängigen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zu 
willfährigen Anpassungen.

Bei den sozialen Medien sind solche internationalen Machtstrukturen noch 
ungleich gewaltiger, wogegen politische Konzepte zur Besserung oder eigent-
lich schon Rettung des Journalismus wenig ausrichten können oder sogar weit-
gehend scheitern. Probate Appelle an das Ethos und an die Professionalität der 
Journalisten und Journalistinnen, sich auf ihr redliches publizistisches Handwerk 
zu fokussieren (das ja auch in der Vergangenheit längst nicht nur integer und 
ambitioniert war), schaffen jene Strukturen und erzwungene Funktions- und 
Arbeitsabläufe gewiss nicht ab. Vermutlich wird es daher künftig noch mehr solch 
kritische Aufarbeitungen des Journalismus geben; und die Verantwortlichen in 
den einschlägigen Studien- und Ausbildungsgängen müssen sich fragen, worauf 
sie ihre Studierenden jenseits des knappen Edelfeder-Ideals qualifizieren (möch-
ten), wenn sie nicht nur den notorischen Zynismus in ihrer Branche begünstigen 
wollen.

Diese Rezension erschien zuerst in rezensionen:kommunikation:medien, 20. November 2020, 
abrufbar unter https://www.rkm-journal.de/archives/22416.

Über den Rezensenten
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Arbeitsschwerpunkte: Medien- und Kulturtheorie, empirische und historische 
Medienforschung sowie Medienpädagogik. Zahlreiche Publikationen, zuletzt fol-
gende Bücher: (Hrsg.) Bildjournalismus  –  Grundlagen und Grenzfragen (2010); Interkul-
turelle Medienkommunikation (2011), zusammen mit Joachim Betz Internet Governance. 
Wer regiert wie das Internet? (2013). Seit Okt. 2012 Mitherausgeber der Halbjahres-
zeitschrift Medien & Altern (München).
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In den vergangenen Jahren haben der Anschlag auf die Synagoge in 
Halle an der Saale und andere antisemitische Vorfälle die deutsche 
Öffentlichkeit aufgeschreckt. Es häufen sich die Nachrichten, wonach 
sich Juden in Deutschland wieder unsicher fühlen und erneut mit dem 
Gedanken spielen, das Land zu verlassen. Doch nimmt der Antisemi-
tismus in Deutschland und Europa tatsächlich zu? Und wie kann die 
nichtjüdische Mehrheit einer solchen Entwicklung begegnen? In dem 
vorliegenden Buch gehen renommierte Wissenschaftler und Journalis-
ten diesen Fragen nach, erläutern die Defizite in der Kommunikations-
kultur, die einer Verständigung verschiedener Bevölkerungsgruppen 
im Wege stehen, und entwickeln Vorschläge, wie sie sich überwinden 
lassen.



Open Source

BLexKom möchte der Kommunikationswissenschaft im 
deutschsprachigen Raum ein Gesicht geben. Vorgestellt 
werden die zentralen Akteure: Professoren, Habilitierte 
und andere Personen, die einen gewichtigen Beitrag für 
das Fach geleistet haben – von Karl Bücher bis zu den 
frisch Berufenen. 

http://blexkom.halem-verlag.de

rezensionen:kommunikation:medien (r:k:m) versteht sich als 
zentrales Rezensionsforum für die Kommunikations- und 
Medienwissenschaften. r:k:m will seinen Lesern einen 
möglichst vollständigen thematischen Überblick über die 
einschlägige Fachliteratur ermöglichen und Orientierung 
in der Fülle des ständig wachsenden Buchmarkts bieten. 
Aktuelle Rezensionen erscheinen in regelmäßigen Ab-
ständen. 
http://www.rkm-journal.de

Das Journalistikon ist das erste deutschsprachigen Lexi-
kon der Journalistik. Dabei handelt es sich um die Wis-
senschaft, die den Journalistenberuf durch Ausbildung 
und Innovationen unterstützt und kritisch begleitet. Das 
Wörterbuch der Journalistik wendet sich nicht nur an 
Wissenschaftler oder Studierende entsprechender Fach-
richtungen, sondern an jeden, der sich für Journalistik 
und praktischen Journalismus interessiert und sich als 
Mediennutzer oder Medienhandwerker an einem reflek-
tierenden Zugang versuchen möchte. Das Journalistikon 
lohnt sich für alle, die Informationen zur Thematik su-
chen, ohne dabei ein zweites Lexikon zum Verständnis 
der Ausführungen daneben legen zu müssen.

http://www.journalistikon.de

BLexKom
BIOGRAFISCHES LEXIKON DER KOMMUNIKATIONSWISSENSCHAFT

blexkom.halem-verlag.de

r:k:m rezensionen:kommunikat ion:medien

Journalistikon
Das Wörterbuch der Journalistik

http://www.journalistikon.de

http://blexkom.halemverlag.de
http://www.rkm-journal.de
http://www.journalistikon.de
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